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Armuts- und Reichtumsbericht: 
Es mangelt an politischen Taten! 
 Als die rot-grüne Koalition der seinerzeit von Gerhard Schröder geführten Regierung am 
27. Januar 2000 den Auftrag erteilte, einen Armuts- und Reichtumsbericht vorzulegen, 
was bis dahin nur einzelne Wohlfahrtsverbände, Gewerkschaften, Länder und Kommu-
nen getan hatten, gab ihr der Bundestag dafür inhaltliche und methodische Leitlinien 
mit auf den Weg. Beispielsweise legten die Abgeordneten fest, dass die Erfassung der 
Ungleichheit „in die Analyse der gesamten Verteilung von Einkommen und Lebenslagen 
eingebettet“ sein müsse, dass der Report genaueren Aufschluss über „individuelle und 
kollektive Lebenslagen“ geben solle und dass er „nicht zu einem Zahlengrab“ werden 
dürfe. Außerdem heißt es in dem Parlamentsbeschluss unmissverständlich: „Die Be-
richterstattung muss die Ursachen von Armut und Reichtum darlegen.“

Keiner der bisherigen Regierungsberichte hat diesen Auftrag des Bundestages zu-
friedenstellend erfüllt. So hat der Reichtum immer ein Nischendasein gefristet. Dass 
er im Sechsten Armuts- und Reichtumsbericht nicht mehr stiefmütterlich behandelt 
wird, ist dem federführenden Arbeits- und Sozialministerium mit Hubertus Heil (SPD) 
als Ressortchef zu verdanken. Fragwürdig erscheint aber, dass die Bundesregierung 
den Einkommensreichtum bei einem monatlichen Nettoeinkommen von 3.894 Euro 
(Reichtumsschwelle des zweifachen Medianeinkommens auf Basis des Sozio-oekono-
mischen Panels 2017) und Vermögensreichtum bei einem Nettovermögen von 500.000 
Euro (in Preisen von 2017) beginnen lässt. Denn man muss gar nicht zu den etwa 120 
Multimilliardär:innen im Land gehören, um es kurios zu fi nden, dass eine Oberstudien-
rätin wegen ihres Gehalts für einkommensreich und der Eigentümer einer kleinen Woh-
nung in attraktiver Großstadtlage für vermögensreich erklärt wird.

Zwar geht aus dem Sechsten Armuts- und Reichtumsbericht hervor, dass die Einkom-
men und vor allem die Vermögen in Deutschland ungleich verteilt sind. Die ganze Dra-
matik der Verteilungsschiefl age wird allerdings nicht deutlich. Vielmehr heißt es, nach-
dem sich die Ungleichheit der Einkommen bis etwa zum Jahr 2005 verschärft habe, sei 
sie fortan „relativ stabil“ geblieben. Damit übernimmt man ein vom Institut der Deut-
schen Wirtschaft lanciertes Narrativ, wonach die soziale Ungleichheit (gemeint: die Ein-
kommensungleichheit) nur bis 2005 gestiegen, seither aber stabil geblieben sei. Am 1. 
Januar 2005 ist das im Volksmund „Hartz IV“ genannte Gesetzespaket der rot-grünen 
Bundesregierung in Kraft getreten und der Spitzensteuersatz in der Einkommensteuer 
mit 42 % auf seinen niedrigsten Stand seit 1949 gesunken; zudem übernahmen CDU 
und CSU am 22. November 2005 in der ersten Großen Koalition unter Angela Merkel 
wieder die Regierungsführung – ein Schelm, wer Böses dabei denkt, dass sich die Kluft 
zwischen Arm und Reich ausgerechnet von nun an nicht mehr vertieft haben soll!

Eine hohe Vermögenskonzentration wird zwar eingeräumt, aber sofort wieder relativiert, 
ohne dass ihr ganzes Ausmaß deutlich gemacht würde: „Betrachtet man die Haushalte 
nach der Höhe des Vermögens, entfi el auf die Haushalte in der unteren Hälfte der Vertei-
lung rund 1 % des gesamten Nettovermögens, während die vermögensstärksten 10 % 
der Haushalte mehr als die Hälfte des gesamten Nettovermögens auf sich vereinten. 
Vor gut zehn Jahren konnte die stärkste Ungleichverteilung der privaten Vermögen be-
obachtet werden, nachdem sie im Vergleich zu 1998 deutlich angestiegen war. Bis 2017 
bzw. 2018 war sie wieder leicht rückläufi g.“

Die wachsende Ungleichheit der Vermögensverteilung wird auf diese Weise verschleiert. 
Denn im Rahmen eines Forschungsprojekts für den Sechsten Armuts- und Reichtums-
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bericht der Bundesregierung haben die DIW-Verteilungsforschenden Carsten Schröder, 
Charlotte Bartels, Konstantin Göbler, Markus M. Grabka und Johannes König frühere 
Untersuchungsergebnisse des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung aktualisiert, 
korrigiert und präzisiert. Zu diesem Zweck griffen sie auf eine Spezialstichprobe von 
SOEP-Daten zurück, nahmen eine Sonderbefragung von Vermögensmillionär:innen vor 
und bezogen die Reichenliste eines Wirtschaftsmagazins ein, um auch Hyperreiche im 
Rahmen dieser Sonderauswertung zu berücksichtigen. Demnach entfallen heute 67,3 % 
des Nettogesamtvermögens auf das oberste Zehntel der Verteilung, 35,3 % des Netto-
gesamtvermögens konzentrieren sich beim reichsten Prozent der Bevölkerung, und das 
reichste Promille kommt immer noch auf 20,4 % des Nettogesamtvermögens. Selbst un-
ter den Vermögenden ballt sich der Reichtum bei wenigen Personen zusammen.

Anstelle der Betrachtung von Lebensphasen, die zuletzt im Zentrum der Armuts- und 
Reichtumsberichte stand und soziale Ungleichheit auf der Ebene aufeinander folgen-
der biografi scher Stationen (Kindheit, Jugend, Erwerbsphase und Ruhestand) erfass-
te, wodurch das Problem individualisiert und Alterseffekte verabsolutiert wurden, ist 
diesmal eine mehrdimensionale Längsschnittbetrachtung in Fünfjahresschritten er-
folgt, welche soziale bzw. Lebenslagen in den Mittelpunkt rückt. Auf der Basis eines 
Forschungsprojekts der Universität Bremen wurde eine Typologie der sozialen Lagen 
gebildet, die Einkommen, Vermögen, Erwerbsintegration und Wohnraumversorgung 
als Dimensionen umfassen. In eine Rangordnung gebracht ergeben sich acht Sozialla-
gen, von „Armut“ ganz unten über „Prekarität“, „Armut – Mitte“, „untere Mitte“, „Mitte“, 
„Wohlhabenheit – Mitte“ und „Wohlstand“ bis zu „Wohlhabenheit“ ganz oben. Vor allem 
mit den beiden zuletzt genannten Kategorien trifft man allerdings nicht bloß eine ge-
künstelt wirkende und sprachlich wenig überzeugende Unterscheidung, sondern lässt 
auch den Begriff „Reichtum“ – zusammen mit der Armut eigentlich Kern der Berichter-
stattung – gänzlich verschwinden.

Hier liegt wohl das größte Manko des Sechsten Armuts- und Reichtumsberichts wie bei 
allen seinen Vorgängern: Er bleibt rein deskriptiv und lässt analytische Tiefenschärfe 
vermissen. Anders formuliert: Nach den gesellschaftlichen Entstehungsursachen der 
ausführlich beschriebenen Verteilungsschiefl age wird trotz des eingangs zitierten Par-
lamentsauftrages überhaupt nicht gefragt. Vielmehr geraten nur die Auslöser persön-
licher Notlagen wie Erwerbslosigkeit, (Früh-)Invalidität oder Trennung bzw. Scheidung 
vom (Ehe-)Partner in den Blick. Die gesellschaftlichen Determinanten sozialer Auf- und 
Abstiege bleiben dagegen im Dunkeln, weil die bestehenden Eigentumsverhältnisse 
nicht hinterfragt werden.

Für die Bundesregierung scheint das Kardinalproblem der sozioökonomischen Un-
gleichheit aufgrund ihrer eigenen Bemühungen weitgehend gelöst zu sein, denn zu je-
dem Politikfeld enden die Kapitel mit zwei Abschnitten, die „Was bereits getan wurde“ 
bzw. „Was weiter zu tun ist“ überschrieben sind, und ausnahmslos ist die Liste des an-
geblich Geleisteten sehr viel länger als die Liste des noch zu Leistenden. Leider nutzt die 
Bundesregierung einen Großteil des gut 500-seitigen Berichts, um dem (Wahl-)Volk die 
eigene Praxis als Erfolgsgeschichte zu verkaufen, statt sich den sozialen Problemen des 
Landes zu stellen. Dabei könnten Armuts- und Reichtumsberichte eine gute Basis für 
eine bessere Wirtschafts-, Steuer- und Sozialpolitik der Bundesregierung sein, wenn sie 
die „Lebenslagen in Deutschland“ – so lautet seit 20 Jahren der Titel – kritisch analysie-
ren, die Gründe für soziale Spaltungsprozesse erschließen und daraus entsprechende 
Handlungsempfehlungen ableiten würden. Wer die Wurzeln der wachsenden Ungleich-
heit nicht (er)kennt oder sie verdrängt, kann die Axt auch nicht an die Wurzel des Kardi-
nalproblems unserer Gesellschaft legen. Diesbezüglich fehlt es nämlich keineswegs an 
statistischen Daten – im Regierungsbericht fi ndet sich eine Fülle informativer Statistiken, 
Tabellen und Schaubilder –, sondern an politischen Taten!
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Universität zu Köln 
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Mietendeckel

Regulierung bleibt sinnvoll

Das Bundesverfassungsgericht hat den Berliner Mie-
tendeckel kassiert. Was in der Stadt wütende Proteste 
hervorgerufen hat, war für Jurist:innen eigentlich keine 
Überraschung: Hintergrund ist, dass bundesweit bereits 
abschließende Regelungen zu allen im Mietendeckel re-
gulierten Aspekten vereinbart sind. Dies betrifft die Höhe 
der Mieten neu geschlossener Verträge (Mietpreisbrem-
se), die Anpassung der Mieten in laufenden Verträgen 
(Kappungsgrenze) und die Möglichkeiten der Mieterhö-
hungen nach Modernisierungen (Modernisierungsumla-
ge). Allein weil diese Regelungen bereits existieren, fehle 
dem Land Berlin die Handhabe, eigene Grenzen festzule-
gen, so das Bundesverfassungsgericht.

Viele Gegner:innen des Mietendeckels sehen sich nach 
dem Urteil darin bestärkt, dass Regulierungen des Woh-
nungsmarkts zu weit in das Eigentumsrecht eingreifen 
und keine Lösung des Problems des Wohnungsmangels 
darstellen. Befürwortende argumentieren, dass das Urteil 
eine Aufforderung für scharfe Regelungen auf Bundes-
ebene sei, da das Bundesverfassungsgericht den Mie-
tendeckel nicht wegen seiner Inhalte, sondern wegen der 
fehlenden Gesetzgebungskompetenz gekippt habe. Bei-
de Seiten liegen damit falsch. Das Urteil bricht weder den 
Stab über Wohnungsmarktregulierungen, noch ist es eine 
Empfehlung, diese deutlich auszuweiten.

Generell sind Regulierungen des Wohnungsmarkts 
sinnvoll, da Wohnraum ein Grundbedürfnis ist. Hierfür 
spricht erstens, dass es eine Ungleichverteilung der Ver-
handlungsmacht in einem Mietverhältnis gibt. Könnten 
Vermieter:innen in laufenden Verträgen Mieten frei erhö-
hen oder Kündigungen grund- und fristlos aussprechen, 
wären Mieter:innen der Willkür ausgesetzt. Hohe Kosten 
bei der Suche einer neuen Wohnung hindern Haushalte, 
schnell auf sich ändernde Preise zu reagieren – die sozi-
alen Kosten eines unregulierten Markts wären immens. 
Dies ist jahrzehntelanger Konsens in der deutschen Woh-
nungsmarktpolitik. Zweitens spricht für eine Regulierung, 
dass erodierende Sozialstrukturen erhebliche externe 
Kosten verursachen – die Literatur zu Gentrifi zierung und 
Ghettoisierung ist in diesem Zusammenhang eindeutig. 
Drittens kommt es auf Wohnungsmärkten regelmäßig zu 
sogenannten Schweinezyklen, die umso größer ausfal-
len, je unfl exibler das Angebot auf eine steigende Nach-

frage reagieren kann. Da das Angebot kurzfristig starr 
ist, schießen Mieten weit über das langfristige Markt-
gleichgewicht hinaus, was zu massiven Veränderungen 
der Sozialstrukturen, zu steigender Ungleichheit sowie 
zu Windfallprofi ts bei Immobilieneigentümer:innen führt. 
Das Preissignal ist verzerrt.

Letzteres spricht für eine vorausschauende Wohnungs-
marktpolitik, die Bevölkerungsentwicklungen antizipiert 
und eine große Angebotsfl exibilität schafft. Diese können 
Kommunen durch eine entsprechende Bodenpolitik, ent-
schlackte Bauvorschriften, eine technisch moderne und 
personell ausreichend ausgestatte Bauverwaltung und 
eine effi ziente Besteuerung des Werts von Grund und 
Boden erreichen. All dies ist in den 2000er Jahre in den 
Hintergrund getreten: Das Narrativ, Deutschland sei ange-
sichts der demografi schen Wende „fertig gebaut“, hatte 
sich verfestigt. Das Ergebnis der starken Zuwanderung in 
die Städte sind erheblich steigende Mieten, die gerade bei 
den unteren Einkommen die Wohnkostenbelastung deut-
lich erhöhen. Da Bautätigkeit kurzfristig kaum ausgewei-
tet werden kann, ist eine stärkere Regulierung von Mieten 
eine sinnvolle Politik, um die Folgen der Fehler der Ver-
gangenheit zu korrigieren. Eine solche Regulierung sollte 
allerdings klug sein: Sie darf die Anreize zu bauen nicht 
nehmen, sollte Kostensteigerungen für Instandhaltung 
und Modernisierung berücksichtigen und selbstdosierend 
die Mietendynamik bremsen.

Der Mietendeckel war in weiten Teilen das Gegenteil 
dessen. Das Einfrieren oder gar Absenken der Mieten in 
geschlossenen Verträgen oder die hohen Hürden für Mo-
dernisierungen hätten zu langfristig verheerenden Quali-
tätsverlusten des Mietwohnungsbestands und kurzfristig 
zu einem deutlichen Sinken des Angebots geführt. Letz-
teres war bereits zu beobachten und hat die Situation auf 
dem Berliner Wohnungsmarkt für Wohnungssuchende 
erheblich verschlechtert. Hingegen entspricht die Miet-
preisbremse in ihrer Mechanik weitgehend dessen, was 
eine moderne Wohnungsmarktregulierung leisten sollte: 
Erstens macht sie Neubauten durch ihre Ausnahmen at-
traktiv. Zweitens ist sie für den regulierten Bestand an die 
Marktdynamik geknüpft und unterbindet damit lediglich 
das kurzfristig massive Überschießen der Preise. Drittens 
setzt sie sich automatisch außer Kraft, wenn Mietpreisan-
stiege unter bestimmte Schwellenwerte sinken. Es lohnt 
eine Debatte um eine Verbesserung der Mietpreisbremse, 
wenn gleichzeitig dafür gesorgt wird, dass die Ursache 
des Problems – fehlender Wohnraum – mit entsprechen-
der Ausweitung des Angebots mittelfristig gelöst wird.

Claus Michelsen

DIW Berlin

CMichelsen@diw.de

DOI: 10.1007/s10273-021-2905-6
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Klimaschutzgesetz

Nachsitzen für Freiheitsrechte

Mit großer Aufmerksamkeit wurde in den vergangenen 
Tagen das Urteil des Bundesverfassungsgerichts aufge-
nommen, das den Kläger:innen gegen das 2019 verab-
schiedete Klimaschutzgesetz in Teilen Recht gab. Zwar 
wurde vom Gericht zugestanden, dass das Klimaschutz-
gesetz in weiten Teilen rechtskonform sei und keine 
grundrechtlichen Schutzrechte verletzt würden. Zugleich 
wurde jedoch festgestellt, dass das Gesetz die Freiheits-
rechte jüngerer Menschen ungebührlich beschneiden 
würde. Der umfangreiche CO2-Verbrauch schon bis 2030, 
den das Gesetz erlaubt, verschärfe das Risiko schwerwie-
gender Freiheitseinbußen, weil damit die Zeitspanne für 
technische und soziale Entwicklungen knapper würden, 
mit deren Hilfe die Umstellung von der heute noch umfas-
send mit CO2-Emissionen verbundenen Lebensweise auf 
klimaneutrale Verhaltensweisen freiheitsschonend vollzo-
gen werden könnte. Die CO2-Minderungspfl ichten, die zur 
Wahrung der Klimaziele von Paris (Begrenzung der globa-
len Durchschnittstemperatur auf deutlich unter 2°C und 
möglichst auf 1,5°C) sowie zur Erreichung der Klimaneu-
tralität in Deutschland bis 2050 erforderlich seien, wür-
den die Möglichkeiten der jüngeren Generation ab 2031 
zu sehr einschränken. Die Karlsruher Richter sehen hierin 
eine „umfassende Freiheitsgefährdung“ durch einseitige 
Verlagerung der Vermeidungslasten auf die Zukunft. Das 
Gericht zielt mit seinem Urteil zwar explizit auf die Ver-
säumnisse in der Klimagesetzgebung nach 2030 ab, weil 
kein hinreichend konkreter „Fahrplan“ für den weiteren 
Weg zur Erreichung der Klimaziele festgelegt sei. Doch 
diese Feststellung beinhaltet zugleich Rückwirkungen auf 
den Klimaschutz bis 2030, wenn festgestellt wird, dass 
die gegenwärtigen Anstrengungen zu gering seien.

Hervorzuheben ist an dem Urteil vor allem, dass mehr-
fach und explizit auf den Ansatz des „CO2-Restbudgets“ 
zurückgegriffen wird, wie er vom Sachverständigenrat 
für Umweltfragen (SRU) entwickelt wurde. Dieses Rest-
budget zeigt an, wieviel Treibhausgase sich Deutschland 
unter den gesetzten Zielen noch leisten darf und wann – 
bildlich gesprochen – die Badewanne überläuft. Der SRU 
hatte auf Grundlage eines gleichen Emissionsbudgets 
pro Weltbürger errechnet, dass für Deutschland ab 2020 
ein „CO2-Restbudget“ von 6,7 Gigatonnen vorhanden sei. 
Die Politik hat diesen Ansatz bislang nicht aufgegriffen 
und sich stattdessen an prozentualen Minderungszielen 

für Treibhausgasemissionen (bezogen auf 1990) orien-
tiert. Damit aber werden die noch erlaubten Emissions-
mengen nicht gut sichtbar. Nach SRU-Berechnungen 
müssten auf Basis des CO2-Restbudgets die Treibhaus-
gase in Deutschland bis 2030 um 88 % sinken, um das 
Pariser 1,5°C-Ziel einzuhalten, beim 2°C-Ziel wären es 
mindestens 68 %.

Der Ansatz des Gerichts, das CO2-Restbudget und damit 
quantitative Zielgrößen für die Ableitung von Maßnahmen 
zugrunde zu legen, steht in Einklang mit umweltökonomi-
schen Empfehlungen, wonach Zielsetzungen im Umwelt-
schutz tunlichst auf Gesamtemissionsmengen bezogen 
sein sollten. Mit einer solchen Festlegung tut sich die Po-
litik bekanntermaßen nicht nur im Klimaschutz schwer; 
auch in anderen umweltpolitischen Feldern gibt es das 
bisher nicht. So gesehen ist das Urteil ein wichtiger Mei-
lenstein nicht nur für den Klimaschutz.

Die Politik hat nun sehr kurzfristig reagiert, um nachzu-
bessern. In Rede steht vor allem, anstatt der 55 %-Min-
derungen von Treibhausgasen bis 2030 nun 65 % anzu-
streben. Bis 2040 sollen es dann 88 % sein, und das Ziel 
der Klimaneutralität soll um fünf Jahre auf das Jahr 2045 
vorgezogen werden. Soweit so gut. Es wird jedoch ge-
waltiger Anstrengungen bedürfen und die gesellschaftli-
chen Auseinandersetzungen nicht kleiner werden lassen, 
wenn es um die Umsetzung geht. Was das Herunterbre-
chen der neuen Ziele auf einzelne Sektoren anbetrifft, so 
steht zu befürchten, dass die Festlegung des Emissions-
budgets für Sektoren einem statischen Ansatz folgt, der 
Unterschiede in den Vermeidungspotenzialen oder den 
technologischen Innovationen in den einzelnen Sektoren 
und – damit verbunden – Unterschiede in den Grenzver-
meidungskosten außer Acht lässt. Es ist wenig sinnvoll 
und auch nur schwer umsetzbar, wenn beispielsweise 
der Gebäudesektor bis 2049 eine bestimmte Menge an 
Treibhausgasen einsparen soll, insbesondere wenn dies 
in anderen Sektoren zu weitaus geringeren Kosten mög-
lich wäre. Hinzu kommt, dass die Rolle der negativen 
Emissionstechnologien, um Treibhausgase der Atmo-
sphäre zu entziehen, bisher völlig unklar ist. Aus ökono-
mischer Sicht ist die Politik daher gut beraten, vor allem 
auf den CO2-Preis zu setzen. Es gilt, den Emissionshan-
del auszubauen, CO2-Preise für die Sektoren außerhalb 
des Emissionshandels festzulegen und Kompensation 
zwischen verschiedenen Sektoren zuzulassen. Gerade 
der Ruf nach fl exibleren Instrumenten ist vor dem Hinter-
grund der neuen ambitionierten Zielsetzungen dringen-
der denn je.

Bernd Hansjürgens

Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung − UFZ 

bernd.hansjuergens@ufz.de

DOI: 10.1007/s10273-021-2906-5
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Mindeststeuern

Gut gemeint, aber wirkungsschwach

Das internationale Unternehmensteuersystem ist nicht 
gemacht für eine hochmobile Welt. Seine Grundpfeiler 
stammen aus dem frühen 20. Jahrhundert, als Firmen 
kaum über Grenzen hinweg tätig waren. Heute agieren 
viele von ihnen weltweit. Sie verschieben Investitionen in 
Niedrigsteuerländer und drücken ihre Steuerquoten über 
Gewinnverlagerung an Niedrigsteuerstandorte (wobei die 
Wissenschaft noch streitet, wie prävalent das Problem 
ist). Staaten konkurrieren um die Ansiedelung mobiler In-
vestitionen und Gewinne. In den letzten Jahrzehnten sind 
die Unternehmensteuersätze weltweit substanziell gefal-
len. In Deutschland hat sich die Belastung seit den 1990er 
Jahren fast halbiert. Dass Firmen keinen „fairen“ Beitrag 
zur Finanzierung der Staatshaushalte leisten, verletzt das 
Gerechtigkeitsempfi nden vieler Menschen. Regierungen 
haben in den letzten Jahrzehnten vor allem multinationale 
Gewinnverschiebungen in den Blick genommen und um-
fassende Regeln erlassen, um diese zu unterbinden. Im 
Rahmen internationaler Projekte (BEPS und ATAD) wur-
den Gewinnverschiebungsregeln seit 2013 international 
koordiniert und verschärft.

Nun sind weitere Regeln geplant. Aktuell verhandeln 140 
Länder im Rahmen des Inclusive Frameworks der OECD 
über eine globale Mindeststeuer. Konkret sollen die Mut-
terländer „Übergewinne“ an Tochterstandorten nachbe-
steuern, wenn die Steuerquote unter dem festgeschriebe-
nen Mindeststeuersatz liegt. Flankierend sollen bestimm-
te Zahlungen an Niedrigsteuerländer nicht mehr von der 
Steuerbasis abzugsfähig sein. Anfang April 2021 hat sich 
die neue US-Regierung hinter die Mindeststeuervorschlä-
ge gestellt und damit ordentlich Rückenwind erzeugt.

Ob eine globale Mindeststeuer den Beitrag des Unterneh-
menssektors zur Staatsfi nanzierung erhöht, ist fraglich. 
Der Effekt des Systems hängt entscheidend an Ausgestal-
tungsdetails, z. B. der Höhe des gewählten Mindeststeuer-
satzes. Hier waren bislang aus OECD-Kreisen unambitio-
nierte Werte zu hören: 10 %. Vielleicht 12,5 %. Das verhin-
dert Nullbesteuerung, aber nicht Anreize zur Gewinnverla-
gerung. Deutsche multinationale Unternehmen (MNU), die 
hierzulande mit 30 % besteuert werden, würden weiterhin 
von Gewinnverschiebung nach Irland profi tieren, wo ein 
Satz von 12,5 % gilt. Und selbst wenn Gewinnverlagerung 
eingedämmt wird, könnten Unternehmensteuersätze und 

damit der Unternehmensbeitrag zur Staatsfi nanzierung 
sinken. Staaten haben weiterhin Anreize, über Steuersatz-
senkungen Firmenaktivität anzuziehen. Der Weg von ak-
tuell rund 30 % Gewinnsteuerbelastung in Deutschland zu 
12,5 % ist weit. Und es ist nicht klar, ob der Mindeststeu-
ersatz als Haltelinie im Steuerwettbewerb fungiert: Wenn 
nur „Übergewinne“ der Mindestbesteuerung unterliegen, 
haben Länder immer noch Anreize, mit niedrigeren Steuern 
auf „Normalgewinne“ Firmenaktivität anzulocken.

Die US-Finanzministerin Janet Yellen will das System da-
her strikter ausgestalten. Sie plädiert für eine Mindest-
steuer, die alle Auslandsgewinne einbezieht, sowie für 
einen hohen internationalen Mindeststeuersatz von 21 %. 
Fraglich ist, ob sich die Staatengemeinschaft hinter Yel-
lens Vorschlag stellt. Niedrigsteuerländer wie Irland ha-
ben keinen Anreiz dazu. Das ist die Crux bei der Debat-
te: Das Mindeststeuersystem kann Gewinnverlagerung 
und Steuerwettbewerb nur unterbinden, wenn es strikt 
ausgestaltet ist. Aber dann machen nicht alle mit. Und 
wenn viele Länder außen vor bleiben, können MNU über 
die Verlagerung ihrer Firmensitze in nicht partizipierende 
Staaten die Mindeststeuer umgehen. Flankierende Maß-
nahmen sollen das unterbinden – wie gut sie wirken, ist 
unklar. Und sie tragen zur Komplexität des Systems bei.

Es lohnt ein Schritt zurück und die Frage, ob es Alterna-
tiven gibt. Das Grundproblem heißt Mobilität: Firmen sind 
mobil und entziehen sich der Besteuerung. Gewinnver-
schiebungsregeln und Mindeststeuern versuchen hier, 
Dämme einzuziehen. Aber es ist schwer, jedes Schlupfl och 
zu schließen. Und Staaten selbst haben Anreize, Regeln 
nicht (adäquat) anzuwenden, um Firmenaktivität anzuzie-
hen. Dass so ein stabiles internationales System geschaf-
fen werden kann, das dem öffentlichen Bedürfnis nach 
einem „fairen“ Beitrag von MNU zur Staatsfi nanzierung 
gerecht wird, darf zumindest bezweifelt werden. Zudem ist 
der Aufwand hoch: Gewinnverschiebungsregeln erzeugen 
schon heute hohe Befolgungs- und Verwaltungskosten. 
Mit der Mindeststeuer dürften diese weiter ansteigen.

Warum also nicht das Problem an der Wurzel packen und 
Unternehmensbesteuerung an Faktoren knüpfen, die im-
mobil sind? Den Standort der Konsument:innen oder der 
Eigentümer:innen. Viel spricht dafür: Gewinnverschiebung 
wäre eliminiert. Steuerwettbewerbsanreize würden sin-
ken. Das System wäre leichter administrierbar. Und Staa-
ten hätten, bei adäquater Ausgestaltung, Anreize beizutre-
ten. Die OECD macht in ihren „Pillar 1“-Vorschlägen Mini-
Schritte in diese Richtung. Umfassendere sollten folgen.

Nadine Riedel

Westfälische Wilhelms-Universität Münster
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Handwerk

Wirksamkeit von Meisterprämien

Die staatliche Förderung von Bildungs- und Ausbil-
dungsmaßnahmen wird unter anderem mit deren posi-
tiven externen Effekten begründet (dieser Kommentar 
basiert auf Runst, 2021). Demnach profi tiert nicht nur 
das Individuum, das vergünstigt (oder kostenlos) Wis-
sen erwirbt und dadurch ein höheres Markteinkommen 
erzielt, sondern auch die Gesellschaft als Ganzes, in-
dem die höhere individuelle Produktivität auch anderen 
Marktakteuren zugutekommt oder Innovationen hervor-
gebracht werden, die von anderen Marktteilnehmenden 
und zukünftigen Generationen genutzt werden. Die Exis-
tenz dieser positiven externen Effekte bleibt allerdings 
wissenschaftlich umstritten. So untersuchen z. B. Clark 
et al. (2020) die Erweiterung obligatorischer, staatlicher 
Bildung in den Jahren 1919, 1947 und 1972 in England 
und fi nden keine Hinweise auf positive externe Effekte 
staatlicher Bildungsförderung.

In Deutschland fi nanziert der Staat sowohl Universitäten 
mit durchschnittlich rund 7.000 Euro je Studierendem 
(Destatis, 2018, 45) als auch Berufsschulen im dualen 
System mit rund 3.200 Euro je Auszubildendem (Desta-
tis, 2020, 6). Somit lag der Anteil der öffentlichen Förde-
rung an den Gesamtkosten im Falle eines Studiums mit 
83 % in der Vergangenheit deutlich über dem einer Be-
rufsausbildung mit 46,2 % (Thomä, 2013). Diese fi nanzi-
elle Ungleichbehandlung bestimmter Ausbildungswege 
lässt sich volkswirtschaftlich nur schwer begründen, 
denn es ist fraglich, ob die positiven externen Effekte 
aller universitären Fachrichtungen (z. B. Geistes- oder 
Sozialwissenschaften) für die Gesamtgesellschaft tat-
sächlich höher ausfallen als z. B. bei der Ausbildung ei-
ner Metallbauerin, Optikerin oder Elektrikerin.

Im Hinblick auf dieses Problem führten eine Reihe von 
Bundesländern seit 2013 Prämien ein, die nach er-
folgreichem Abschluss einer Meisterprüfung in einem 
Handwerksberuf gezahlt werden. Das wirtschaftspoliti-
sche Instrument sollte allerdings als vorsichtiger erster 
Schritt der stärkeren Förderung der Meisterausbildung 
verstanden werden, denn die aktuelle Förderhöhe mit 
2.000 Euro in Bayern (bei Einführung im Jahr 2013 lag 
die Prämie bei 1.000 Euro, sie wurde 2018 auf 1.500 Eu-
ro und seit 2019 auf 2.000 Euro angehoben) bis 4.000 

Euro in Niedersachsen könnte zu gering sein, um die mit 
der Meisterausbildung verbundenen Lebensentschei-
dungen zu beeinfl ussen.

Um die Wirksamkeit der Meisterprämie in ihrer jetzigen 
Höhe zu evaluieren, untersucht Runst (2021), ob die Ein-
führung der Meisterprämie in Bayern im Jahr 2013 ei-
nen positiven Effekt auf die Zahl der Meisterprüfungen 
je 10.000 Einwohner:innen hatte (methodische Details: 
Runst, 2021). Die abhängige Variable wurde den Daten 
des Zentralverbands des deutschen Handwerks (ZDH) 
für die Jahre 2005 bis 2019 entnommen. Die Ergebnis-
se der Difference-in-Differences-Regressionen liefern 
keinerlei Hinweise auf eine positive Wirkung der Prämie. 
Des Weiteren lassen sich anhand von Synthetic Con-
trol Methods nur wenige Hinweise auf kleine Effekte der 
wirtschaftspolitischen Maßnahme fi nden. Zudem sind 
die Ergebnisse nicht robust, d. h. sie lassen sich nicht 
konsistent in allen Spezifi kationen nachweisen. 

 Die aktuelle Datenlage lässt daher den Schluss zu, dass 
die Einführung der Meisterprämien bisher nicht zu einer 
verstärkten Meisterausbildung im Handwerk beigetra-
gen hat. Das Ergebnis ist aus theoretischer Perspektive 
wenig überraschend, denn die Zahlung von 2.000 bis 
4.000 Euro am Ende einer längeren Ausbildungsphase 
erscheint im Angesicht der mit ihr verknüpften grund-
legenden Berufswahlentscheidung eher gering. Es ist 
anzunehmen, dass für eine sub stanzielle Wirkung auf 
die Zahl der Meisterprüfungen deutlich höhere fi nanzi-
elle Anreize erforderlich wären. Nichtsdestotrotz wurde 
mit dem Instrument begonnen, die fördertechnische 
Ungleichbehandlung der Ausbildung gegenüber dem 
Studium abzubauen.

Petrik Runst

Volkswirtschaftliches Institut für Mittelstand und Handwerk an der 

Universität Göttingen

petrik.runst@wiwi.uni-goettingen.de
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Atomausstieg

Die Schlussrechnung

Der Ausstieg aus der kommerziellen Nutzung der Atom-
energie in Deutschland wird in diesen Wochen endgültig 
geregelt (18. AtG-Novelle). Zu zahlen hat der Bund ab-
schließend insgesamt 2,428 Mrd. Euro. Davon werden le-
diglich 142 Mio. Euro für den Politikansatz des „raus aus 
den Kartoffeln, rein in die Kartoffeln“ an EnBW, E.ON und 
RWE gezahlt. Mit der 11. AtG-Novelle im Herbst 2010, nach 
der Finanzkrise 2009, waren relativ zum Beendigungs-
gesetz von 2002 zusätzliche Stromerzeugungsmengen 
gewährt worden – die sogenannte Laufzeitverlängerung 
um acht bzw. 14 Betriebsjahre. Die Erträge daraus waren 
abgeschätzt und in einem begleitenden öffentlich-rechtli-
chen Vertrag im Verhältnis 50 : 50 auf Konzerne und Bund 
aufgeteilt worden. Diese Verlängerung des „goldenen 
Endes“ der Kernkraftnutzung wurde mit der Ausstiegs-
entscheidung nach Fukushima in Form des sogenannten 
beschleunigten Atomausstiegs widerrufen. Investitions-
aufwendungen, welche die Konzerne im Vertrauen auf die 
Zusage vom Herbst 2010 vorgenommen hatten, werden 
ihnen erstattet – ein legitimer Entschädigungsvorgang.

Es bleiben 2,286 Mrd. Euro, welche die Konzerne RWE und 
Vattenfall im Verhältnis 40 : 60 erhalten. Aus dem Bundes-
haushalt wird für die konzerninterne Nichtnutzung von Er-
zeugungsrechten aus den AKW Krümmel und Brunsbüttel 
(Vattenfall: 1,43 Mrd. Euro) und Mülheim-Kärlich (RWE: 0,86 
Mrd. Euro) gezahlt. Dem stehen die anderen beiden Atom-
konzerne, EnBW und E.ON, gegenüber, die Erträge in glei-
cher Größenordnung durch Zusatz-Einsatzzeiten über die 
Regelung im Beendigungsgesetz von 2002 hinaus auf dem 
Markt erzielen. Das ist ein asymmetrischer Ausgleichsvor-
gang, für Mindernutzung wird gezahlt, Mehrnutzung wird 
nicht abgeschöpft. Er erscheint deshalb illegitim.

Von der Abschlusszahlung, die den endgültigen „Rechts-
frieden“ unter den Beteiligten herstellen soll, fl ießen Vat-
tenfall fast 60 % zu. Der vom Bund fi nanzierte Rechts-
frieden umfasst auch das (völlig überteuerte) Verfahren 
vor dem Washingtoner Schiedsgericht, das unter dem 
Energie charta-Vertrag nur dem ausländischen Staatskon-
zern Vattenfall offensteht. Auch das wird beendet. Wes-
halb sollte sich in der hohen Abschlusszahlung an Vatten-
fall nicht auch die besondere Hebelkraft widerspiegeln, 
über die dieser Konzern als einziger mit seinem Zugang 
zum Washingtoner Schiedsgericht verfügt?

In dieser Abschlussentscheidung kulminieren zwei Ten-
denzen: Die Konsolidierung der Eigentumsordnung des 
Grundgesetzes sowie der klimapolitisch bedingte Bedarf 
an Ausstiegen aus angestammten Kapitalgüter-Nutzungen. 
Vermögensminderungen durch Stranded Assets werden 
häufi ger. Von wem sie getragen werden, vom Eigentümer 
der Kapitalgüter oder vom Staat, entscheidet am Ende die 
kodifi zierte Eigentumsordnung, das Justizsystem.

Art. 14 GG schützt das bürgerliche Eigentum. Geset-
zesgestützte Enteignung ist gestattet gegen Ausgleich 
eines „Schadens“, der dadurch zugemutet wird. „Die 
Entschä digung ist unter gerechter Abwä gung der Interes-
sen der Allgemeinheit und der Beteiligten zu bestimmen“, 
heißt es. Das sind Formulierungen, die an Karl Marx’ Ana-
lyse der bürgerlichen Eigentumsordnung oder an Katha-
rina Pistors Code des Kapitals erinnern. Art. 14 GG ist im 
Wortlaut seit 70 Jahren unverändert geblieben. Immer er-
neute Auslegungen des Textes durch die Rechtsprechung 
haben daraus bis heute eine regelrechte bürgerliche Ei-
gentumsordnung geschaffen. Auf ihr beruht die Entschä-
digungszahlung von 2,29 Mrd. Euro. Mit der AtG-Novel-
le vom 10. Juli 2018 hatte die Politik versucht zu sagen: 
„Gleicht das Plus und das Minus untereinander aus!“ Doch 
das wurde vom Verfassungsgericht nicht mitgetragen. Die 
etablierte Eigentumsordnung zeigt sich asymmetrisch hin-
sichtlich Schäden und leistungslosen Extra-Erträgen, die 
durch staatliche Eingriffe herbeigeführt werden.

Die letzten 50 Jahre sind geprägt von einem wissenschafts-
gestützten Vorgang von immer neu entdeckten Umweltge-
fährdungen durch rechtlich zugelassene Produktionsverfah-
ren. Umweltpolitik ist die systematische Einschränkung von 
zugelassenen Produktionsweisen. Ob diese Einschränkung 
eine entschädigungspfl ichtige „Enteignung“ darstellt, ent-
scheidet die Eigentumsordnung. Trotz der Entdeckung der 
Problematik in den späten 1960er Jahren wurde sie aber 
in Deutschland nie explizit geregelt. Faktisch haben wir ei-
ne Case-Law-Entwicklung hinter uns. Allein im Bereich 
der Elektrizitätserzeugung reiht sich ein Ausstiegsvorgang 
an den nächsten. Es begann mit dem Waldsterben, als die 
Gesetzgebung Anfang der 1980er Jahre den Stromkonzer-
nen Entschwefelung und Entstickung auferlegte. Das Paket 
wurde mit den Konzernen abgestimmt, damit deren Weg 
nach Karlsruhe unterblieb. Mit dem ersten Atomausstieg 
verfuhr man ebenso. Seitdem wurden drei Kohleausstiege 
beschlossen – auch mit der Ruhrkohle lief es gut. Mit dem 
Verfahren beim zweiten Atomausstieg wurden Präzedenzen 
geschaffen, die uns bei den Kämpfen um Entschädigungen 
für Kohlekraftwerke noch teuer zu stehen kommen können.
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Erderwärmung, Klimazoll und Klimaclub: 
Wie können die Paris-Ziele erfüllt werden?
Der Klimawandel und die damit einhergehende Erderwärmung gehören zu den wichtigsten 
Herausforderungen unserer Zeit. Um die Ziele des Pariser Klimaabkommens zu erreichen, 
müssen die Treibhausgasemissionen deutlich reduziert werden. Die Autor:innen diskutieren 
die in Deutschland und weltweit notwendigen wirtschaftspolitischen Maßnahmen. Dabei 
kommt Strategien zur Implementierung einer gemeinsamen Klimapolitik speziell der 
Hauptemittenten Europa, China und USA eine besondere Bedeutung zu. Noch können 
die Paris-Ziele erreicht werden, wenn auf internationaler Ebene kooperiert wird und auf 
nationaler Ebene angemessene Langfriststrategien etabliert werden. Die aktuellen politischen 
Entwicklungen haben dafür ein Fenster geöffnet.

Naturwissenschaftlicher Hintergrund der Erderwärmung: Wo stehen wir zurzeit?
Daniela Jacob, Knut Görl, Markus Groth, Karsten Haustein, Diana Rechid, Kevin Sieck, Maria Wolff, 
Climate Service Center Germany, Helmholtz-Zentrum Hereon, Hamburg.

Chancen und Risiken klimapolitischer Langfriststrategien am Beispiel des deutschen 
Klimaschutzgesetzes
Achim Hagen, Humboldt-Universität zu Berlin.

Karen Pittel, Ludwig-Maximilians-Universität München.

Uneinheitliche Vermeidungskosten und Preissignale im Klimaschutz
Hubertus Bardt, Institut der deutschen Wirtschaft, Köln.

Handelspolitik als Klimaschutzinstrument?
André Wolf, Hamburgisches WeltWirtschaftsInstitut.

Helfen EU-Klimazölle, um China und die USA stärker in die Verantwortung zu nehmen?
Sonja Peterson, Institut für Weltwirtschaft, Kiel.

Ein Klimaclub für eine globale Dekarbonisierung
Simone Tagliapietra, Thinktank Bruegel, Brüssel.

Guntram B. Wolff, Thinktank Bruegel, Brüssel.

Title: Global Warming, Climate Tariffs and the Climate Club: How Can the Paris Targets Be Met?

Abstract: Climate change and the associated global warming are among the most important challenges of our time. In order to achieve 

the goals of the Paris Climate Agreement, greenhouse gas emissions must be signifi cantly reduced. The authors discuss the economic 

policy measures necessary in Germany and worldwide. Strategies for implementing a common climate policy, especially among the 

main emitters Europe, China and the US are of particular importance. The Paris goals can still be achieved if there is cooperation at 

the international level and appropriate long-term strategies are established at the national level. Current political developments have 

opened a window for this.
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und Forstwirtschaft (Ritchie und Roser, 2021). Dabei sind 
vor allem Kohlenstoffdioxid (CO2 ) und Methan (CH4 ) die 
wichtigsten Treiber. Das hierbei dominante CO2 hat dar-
über hinaus die Eigenschaft sehr lange – d. h. über viele 
Jahrhunderte bis Jahrtausende hinweg – in der Erdatmo-
sphäre zu verbleiben, sich also anzureichern. Daher ist 
es überaus schwierig, von den durch anhaltend steigen-
de CO2-Konzentrationen erreichten Erwärmungsniveaus 
wieder zu kühleren Bedingungen zurückzukehren.

Im globalen Durchschnitt werden pro Kopf und Jahr ca. 
4,8 Tonnen CO2 ausgestoßen (Friedlingstein et al., 2020). 
In Deutschland liegt der CO2-Ausstoß mit ca. 9 Tonnen pro 
Kopf und Jahr sogar deutlich über dem weltweiten Durch-
schnitt (Umweltbundesamt, 2021). Hinzu kommen weitere 
Treibhausgasemissionen, insbesondere das klimasensitive 
Methan, das seine Wirksamkeit jedoch nach wenigen De-
kaden verliert, sowie Distickstoffoxid (Lachgas) und weite-
re Spurengase. Trotz der Corona-Pandemie haben sowohl 
CO2 als auch Methan Rekordwerte in der Atmosphäre er-
reicht. Messdaten des Scripps Institution of Oceanography 
San Diego (2021) zeigen im März 2021 eine CO2-Konzen-
tration von über 418 ppm (parts per million), womit deut-
lich über 50 % der gegenwärtigen CO2-Konzentrationen 
anthropogenen Ursprungs sind (270 ppm entspricht dem 
vorindustriellen Niveau). Die Konzentrationen werden wie 
jedes Jahr ihr Maximum im Juni erreichen. Die minimale 
Emissionsreduktion durch die Corona-Pandemie hat zwar 
die Wachstumsrate ganz leicht abgeschwächt, die Anrei-
cherungsrate ist aber nur minimal gesunken. Insgesamt 
sogar weniger als die jährlichen natürlichen Schwankungen 
durch das Klimaphänomen El Niño, sodass hierdurch keine 
spürbare Verlangsamung des Aufwärtstrends messbar ist.

Dass die CO2-Konzentration nicht noch schneller steigt, 
verdanken wir der Aufnahmefähigkeit von Ozeanen und 
Vegetation. Laut Global Carbon Project (2020) werden der-
zeit mehr als die Hälfte der zusätzlichen CO2-Emissionen 
von Biosphäre und Ozean aufgenommen, der Rest bleibt 
in der Atmosphäre. Dadurch kommt es zu einem Düngeef-
fekt des CO2 für die Pfl anzen, der durch nachteilige Effekte 
der Erwärmung allerdings kaum Vorteile bringt. So stellten 
Wang et al. (2020) einen rückläufi gen Trend des Düngeef-
fektes auf die Photosyntheseleistung der Vegetation fest. 
Die zunehmende Versauerung der Ozeane ist ein Neben-
effekt der ozeanischen CO2-Aufnahme, verbunden mit ei-
ner Reihe kritischer Auswirkungen auf marine Ökosysteme 
(Doney, 2006).
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Die wissenschaftlichen Fakten zu notwendigem Klima-
schutz und den bereits spürbaren sowie zukünftig zu 
erwartenden Folgen des Klimawandels liegen so umfas-
send und eindeutig vor, wie nie zuvor (IPCC, 2014, 2018).1 
Der anthropogene – also menschengemachte – Klima-
wandel sowie die damit einhergehende globale Erder-
wärmung sind real und betreffen jeden. Dies ist unter 
Klimawissenschaftler:innen unumstritten und wird auch 
im politischen und gesellschaftlichen Diskurs mittlerweile 
weithin anerkannt. Doch was genau sind die Ursachen für 
den bereits spürbaren und zukünftig zu erwartenden Kli-
mawandel? Wo genau stehen wir aktuell in Deutschland?

Ursachen der Erderwärmung: 
Treibhausgasemissionen

Die Erderwärmung bezeichnet den Anstieg der globalen 
Jahres-Durchschnittstemperatur der erdnahen Atmo-
sphäre seit der vorindustriellen Zeit. Hauptursache dieses 
Temperaturanstiegs sind die durch den Menschen verur-
sachten Treibhausgasemissionen, z. B. aus dem Energie-
sektor, Industrieprozessen, Abfallwirtschaft sowie Land- 

© Der/die Autor:in(nen) 2021. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

 Open Access wird durch die ZBW – Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft gefördert.

1 Eine prägnante Zusammenfassung elementarer Fakten zum Klima-
wandel fi ndet sich zudem z. B. in Hagedorn et al. (2019), wobei darauf 
aufbauend hier einige zentrale Fakten zusammengefasst werden.
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Ziel noch mit 50 % Wahrscheinlichkeit erreichen (Mittel-
wert des Unsicherheitsbereichs), können laut IPCC (2018) 
ab 2017 noch ca. 580 Gigatonnen (Gt) CO2 in die Atmo-
sphäre abgegeben werden. Bei einem jährlichen Ausstoß 
von ca. 42 Gt blieben dafür also noch ca. 14 Jahre bis 
2031, wenn nicht aktiv gegengesteuert wird (IPCC, 2018).

Zunahme der Eintrittswahrscheinlichkeiten von 
Extremereignissen

Auch 2020 ist von zahllosen Extremereignissen begleitet 
worden, wie der jüngste Jahresbericht der World Meteo-
rological Organisation zeigt (WMO, 2020). Es ist bekannt, 
dass viele Wetterextreme vom Klimawandel beeinfl usst 
werden – insbesondere die Temperaturextreme. Da extre-
me Wettereignisse per Defi nition selten vorkommen und 
somit aus statistischer Perspektive schwer zu erfassen 
sind, ist eine genaue Analyse des Klimawandeleinfl usses 
auf die Extreme äußerst schwierig. Oftmals sind verlässli-
che Observationen sogar erst seit 1950 verfügbar, sodass 
neben diesen direkten Beobachtungsdaten auch Compu-
tersimulationen notwendig sind, um das Verständnis über 
sich wandelnde Extremereignisse zu verbessern.

Dank immer längerer Beobachtungszeitreihen (insbeson-
dere mit einer zunehmenden Zahl sehr warmer Jahre) und 
detaillierterer und zahlreicherer Computersimulationen 
können verlässlichere Aussagen zu veränderten Auftre-
tenswahrscheinlichkeiten von Hitzewellen und Rekord-
temperaturen gemacht werden. Die lange andauernde 
Phase ungewöhnlich warmer Temperaturen im Norden 
Russlands in den ersten sechs Monaten 2020, konnte z. B. 
eindeutig auf den Klimawandel zurückgeführt werden. In 
diesem Fall ist die Auftretenswahrscheinlichkeit sogar so 
stark gestiegen, dass im Prinzip ausgeschlossen werden 
kann, dass eine derart langanhaltende Wärmeperiode oh-
ne den Klimawandel überhaupt möglich gewesen wäre 
(Ciavarella et al., 2020). Den Rekordtemperaturen im Juli 
2019 in Deutschland konnte wiederum ein rund zehnfach 
erhöhtes Risiko zugeordnet werden. Im Falle von Nieder-
schlagsereignissen sind die Aussagen jedoch weniger 
klar, und so ändern sich die Auftretenswahrscheinlichkei-
ten teils nur um 40 %, wie bei den Überschwemmungen in 
Frankreich  2016 (van Oldenborgh, 2016). Für die gleich-
zeitig aufgetretenen Überschwemmungen in Deutschland, 
konnten hingegen keine verlässlichen Aussagen in diesem 
Sinne getroffen werden. Mittlerweile ist die Attributions-
forschung (Otto, 2017) sogar in der Lage Waldbrände (van 
Oldenborgh et al., 2021) oder die Niederschlagsintensität 
von Hurrikanen (Risser und Wehner, 2017) zu attributieren, 
obwohl auch dabei die Änderungen nur gering sind.

Die Ergebnisse dieser Attributionsforschung haben nicht 
nur einen direkten Einfl uss auf die öffentliche Meinungs-

Auch die Konzentration des hochwirksamen Methans in 
der Atmosphäre steigt stärker als noch 2019, wie Analy-
sen der National Oceanic and Atmospheric Administrati-
on (NOAA, 2021) aus 2020 zeigen. Die vorläufi ge Analyse 
der NOAA-Daten ergab, dass der jährliche Anstieg des 
atmosphärischen Methans für 2020 14,7 ppb (parts per 
billion) betrug, dem größten jährlichen Anstieg seit Beginn 
der systematischen Messungen im Jahr 1983. Als wich-
tigste anthropogene Quellen für Methan gelten neben der 
Landwirtschaft, die Abfallwirtschaft sowie die Förderung, 
die Weiterverarbeitung und der Transport fossiler Ener-
gieträger, wie Öl, Gas und Kohle (NASA, 2020).

Entwicklung der Globaltemperatur

Die direkteste Auswirkung der erhöhten Treibhausgaskon-
zentrationen ist die Erwärmung der erdnahen Atmosphä-
re. Während der Temperaturanstieg seit der vorindustri-
ellen Zeit (Referenzzeitraum 1850 bis 1900) bis zum Jahr 
2017 noch bei etwa 1°C mit einer Zuwachsrate von 0,2°C 
pro Jahrzehnt lag (IPCC, 2018), haben sich die Werte seit-
dem weiter erhöht. Dies ist einerseits in der fortgesetzten 
Zunahme der Treibhausgase und durch verbesserte Be-
obachtungsdaten anderseits begründet. 2017 waren z. B. 
erst bei drei von sechs globalen Temperaturdatensätzen 
die polaren Regionen berücksichtigt. Mittlerweile ist die 
besonders starke Erwärmung der Arktis in fünf von sechs 
Datensätzen inkludiert. Weiterhin waren Anpassungen der 
Ozeanmessdaten nötig, da in den vergangenen 15 Jahren 
die Art der Messung global nach und nach umgestellt wor-
den ist. So beträgt die globale Erwärmung aktuell bereits 
ca. 1,2°C. Neueste Zahlen hierzu werden im kommenden 
6. IPCC-Bericht für den Sommer 2021 erwartet.

Laut IPCC-Sonderbericht (2018) wären 1,5°C im Zeitraum 
2030 bis 2052 erreicht, wobei die erwähnten Verbesse-
rungen der Datensätze diesen Zeitraum noch einmal 
potenziell verkürzen. Die Zahlen verdeutlichen, dass die 
Erwärmung bisher ungebremst zunimmt. Laut IPCC-
Sonderbericht über Klimawandel und Landsysteme, ist 
die Lufttemperatur über den Kontinenten fast doppelt so 
stark angestiegen und liegt – gemittelt über alle Landfl ä-
chen – bei ca. 1,53°C für den Zeitraum 2006 bis 2015 (ver-
glichen mit insgesamt 0,87°C im selben Zeitraum; IPCC, 
2019). Weltweit lagen die 20 wärmsten Jahre seit Beginn 
der Wetteraufzeichnungen bis auf eine Ausnahme (1998) 
alle im 21. Jahrhundert (NOAA, 2021). 2016 war weltweit 
das wärmste Jahr seit Beginn der Aufzeichnungen, dicht 
gefolgt von 2020 (Umweltbundesamt, 2021).

Während die Erwärmung bereits bei 1,2°C liegt, müssen 
wir mit Blick auf gegenwärtige Politiken von einer Erwär-
mung von bis zu 3°C und damit von einer Verfehlung des 
1,5°C-Ziels von Paris ausgehen. Wollten wir das 1,5°C-
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und durch hohe Verdunstungsraten aufgrund hoher Tem-
peraturen geprägt war.

Beobachtungen von Meeresspiegeländerungen zeigen 
einen Anstieg von 10 bis 20 cm an Deutschlands Nord- 
und Ostseeküsten innerhalb der letzten 100 Jahre, der 
generelle Trend der Meeresspiegeländerung drückt sich 
ebenfalls in einem Anstieg der Sturmfl utwasserstände für 
denselben Zeitraum aus.

Künftig wird für die Temperatur und Starkregentage in al-
len Bundesländern eine ähnlich starke Zunahme erwartet 
(GERICS, 2020). In Süddeutschland besteht außerdem 
ein hohes Risiko längerer Hitzeperioden. In den nördli-
chen Bundesländern ist eher eine Zunahme der Nieder-
schläge im Winter und Frühjahr zu erwarten.

Es zeigt sich, dass Entscheidungsträger in Politik, Wis-
senschaft und Wirtschaft nicht nur aktuelle, sondern auch 
künftige Veränderungen im Blick behalten müssen. Wis-
senschaftlich erarbeitete Produkte wie die am Climate 
Service Center Germany (GERICS) entwickelten Klima-
ausblicke der Bundesländer2 und die für Sommer 2021 
erwarteten Landkreisausblicke können hier unterstützen.

Fazit

Im Rahmen dieses einführenden Beitrags des Zeitge-
sprächs wurden die wesentlichen Fakten zum bereits 
eingetretenen und spürbaren Klimawandel sowie zu den 
zukünftig zu erwartenden Entwicklungen auf unterschied-
lichen Ebenen dargelegt. Dabei zeigen sich für alle biolo-
gischen Systeme global wie regional deutliche Verände-
rungen und diese Veränderungen werden weiter voran-
schreiten.

Neben der Notwendigkeit für deutlich ambitionierteren 
Klimaschutz mit dem Ziel der Klimaneutralität, zeigen 
nicht zuletzt auch die zukünftig zu erwartenden Folgen 
des Klimawandels und die sich daraus ergebenden He-
rausforderungen, dass die notwendige gesellschaftliche 
Transformation mehr umfasst. Die von den weltweit mit 
Abstand größten Treibhausgasemittenten USA, EU und 
China angekündigten Selbstverpfl ichtungen zu signifi -
kanten und schnellen Reduktionen von klimawirksamen 
Schadgasen, einschließlich der Formulierung von „Netto-
Null”-Zielen für 2050 bzw. 2060, erfordern eine entschlos-
sene und konsistente Langfriststrategie zur Umsetzung 
dieser Ziele (The White House, 2021; European Commis-
sion, 2020; Atlantic Council, 2021). Es muss darum gehen, 
Klimaschutz, Anpassung an die Folgen des Klimawandels 

2 GERICS-Klimaausblicke der Bundesländer: https://www.gerics.de/
products_and_publications/fact_sheets/klimaausblicke/index.php.de.

bildung, indem schon jetzt sichtbar wird, welchen Einfl uss 
der Klimawandel auf das Wettergeschehen hat, sondern 
auch auf die Bewertung von damit verknüpften fi nanziellen 
Schäden. So haben die wetterbedingten Schadenssum-
men teils erheblich zugenommen, was dazu führt, dass 
beispielsweise Rückversicherer in einigen Fällen keine 
Versicherungen gegen Wetterrisiken mehr anbieten (Swiss 
Re, 2020). Dabei gilt, dass selbst wenn die erwärmungsbe-
dingten Risikoänderungen nicht exakt abgeschätzt werden 
können, der Klimawandel unzweifelhaft ein makroökono-
misches Risiko darstellt (Jerome-Jean Haegeli in Bevere 
und Gloor, 2020). Umso länger wir die Maßnahmen zur 
Emissionsreduzierung herauszögern, desto größer werden 
die fi nanziellen Risiken. Die Vorteile starken und schnellen 
Handelns, überwiegen also deutlich die ökonomischen 
Kosten des Nicht-Handelns (Stern, 2006).

Regionale Ausprägungen des Klimawandels

Die Auswirkungen des Klimawandels sind global und re-
gional sehr unterschiedlich zu spüren. In Deutschland ist 
die jährliche bodennahe Lufttemperatur seit Beginn der 
Wetteraufzeichnungen 1881 des Deutschen Wetterdiens-
tes (DWD) bis 2020 im Jahresmittel um 1,6°C angestiegen 
(Daten und Abbildung dazu vom DWD, 2021). Deutsch-
landweit verschiebt sich im Zuge dessen die Verteilung 
der Temperaturen hin zu höheren Temperaturwerten und 
führt somit zu einer höheren Eintrittswahrscheinlichkeit 
von hohen Temperaturextremen (Brasseur et al., 2017). 
Die Hitzebelastung hat bereits deutlich zugenommen. Im 
Zeitraum 1951 bis 2019 ist die Zahl der heißen Tage, an 
denen die Tageshöchsttemperatur 30°C überschreitet, 
im Mittel um etwa acht Tage gestiegen, mit der höchs-
ten Zahl im Jahr 2018 mit mehr als 20 heißen Tagen. Die 
Sommer 2003, 2018 und 2019 waren in Deutschland die 
wärmsten seit Beginn der Wetteraufzeichnungen 1881 
(Kaspar und Friedrich, 2020).

Die häufi ger und intensiver auftretenden Hitzewellen be-
lasten Menschen, Tiere und Pfl anzen gleichermaßen. 
„Aufgrund der alternden Bevölkerung, der Urbanisierung 
und der Häufi gkeit von Diabetes, Herzkreislauf- und Atem-
wegserkrankungen ist die europäische Bevölkerung durch 
Hitze besonders gefährdet“, stellt der Deutschland-Bericht 
fest, der erstmalig im Rahmen des „Lancet Countdown on 
Health and Climate Change“ (2019) veröffentlicht wurde.

Weiterhin sind in Deutschland in vielen Regionen Ver-
änderungen der Niederschlagsregime zu beobachten, 
mit Zunahmen der Niederschlagsmengen im Winter, der 
zudem seltener als Schnee fällt (Brasseur et al., 2017). 
Starkniederschlagsereignisse haben zugenommen. Be-
sonders viele traten im Dürrejahr 2018 auf, das zugleich 
durch lange Phasen mit sehr geringen Niederschlägen 
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van Oldenborgh, G. J., R. Vautard, F. Habets, M. van Aalst und M. Al-
len (2016), Rainstorms in France and Germany, Mai, https://www.

und Nachhaltigkeit zukünftig viel konsequenter zusam-
menzudenken, um die Transformation hin zu einer res-
sourcenschonenden, nachhaltigen, klimaneutralen und 
-angepassten Gesellschaft erreichen zu können.

Noch können auch die zentralen Ziele des Paris-Abkom-
mens erreicht werden. Dies macht jedoch grundlegende 
Veränderungen und Transformationen in vielen gesell-
schaftlich und wirtschaftlich bedeutenden Bereichen 
notwendig. Hierbei gilt es, nicht zuletzt auch fl ankiert von 
wichtigen Rahmenbedingungen, Impulsen und Orien-
tierungen wie beispielsweise dem IPCC-Sonderbericht 
über 1,5°C globale Erwärmung, dem Green Deal der EU 
und der Europäischen Anpassungsstrategie, der FONA-
Strategie des BMBF zur Forschung für Nachhaltigkeit, 
der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, der Deutschen 
Anpassungsstrategie an den Klimawandel sowie der 
Helmholtz-Klima-Initiative, auf der Grundlage der natur-
wissenschaftlichen Fakten nun schnellstens die nächsten 
entscheidenden Schritte zur gesellschaftlichen Transfor-
mation zu gehen. Der Erfolg wird dabei entscheidend von 
der Zusammenarbeit und dem Dialog aller gesellschaftli-
chen Akteure sowie einem grundlegenden gemeinsamen 
Werteverständnis – insbesondere auch zwischen der For-
schung und der praktischen Entscheidungs- und Umset-
zungsebene vor Ort – abhängen.
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In der Vorbereitung auf die internationalen Klimaverhand-
lungen im November 2021 bereiten die Staaten des Pariser 
Abkommens aktuell ihre neuen Klimaschutzpläne, die so-
genannten Nationaly Determined Contributions (NDC), vor 
oder haben diese bereits an die UNFCCC übermittelt. Die 
im Rahmen dieser NDC kommunizierten Klimaziele gehen 
allerdings häufi g nicht über 2030 hinaus (UNFCCC, 2021) – 
und das obwohl laut UN bereits 110 Länder Klimaneutralität 
als Langfristziel kommuniziert haben (Guterres, 2020). Mit 
Stand Februar 2021 haben nur 29 Staaten Langfriststra-
tegien beim UNFCCC-Sekretariat eingereicht (UNFCCC, 
2021), die allerdings in der Regel sehr vage ausfallen. Da 
die zur Erreichung der 2030er Ziele notwendigen Maßnah-
men nicht automatisch sicherstellen, dass diese auch mit 

dem Erreichen von Klimaneutralität um die Jahrhundert-
mitte vereinbar sind, fordern immer mehr Forscher:innen 
und Politiker:innen langfristiger orientierte Strategien. Oh-
ne solche Strategien könnte Klimaneutralität – wenn über-
haupt – potenziell nur unter stark steigenden Kosten und 
damit Lasten für zukünftige Generationen erreichbar sein.

Es ist genau diese Argumentation, die sich auch das 
deutsche Bundesverfassungsgericht in seinem am 
29.4.2021 kommunizierten Beschluss zu eigen gemacht 
hat (BVerfG, 2021). Der Beschluss stellt dabei nicht das 
Ziel der Klimaneutralität 2050 infrage, sondern bestätigt 
es grundlegend. Kritisiert wurde dagegen insbesondere 
die fehlende Langfristplanung. Dies könne, so die Argu-
mentation des Gerichts, zu überproportionalen Belastun-
gen zukünftiger Generationen führen.

Am Beispiel dieses Beschlusses diskutieren wir grundle-
gende Implikationen und Handlungsmöglichkeiten für eine 
verbesserte langfristige Planung. Diese Diskussion über 
die Verteilung der Risiken aus zukünftigem Klimaschutz ist 
dabei nicht nur für den Fall des deutschen Klimaschutz-
gesetzes, sondern auch auf internationaler Ebene für die 
Formulierung von Langfriststrategien relevant.

Was beinhaltet der Beschluss des 
Verfassungsgerichts (und was nicht)

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) stellt in seinem 
Beschluss zum Klimaschutzgesetz eindeutig klar, dass 
die Erreichung des Klimaneutralitätsziels quasi Verfas-
sungsrang habe (Art. 20a GG) und der deutsche Staat 
verpfl ichtet sei, seine klimaschutzbezogene Gesetzge-
bung am Pariser Abkommen auszurichten.

Das Gericht legt seiner Rechtsprechung ein Restemissi-
onsbudget für Deutschland zugrunde (orientiert an den 
Pariser Klimazielen), das bis zum Erreichen der Klimaneu-
tralität nicht überschritten werden dürfe. Dies gelte auch 
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unabhängig von den Klimaschutzanstrengungen anderer 
Länder. Dabei wird die bisher durch das Klimaschutzge-
setz (KSG) vorgesehene Emissionsreduktion bis 2030 als 
nicht ausreichend eingeschätzt, da das für Deutschland 
verbleibende Restemissionsbudget damit vermutlich bis 
2030 aufgezehrt werde. Mit Verweis auf die Unsicher-
heiten insbesondere der Berechnungsgrundlagen für die 
Restemissionsmengen sieht das Gericht das Redukti-
onsziel bis 2030 im KSG aber an diesem Punkt (noch) als 
verfassungskonform an. Nicht mehr verfassungskonform 
sei indes die Delegation der Festlegung und Ausgestal-
tung des Reduktionspfads ab 2031 bis zur Klimaneutrali-
tät im Jahr 2050 auf den Verordnungsgeber.

Das Klimaschutzgesetz werde der gebotenen intertem-
poralen Freiheitsicherungspfl icht nicht ausreichend ge-
recht, weil es an einem Pfad zur Reduzierung von Emissi-
onen von 2031 bis 2050 fehlt. Für den Zeitraum nach 2030 
ist bisher lediglich eine Konkretisierung im Jahr 2025 
durch den Verordnungsgeber vorgesehen (§ 4 Abs. 6 
KSG). Das Gericht stellt fest, dass das Risiko hoher Be-
lastungen zukünftiger Generationen durch den Mangel 
rechtzeitiger und ausreichend langfristiger Regelungen 
unverhältnismäßig hoch sei. Das Gericht verlangt zwar 
weder, Klimaneutralität früher als 2050 zu erreichen, noch 
den Reduktionspfad bis 2030 zu revidieren. Implizit ist 
Letzteres allerdings wohl kaum vermeidbar, um dem ver-
fassungsrechtlichen Gebot Genüge zu tun, zukünftigen 
Generationen keine unverhältnismäßig hohen Lasten auf-
zubürden. Die Lasten seien im Wesentlichen durch den 
Gesetzgeber „bis hin zur Klimaneutralität vorausschau-
end in grundrechtsschonender Weise über die Zeit zu 
verteilen“ (BVerfG, 2021). Die Gefahr einer Einschränkung 
grundgesetzlicher Freiheitsrechte durch diese Lasten sei 
dadurch zu begegnen, den Übergang zur Klimaneutralität 
entsprechend rechtzeitig mit Maßnahmen einzuleiten, die 
eine ausreichende Orientierung und Planungssicherheit 
für zukünftige Entwicklung geben.

Für die Umsetzung des Beschlusses werden wenige, 
recht unkonkrete Vorgaben gemacht: Emissionsmengen 
müssen zwar noch nicht jetzt bis 2050 bestimmt werden; 
der Gesetzgeber – und nicht der Verordnungsgeber – ha-
be aber bis Ende 2022 zu entscheiden, in welchen Zeit-
abständen diese transparent so festzulegen seien, dass 
der weitere Reduktionspfad rechtzeitig erkennbar ist und 
weit genug in die Zukunft reicht. Vorgegeben sind dabei 
weder die Zeitintervalle noch dass es sektorspezifi sche  
Zwischenziele geben muss. Dem Gesetzgeber verbleibt 
damit ein umfangreicher Spielraum, solange er seiner in-
tertemporalen Freiheitssicherungspfl icht, den Grundsät-
zen der Transparenz und Planungssicherheit Rechnung 
trägt. Im Folgenden diskutieren wir, welche Abwägungen 
dem Beschluss aus ökonomischer Sicht zugrunde liegen 

und wie er genutzt werden könnte, um eine höhere Effi -
zienz des Klimaschutzes zu erreichen. Dabei fokussieren 
wir primär auf Risiken, Planungssicherheit und Transpa-
renz und gehen daher auf die wichtige Diskussion einer 
Verschiebung des Zeitpunkts, an dem Klimaneutralität 
erreicht werden soll, nicht näher ein.

Grundsätzliche Überlegungen aus Sicht der 
Risikoverteilung

Die Vermeidung langfristiger physischer Risiken des Kli-
mawandels durch Extremwetterereignisse wie Hitzewel-
len oder Starkniederschlagsereignisse führt zu einer Rei-
he von sogenannten Transitionsrisiken. So können durch 
klimapolitische Maßnahmen ebenso wie durch technolo-
gischen Fortschritt oder eine veränderte Nachfrage Risi-
ken für bestehende Geschäftsmodelle entstehen. Fossi-
le Ressourcen und langlebige Kapitalstöcke entlang der 
fossilen Wertschöpfungskette verlieren an Wert und lau-
fen Gefahr zu „stranded assets“ zu werden (Pfeiffer et al., 
2018). Finanzaufseher haben diese Risiken erkannt und 
warnen, dass sie sogar zu einer Gefahr für das Finanz-
system werden können (Carney, 2015; Campiglio et al., 
2018). Eine rapide Transformation von Sektoren kann zum 
Stellenabbau in emissionsintensiven „sunset industries“ 
führen, was die Akzeptanz der Maßnahmen verringert 
und die notwendigen Politiken damit schwerer umsetzbar 
macht. Gleichzeitig führt die klimafreundliche Transfor-
mation zu großen Chancen für klimafreundliche Techno-
logien und Geschäftsideen.

Die Einführung von Klimapolitiken hat somit immer eine 
Verteilungswirkung (Eisenack et al., 2021) und der not-
wendige Strukturwandel ist regional verschieden und 
kann zur Benachteiligung bestimmter Branchen und Re-
gionen (hier sei auf den schwierigen Prozess des Kohle-
ausstiegs verwiesen) und zu Gewinnern in anderen Be-
reichen führen. Dies führt dazu, dass Interessengruppen 
die Einführung von Klimapolitiken durch Lobbyismus be-
einfl ussen (Meng und Rode, 2019) und die Durchsetzung 
solcher Maßnahmen „politische Kosten“ im Sinne von 
Widerständen von Interessengruppen und Teilen der Be-
völkerung mit sich bringt, wie sich am Beispiel der Gelb-
westen in Frankreich gezeigt hat (Douenne und Fabre, 
2020). Somit ist es für politische Entscheidungsträger ra-
tional, unbequeme klimapolitische Entscheidungen in die 
Zukunft zu verschieben, um diese politischen Kosten zu 
vermeiden. Bereits Mark Carney, der Governor der Bank 
of England, betonte 2015, dass die Zeithorizonte von Wirt-
schaft und Politik im Vergleich zur Klimaproblematik viel 
zu kurz seien (Carney, 2015). Die vom Verfassungsgericht 
explizit geforderte längerfristige und vor allem frühzeiti-
ge Festlegung der Emissionsmengen kann helfen, diese 
„Tragedy of the Horizon“ zu überwinden.
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Aus ökonomischer Sicht greift der Beschluss somit ei-
nen wichtigen Zielkonfl ikt auf. Während ambitioniertes 
klimapolitisches Handeln dringend notwendig ist, um 
gravierende Klimaschäden zu vermeiden, führt eine (zu) 
schnelle Transformation zu höheren Transitionsrisiken. 
Diese entstehen vor allem bei unerwarteten, rapiden Än-
derungen der Rahmenbedingungen für Unternehmen 
und lassen sich somit durch einen langfristig verlässli-
chen Politikrahmen mindern. Daher ist die Argumentation 
des Bundesverfassungsgerichts, dass eine unterlassene 
Festlegung konkreter Ziele über 2030 hinaus eine höhere 
Belastung zukünftiger Generationen darstellt besonders 
in Bezug auf Transitionsrisiken zutreffend.

Implikationen für den Emissionsreduktionspfad

Hinsichtlich der Reform und Ergänzung des im Klimaschutz-
gesetz festgelegten Emissionspfades müssen die Erhöhung 
kurzfristiger Transitionsrisiken (durch eine Anpassung der 
Ziele bis 2030) und die Reduktion langfristiger Transitions-
risiken (durch geringere Vermeidungserfordernisse nach 
2030) miteinander in Ausgleich gebracht werden.

Eine Steigerung der bisher im nationalen Brennstoffe-
missionshandelsgesetz (BEHG) vorgesehenen Ziele und 
CO2-Preise bis 2030 würde den Reduktionspfad von 2030 
bis 2050 abfl achen und die Gefahr zukünftiger Transiti-
onsrisiken senken. Auch eine Erreichung der Klimaneut-
ralität vor 2050, wie sie aktuell als Antwort der Bundes-
regierung auf den Beschluss des Bundesverfassungsge-
richts vorgeschlagen wird (FAZ, 2021), ist so denkbar. Ein 
fl acherer Emissionsreduktions- und damit CO2-Preispfad 
könnte außerdem die intertemporale Effi zienz der Emis-
sionsvermeidung erhöhen (Gollier, 2021). Allerdings wür-
den bei einer starken kurzfristigen Anpassung heute be-
stehende Geschäftsmodelle stärker gefährdet und der 
Zeitraum einer Anpassung an gestiegene klimapolitische 
Anforderungen erheblich reduziert.

Im Gegensatz dazu würden durch einen langsamen Re-
duktionspfad Transitionsrisiken für gegenwärtige Genera-
tionen geringgehalten und damit die gegenwärtigen po-
litischen Kosten des Gesetzes reduziert. Gleichzeitig im-
plizieren sehr schnell steigende Reduktionsbedarfe nach 
2030 (oder sogar noch später) ebenfalls Transitionsrisiken. 
Diese können zwar durch eine rechtzeitig bekanntgegebe-
ne Zielsetzung gemindert werden, bergen aber weiterhin 
die vom Verfassungsgericht adressierte Gefahr einer un-
gleichen Verteilung der Lasten über die Generationen.

Gesamtwirtschaftliche oder sektorale Ziele?

Das Verfassungsgericht fordert vom Gesetzgeber weder 
die heutige Festlegung eines spezifi schen Reduktions-

pfades für die Gesamtemissionsmengen bis 2050 noch 
die Festschreibung sektoraler Ziele. Allerdings ist schwer 
vorstellbar, wie der Forderung nach mehr Planungssi-
cherheit ohne eine Konkretisierung von Zwischenzielen 
nachgekommen werden soll.

Eine einfache Umsetzung der verfassungsgerichtlichen 
Forderungen wäre die Setzung von Zwischenzielen für 
Gesamtemissionsmengen. Diese könnten außerhalb des 
Klimaschutzgesetzes über einen umfassenden Emissi-
onshandel, der die Einhaltung der Mengenziele garan-
tiert, implementiert werden. Grundsätzlich würde dies 
zunächst dort zu Emissionsvermeidungen führen, wo es 
beim jeweils aktuellen Stand der Technik am günstigsten 
ist. Die letzten Schritte zur Erreichung der Klimaneutralität 
würden entsprechend die technisch schwierigsten und 
teuersten sein. Hier setzt die Idee von Sektorzielen an.

Fehlen rechtzeitige und starke klimapolitische Signale 
besteht zumindest in einigen Branchen die Gefahr, dass 
Forschung & Entwicklung und Investitionen in langlebige 
Infrastruktur ineffi zient spät erfolgen, bzw. dass es durch 
in der kurzen Frist getätigte Investitionen in langlebige Ka-
pitalgüter zur Weiterführung von Pfadabhängigkeiten in 
fossilen Technologien kommt.

Wie akut gerade letztere Gefahr ist, macht der hohe Rein-
vestitionsbedarf in einer Reihe emissionsintensiver Bran-
chen in den kommenden zehn Jahren deutlich, in denen 
Anlagen zum Teil über Jahrzehnte genutzt werden (30 % 
bis 60 % in beispielsweise der Stahl-, Zement- und Che-
mieindustrie, Leopoldina et al., 2020). Die mit solchen In-
vestitionen in Technologien einhergehenden Transitions-
risiken erhöhen die politischen Kosten klimapolitischer 
Maßnahmen, erschweren ihre Umsetzbarkeit in der Zu-
kunft und verhindern sie im schlimmsten Fall. Je größer 
die notwendigen sektoralen Anpassungen sind, desto frü-
her müssen diese entsprechend verbindlich bekannt sein.

Auf der anderen Seite schränkt eine strikte Festlegung 
von Sektorzielen die Flexibilität ein und könnte neue tech-
nologische Lock-ins durch eine (zu) frühzeitige Festle-
gung auf bestimmte Technologien fördern. Nicht zuletzt 
ist technologischer Fortschritt immer schwerer vorher-
sehbar, je weiter er in der Zukunft liegt. Eine zu frühe und 
zu starre Festlegung schränkt damit die Effi zienz zukünfti-
ger Emissionsvermeidung ein.

Entscheidet sich der Gesetzgeber für die Beibehaltung 
oder sogar Ausweitung sektoraler Vermeidungsziele soll-
ten diese ausreichend fl exibel und nicht zu weit in die Zu-
kunft formuliert sein. Allerdings kann der Beschluss des 
Verfassungsgerichts auch dazu genutzt werden, die Kos-
ten und Nutzen von Sektorzielen grundlegend zu überden-



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
337

Zeitgespräch

ken. Alternativ wäre, beispielsweise, eine Adressierung 
potenziell schwieriger Technologiebereiche über entspre-
chend langfristig und strategisch ausgerichtete individuelle 
Maßnahmen denkbar. Dies würde eine zielgenauere Vor-
gehensweise erlauben als die Formulierung von Sektor-
zielen in Bereichen wie Industrie oder Verkehr, welche eine 
Vielzahl äußerst unterschiedlicher Technologien umfassen.

Forderung nach Transparenz

Positiv zu sehen ist, dass der Beschluss eine Revision 
des Gesetzes bis Ende 2022 anmahnt. Es bleibt damit 
ausreichend Zeit, die Reformen auf wissenschaftlichen 
Erkenntnissen zu stützen. Die Forderung nach Transpa-
renz der Rahmensetzung sollte dabei ernst genommen 
werden und Reformen beispielsweise auf modellbasierte 
Abschätzungen zukünftiger Vermeidungskosten gestützt 
werden. Unter Berücksichtigung zukünftiger Technolo-
gieentwicklungen können damit konsistente Reduktions-
pfade bestimmt werden, die die Klimaziele erreichen und 
die Belastung nach dem Gebot der Verhältnismäßigkeit 
über die Generationen verteilen. Klimapolitische Ziele und 
Maßnahmen zu deren Erreichung sollten dabei von vorn 
herein zusammengedacht werden.

Zur Zeit der Entstehung dieses Artikels war erst eine Wo-
che seit Bekanntwerden des Beschlusses vergangen. 
Dennoch wurde am 6.5.2021 bereits ein Vorschlag der 
Bundespolitik zur Umsetzung des Gerichtsbeschlusses 
bekannt (Tagesschau, 2021). Unsere Forderung nach ei-
ner transparent geplanten Reform, die Ziele und Maßnah-
men zusammendenkt, scheint damit von den aktuellen 
Entwicklungen überholt zu werden.

Konkrete Umsetzung: Freiheiten an richtiger Stelle 
setzen

Wir begrüßen die Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts, da sie die Möglichkeit bietet, die Ausgestaltung des 
Klimaschutzgesetzes generationengerecht und gleichzeitig 
effi zient zu gestalten, sofern die verschiedenen Dimensio-
nen der Transitionsrisiken eine angemessene Berücksichti-
gung fi nden. Die im Folgenden beschriebene konkrete Um-
setzung würde helfen, dieses Ziel zu erreichen:

1. Erhöhung des Reduktionsziels für 2030 auf 65 %. Diese 
Anpassung impliziert eine Senkung der Transitionsrisiken 
nach 2030 und entspricht damit der Forderung des Bun-
desverfassungsgerichts, zukünftige Generationen we-
niger zu belasten. Eine solche Zielanhebung wurde be-
reits vor dem Verfassungsgerichtsbeschluss diskutiert, 
um die Verschärfung der EU Klimaziele auf die deutsche 
Ebene zu übertragen (Expertenrat, 2021; Expertenkom-
mission, 2021; Rat der Europäischen Union, 2021). Sie 

wurde im Nachgang des Beschlusses ebenfalls von Ago-
ra Energiewende gefordert (Agora Energiewende, 2021).

2. Verbindliche sektorübergreifende Vermeidungsziele so-
wie sektorspezifi sche Mindestreduktionsziele im Fünf-
jahresrhythmus bis 2050. Mit einem solchen verbindli-
chen Korridor werden Planungssicherheit und frühzeiti-
ge Anreize für langfristige Investitionen und Forschung 
& Entwicklung in allen Sektoren geschaffen und gleich-
zeitig die Flexibilität für technologische Entwicklungen 
gewahrt. Durch die im Gesetz verankerten Ziele besteht 
keine Möglichkeit für grundsätzliche Verschiebungen 
der Emissionsbudgets in die Zukunft. Da hinsichtlich 
der für die letzten Perioden verbleibenden Emissions-
einsparungen zum Teil noch erhebliche Unsicherheiten 
über Technologien und Kosten bestehen, ist darauf zu 
achten, dass die mengenmäßigen Vermeidungsziele in 
diesen Perioden nicht höher ausfallen als vorher.

3. Festlegung von jährlichen sektorübergreifenden Zielen ab 
2025 im Fünfjahresrhythmus mit fünf Jahren Vorlauf. Diese 
beispielsweise im Jahr 2025 für 2030 bis 2035 zu konkre-
tisierenden Ziele sind durch sektorspezifi sche Strategien 
zu unterlegen, die Herausforderungen in einzelnen Sek-
toren adressieren. Dieses Vorgehen erhöht die Planungs-
sicherheit, mindert im Vergleich zu jährlichen Updates die 
Transaktionskosten und reduziert die Gefahr ineffi zienten 
politischen Handelns durch Lobbyismus und kurzfristige 
Eigeninteressen von Entscheidungsträgern. Der im Ver-
gleich zu den Fünfjahreszielen geringere zeitliche Vorlauf 
ermöglicht eine fl exible Reaktion auf technologische und 
gesamtwirtschaftliche Entwicklungen.

4. Nachbesserung von sektoralen Strategien nach Ursa-
chenanalyse. Sollte ein jährliches Reduktionsziel sub-
stantiell verfehlt werden, muss die Ursache dafür im 
folgenden Jahr transparent und sektorspezifi sch von 
einem unabhängigen Gremium ermittelt werden. Ist die 
Zielverfehlung nicht auf eine unvorhersehbare Ausnah-
me (z. B. außergewöhnlich kalter Winter) zurückzufüh-
ren und im nächsten Jahr aufholbar, muss dieser durch 
eine Nachbesserung der sektorspezifi schen Strategie 
begegnet werden. Bei einem Nichteinhalten der Ziele 
zwei Jahre in Folge ist eine Nachbesserung der sek-
torspezifi schen Strategien in jedem Fall verpfl ichtend.

Während die Festschreibung der grundlegenden Mecha-
nismen und Fünfjahresziele im Klimaschutzgesetz ver-
ortet werden sollte, wie durch das Verfassungsgericht 
gefordert, könnte die Konkretisierung der jährlichen Ziele 
über Verordnungen erfolgen.

Die ersten Planungen der Bundesregierung zur Reform 
des Klimaschutzgesetzes scheinen einigen dieser Punk-
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te zu entsprechen. Die vorgeschlagene, bereits heutige 
Festlegung von konkreten jährlichen Minderungszielen 
bis 2040 ist allerdings deutlich starrer als die von uns vor-
geschlagene Verbindung aus mittel- und langfristiger Pla-
nung. Auch eine Reform des Nachbesserungsmechanis-
mus bei kurzfristigem Überschreiten von Zielen scheint 
nicht geplant. Insbesondere bleibt unklar, wie die neuen 
Minderungsziele (und damit der gesamte neue Emissi-
onspfad) bestimmt wurden oder wie sie implementiert 
werden sollen. Es ist zu bedauern, dass eine so wichtige 
und weitreichende Reform nicht transparenter ausgehan-
delt wird. Diese Transparenz wäre insbesondere wichtig, 
um die Akzeptanz zu erhöhen und Einfl üsse von Lobby-
gruppen und politischen Eigeninteressen zu verhindern.

Schlussbemerkungen

Obwohl sich die Ausführungen dieses Artikels primär auf 
die Umsetzung des Beschlusses des deutschen Verfas-
sungsgerichts beziehen, wird die Analogie zu den Heraus-
forderungen auf internationaler Ebene deutlich. Für eine 
Konkretisierung der Langfriststrategien im Rahmen des 
UNFCCC Prozesses müssen Transitionsrisiken ebenso 
berücksichtigt und ein geeigneter Kompromiss zwischen 
Planungssicherheit und Flexibilität gefunden werden. Die-
ser Kompromiss muss Unsicherheiten über verbleibende 
Restemissionsmengen ebenso wie Unsicherheiten über 
technologische und gesellschaftliche Entwicklungen be-
rücksichtigen. Er darf dabei allerdings nicht zu Lasten 
zukünftiger Generationen gehen – auch und insbesonde-
re nicht durch eine Verfehlung der Klimaziele und einen 
damit verbundenen Anstieg der Klimarisiken. Ein zusätzli-
cher, verkomplizierender Faktor auf internationaler Ebene 
stellt die Koordination der nationalen Langfriststrategien 
dar. Aber auch für Deutschland stellt sich die Frage nach 
der konkreten Umsetzung der gesetzlichen Regelungen 
in einem stark durch europäische Klimapolitik geprägten 
Umfeld. Ohne eine enge Kooperation mit der EU wird eine 
effi ziente Erreichung der Ziele auf nationaler Ebene nicht 
möglich sein.

Die Vorschläge dieses Artikels sollten als ein Versuch ge-
sehen werden, den verfassungsgerichtlichen Beschluss 
so in die bestehenden Strukturen und Logiken des Klima-
schutzgesetzes zu integrieren, dass nicht nur eine Stär-
kung der Rechte zukünftiger Generation daraus resultiert, 
sondern auch Effi zienzsteigerungen aus ökonomischer 
Sicht damit einhergehen.



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
339

Zeitgespräch

Klimaschutzniveaus uneinheitlich sind. Dort, wo günstige 
Vermeidungspotenziale bereits realisiert wurden, ist mit 
höheren Kosten zu rechnen. Eine Vereinheitlichung wür-
de die Chance mit sich bringen, globalen Klimaschutz mit 
geringstmöglichen Kosten zu verwirklichen.

Sektorale Kosten- und Preisunterschiede

Die europäische und deutsche Klimapolitik hat für die 
verschiedenen Sektoren jeweils spezifi sche Ziele vorge-
sehen. Daraus ergeben sich stark differenzierende Preis-
signale. Besonders hoch waren die impliziten CO2-Kosten 
für Pkw, da Hersteller bei der Überschreitung der vorge-
sehenen Flottengrenzwerte hohe Strafzahlungen leisten 
müssen. Diese liegen bei 95 Euro je Gramm Überschrei-
tung und Fahrzeug. Bei einer unterstellten Gesamtlauf-
leistung eines Fahrzeugs von 200.000 km beläuft sich der 
implizite CO2-Preis auf 475 Euro. Der Preis für eine Tonne 
CO2 im europäischen Emissionshandel ist hingegen 2021 
erstmals auf über 40 Euro gestiegen. Schon allein aus 
dieser Relation wird deutlich, dass für die Vermeidung 
von Emissionen in der Fahrzeugherstellung (hinzu kom-
men die expliziten und impliziten CO2-Kosten der Kraft-
stoffbesteuerung sowie die Förderung von Elektrofahr-
zeugen) deutlich teurere Maßnahmen ergriffen werden als 
in anderen Bereichen.

McKinsey (2020) rechnet für 2030 mit weiterhin stark dif-
ferenzierten sektoralen Vermeidungskosten in Europa. 
Für wichtige Industrieprozesse werden diese 2030 bei 
einem Wert von 50 bis 100 Euro je Tonne gesehen. Bis 
2050 steigen sie noch einmal spürbar an und liegen im 
Wesentlichen im dreistelligen Bereich. Klimaschutz im 
Gebäudebereich wird mit vielen Maßnahmen hingegen im 
negativen Kostenbereich gesehen, d. h. hier werden hö-
here Einsparungen als Zusatzkosten unterstellt. Dies gilt 
insbesondere für solarthermisches Heizen mit negativen 
Vermeidungskosten von unter -400 Euro je Tonne. Aber 
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Für den Schutz des globalen Klimas und zur Erreichung 
des 1,5°C-Ziels müssen die zukünftigen Treibhausgas-
emissionen begrenzt werden. Wer, wo und zu welchem 
Zweck eine Tonne CO2 (oder eine entsprechende Men-
ge eines anderen Treibhausgases) emittiert (wird), ist für 
die zukünftige Entwicklung des Klimas nicht relevant. Die 
CO2-Tonnen unterscheiden sich hinsichtlich des Klima-
effekts nicht voneinander und können insofern als homo-
genes Gut angesehen werden. Dennoch ist die Emission 
von Treibhausgasen nicht mit einem einheitlichen Preis 
verbunden, der bei vollkommenem Wettbewerb auf einem 
räumlich fl exiblen Weltmarkt zu erwarten wäre.

Der Marktpreis für eine Emission ergibt sich bei fest-
stehendem Angebot (Cap) aus den Grenzvermeidungs-
kosten bzw. entgangenen Nutzen, die mit einer weiteren 
Tonne Emission realisiert werden können. Unterschied-
liche Preise für das homogene Gut widersprechen dem 
„Law of one Price“ (Jevons, 1888) und deuten auf Inef-
fi zienzen und Marktunvollkommenheiten beim Klima-
schutz hin (Bardt, 2018). Unterschiedliche Preissignale 
führen dazu, dass an einer Stelle höhere Vermeidungs-
kosten bzw. Nutzeneinbußen in Kauf genommen werden, 
um eine Tonne Treibhausgasemissionen zu vermeiden, 
während dies an anderer Stelle mit geringeren Kosten 
möglich gewesen wäre. Die globalen Gesamtkosten des 
Klimaschutzes sind damit höher als bei einem effi zienten 
Klimaschutz nötig.

Die Preisdifferenzen entstehen aus einer Kombination 
uneinheitlicher Angebots- und Nachfragebedingun-
gen. Das Angebot an Emissionsrechten wird durch die 
jeweiligen nationalen Klimaschutzregeln defi niert (oder 
das Fehlen entsprechender Grenzen), die Nachfrage be-
stimmt sich durch technologische Gegebenheiten und 
die jeweilige Wirtschaftsstruktur, aus der sich Vermei-
dungskosten bzw. mit den Emissionen verbundene Nut-
zengrößen ergeben.

Zu differenzieren sind Kostenunterschiede zwischen Sek-
toren, die auf differenzierten Technologiekosten beruhen, 
und Kostenunterschiede zwischen Ländern, die darauf 
zurückzuführen sind, dass die aktuellen und vergangenen 
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Die einfache ökonomische Lösung eines einheitlichen 
sektorübergreifenden Preises als alleiniges Klimaschutz-
instrument führt bei unterschiedlichen internationalen 
Preisen für Treibhausgasemissionen nicht zur idealtypi-
schen Lösung eines effi zienten Klimaschutzes. Vielmehr 
müssen die Wohlstandsverluste durch Wettbewerbs-
verschlechterungen für energieintensive Branchen be-
rücksichtigt und überwunden werden, ohne dass die er-
wünschten Anreize zur Treibhausgasreduktion unwirksam 
werden. Fördermaßnahmen für klimafreundliche Investi-
tionen können ein Weg sein, die gewünschten Moderni-
sierungsinvestitionen im Inland möglich zu machen und 
damit die Basis für zukünftige klimafreundliche Produkti-
on und Beschäftigung am heimischen Standort zu legen.

Internationale Kosten- und Preisunterschiede

Auch international sind erhebliche Kostenunterschiede 
zu verzeichnen, die für einen effi zienten globalen Klima-
schutz problematisch sind und nationale Regelungen 
erschweren. Gerade einmal ein Sechstel der globalen 
Emissionen unterliegen einem expliziten Preis durch eine 
CO2-Steuer oder ein Emissionshandelssystem. Bei weni-
ger als 1 % der Emissionen ist der angelegte Preis höher 
als im EU-Emissionshandel, der mit gut 4 % der globalen 
Emissionen und einem Preis oberhalb der 30 US-$-Linie 
das weltweit umfassendste Preissignal für Treibhausgas-
emissionen aussendet (vgl. Abbildung 1). Über 90 % der 
Emissionen sind mit weniger als 10 US-$ pro Tonne be-
preist, über 80 % sind ohne explizites Preissignal. Am an-
deren Ende des Spektrums liegen nationale Steuern in den 
skandinavischen Ländern, Liechtenstein und der Schweiz.

Auch wenn andere emissionsbegrenzende Regulierungen 
und implizite Preise an dieser Stelle nicht berücksichtigt 

auch bei der Hausisolierung wird mit Einsparpotenzialen 
gerechnet. Überraschend ist, dass für die Elektromobilität 
negative Vermeidungskosten unterstellt werden. Dieser 
Effekt basiert auf der Annahme deutlich sinkender Prei-
se für Elektroautos durch Preissenkungen für Batterien. 
Ob dies angesichts der hohen Rohstoffkostenanteile der 
Batterien wirklich möglich ist, wenn eine deutlich steigen-
de Rohstoffnachfrage für Batterien auftritt, kann jedoch 
angezweifelt werden.

Die ökonomisch naheliegende Konsequenz dieser erheb-
lichen Preisunterschiede läge darin, die staatlich gesetz-
ten Preissignale zu vereinheitlichen und über die Markt-
preismechanismen zu einem kosteneffi zienten Einsatz 
von Klimaschutzmaßnahmen zu kommen. Über ein ein-
heitliches preissetzendes und mengenbegrenzendes In-
strument wie den Emissionshandel könnte das vorgege-
bene Emissionsziel zu geringstmöglichen Kosten erreicht 
werden. Unterschiedliche Positionen auf der Lernkurve, 
Entwicklungsnotwendigkeiten, Pfadabhängigkeiten oder 
Infrastrukturvoraussetzungen würden zusätzliche sektor-
spezifi sche Maßnahmen erfordern, die das zentrale, sek-
torübergreifende Steuerungsinstrument und das einheitli-
che Preissignal ergänzen.

Das Konzept des sektorübergreifenden Einheitspreises 
kommt jedoch an Grenzen, da die realwirtschaftlichen 
Auswirkungen in einer Welt ohne vergleichbare internatio-
nale Preissignale zusätzliche und sehr uneinheitliche Kos-
ten verursachen. Ein einheitlicher CO2-Preis für Verkehr 
und Industrie hätte beispielsweise zur Folge, dass die 
Anreize verschwinden, hohe Kosten zur Verringerung der 
Klimawirkungen des Straßenverkehrs zu tragen. Die gerin-
geren Emissionsreduktionen des Verkehrs müssten dann 
von anderen Sektoren wie der Industrie getragen werden. 
Höhere CO2-Kosten würden jedoch die Wettbewerbsfä-
higkeiten der energie- bzw. emissionsintensiven Industri-
en beeinträchtigen und damit das Carbon-Leakage-Risiko
erhöhen. Höhere Kosten, die im internationalen Wettbe-
werb nicht an Kunden weitergegeben werden können, er-
höhen den Druck zur Kostenreduktion, durch erwünschte 
Effi zienzsteigerung oder unerwünschte Verschiebung von 
Investitionen und letztlich Produktion an Standorten mit 
niedrigeren CO2-Kosten.

Während Sektoren und Industrien ohne internationalen 
Wettbewerb ihre Kosten an die Verbraucher:innen wei-
tergeben können, ist dies in Bereichen mit starken rea-
len oder potenziellen Import- oder Exportanteilen nicht 
möglich. Die Industrie gehört typischerweise zu letzteren, 
Energiewirtschaft und landgestützter Verkehr sind erste-
ren zuzurechnen. Hier sind zudem deutlich geringere Prei-
selastizitäten festzustellen, Verbraucher:innen haben also 
eine höhere Bereitschaft, diese Kosten auch zu tragen.

Abbildung 1
Anteil der preislichen Belastung an globalen 
Emissionen
Ende 2020

Quelle: Weltbank.
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Moore et al., 2019; Koch und Bassa Mama, 2019). Da-
mit werden zahlreiche letztlich diskretionäre Eingriffe in 
Wettbewerbs prozesse notwendig, die sogar überkom-
pensierend und damit strukturkonservierend eingesetzt 
werden können. Ein stiller Wettbewerb um die sektoral 
niedrigsten CO2-Kosten in den Branchen mit den größten 
Emissionen wäre aber kaum vereinbar mit den internatio-
nal vereinbarten Bemühungen um das globale Gut Klima-
schutz (Bardt, 2005).

Derartige Ausnahmen bedürfen somit einer internationa-
len Koordination. Dies gilt auch für die Frage des Grenz-
ausgleichs, der sowohl in Europa wie den USA diskutiert 
wird. Dieser birgt neben seiner Schutzwirkung und der 
Gefahr, dass er protektionistisch ausgestaltet wird, das 
Risiko weiterer Handelskonfl ikte, wie bereits der Versuch 
der EU ausgelöst hatte, den internationalen Flugverkehr 
mit in den europäischen Emissionshandel zu integrieren 
(Kolev et al., 2021; Wissenschaftlicher Beirat, 2021).

Konsequenzen

Der nationale Klimaschutz stößt – unter anderem – dort an 
Grenzen, wo er mit absehbaren Wettbewerbsnachteilen 
verbunden ist und wo ein Abwägungsprozess zwischen 
einem Beitrag zum globalen Klimaschutz und einem eige-
nen Wohlstandsverlust vorgenommen werden muss. Das 
offensichtliche Problem eines fehlenden globalen Rah-
mens mit einheitlichen Anspruchsniveaus im Klimaschutz 
ist absehbar nicht zu lösen. Auch sektorspezifi sche Ab-
kommen, die den CO2-Preis und damit den Klimaschutz 
als differenzierenden Wettbewerbsfaktor eliminieren, sind 
nicht in greifbarer Nähe. Vor diesem Hintergrund erschei-
nen zwei Ansätze vielversprechend:

1. Preiswerte Klimaschutztechnologie: Der befürchtete 
Trade-off entsteht nur dann, wenn klimaschützende 
Technologien ohne eine Bepreisung von Emissionen 
teurer sind als traditionelle Verfahren. Wenn die tech-
nologischen Vermeidungskosten negativ sind und 
auch sonst keine gravierenden Nachteile in Kauf ge-
nommen werden müssen, können sich die Techno-
logien auch ohne globale Absprachen durchsetzen. 
Die erneuerbaren Energien können hierfür als Beispiel 
dienen. Zwar ist die eingeschränkte Speicherfähigkeit 
weiterhin ein Problem, dennoch konnten die Stro-
mentstehungskosten soweit gesenkt werden, dass 
vielfach eine Wettbewerbsfähigkeit besteht oder es 
sich bei den erneuerbaren sogar um die günstigste 
Form der Strom- und Wärmeerzeugung handelt. Die 
Rolle der vorangehenden und wirtschaftlich stärks-
ten Industrieländer liegt dann nicht so sehr im heimi-
schen Klimaschutz, sondern in der Finanzierung der 
Entwicklung und der Lernkurven dieser Technologien, 

werden, ergeben sich daraus gravierende Konsequenzen. 
So werden Emissionen innerhalb bestimmter Preissyste-
me eher reduziert als solche, bei denen der Ausstoß für 
den Emittenten keine Kosten verursacht. Die globale Kli-
maschutzaufgabe würde zu günstigeren Gesamtkosten 
erreicht werden, wenn auch tatsächlich weltweit die preis-
wertesten Klimaschutzpotenziale genutzt werden können.

Im Rahmen des Kyoto-Abkommens konnten preisgüns-
tigere Vermeidungsmaßnahmen in Drittländern mit rea-
lisiert und auf die Emissionsverpfl ichtungen im Rahmen 
des europäischen Emissionshandels angerechnet wer-
den. Diese Maßnahmen sind aufgrund von Zweifeln, ob 
bestimmte Vermeidungsmaßnahmen wirklich zusätzlich 
getätigt wurden, in ein kritisches Licht geraten. Der An-
satz, dass günstigere Klimaschutzoptionen zunächst 
genutzt werden sollten, ist jedoch weiterhin effi zienzstei-
gernd. Aktuelle Preise für daraus resultierende Emissi-
onsgutschriften liegen nahe der Nulllinie, würden sich bei 
steigender Nachfrage je nach Einrechnung früherer Pro-
jekte aber wieder nach oben entwickeln (DEHSt, 2018).

Die Nutzung internationaler Potenziale hat aber nicht nur 
direkte Folgen für die kostenminimale Verfolgung kurzfris-
tiger Klimaschutzziele und ist insofern vorteilhaft für die 
anspruchsvollen Klimaschutz verfolgenden Industrielän-
der. Für die Zielländer bedeutet dies, dass Investitionen 
in klimafreundliche Technologien vorgenommen werden, 
die gleichzeitig ökologisch vorteilhaft sind und die wirt-
schaftliche Modernisierung unterstützen. Damit werden 
auch die günstigsten heimischen Potenziale genutzt, so-
dass weitere inländische Klimaschutzbemühungen für 
diese Länder teurer werden.

Wie günstig die Reduktion von Treibhausgasen gemessen 
an den nationalen Zielen ist, zeigt auch das chinesische 
Beispiel. Unter dem Kyoto-Abkommen war China führend 
in der Implementierung von CDM-Projekten (Clean Deve-
lopment Mechanism), mit denen beispielsweise deutsche 
Energieversorger zusätzliche Emissionsrechte für die 
Anrechnung in Europa schaffen konnten. Die damaligen 
Kostenvorteile bestehen auch mit Blick auf den neu ins 
Leben gerufenen chinesischen Emissionshandel fort. Hier 
wird mit Preisen für die Emission von unter 10 Euro je Ton-
ne gerechnet (China Carbon Forum, 2020), was deutlich 
unter dem europäischen Preisniveau liegt.

Die differenzierenden Kosten-, Anspruchs- und Preis-
niveaus können nachteilige Wirkungen auf die Wettbe-
werbssituation der besonders betroffenen Industrien 
in Ländern mit einer höheren Bepreisung haben. Dies 
wird über unterschiedliche Carbon-Leakage-Regeln, 
Ausgleichsmechanismen, Förderansätze oder mögli-
cherweise über Grenzabgaben ausgeglichen (aus dem 
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wodurch ein weitaus größerer Klimaschutzeffekt er-
zielt werden kann.

2. Marktmechanismus etablieren: Um die Produktion 
von energieintensiven Gütern nicht nur aufgrund der 
unterschiedlichen Anspruchs- und Preisniveaus in-
ternational schrittweise verlagern zu müssen, bleibt 
ein Ausgleich unterschiedlicher Klimaschutzkosten-
belastungen notwendig. Ein wichtiger Beitrag kann 
darin liegen, internationale Klimaschutzprojekte wie-
der nutzbar zu machen. Auch wenn ein vollständiger 
Preisausgleich eine uneingeschränkte und damit un-
realistische Anrechnung erfordern würde, könnte ein 
Handel von Emissionsrechten in verschiedenen Welt-
regionen den besonders betroffenen Branchen helfen, 
ihren Klimafußabdruck zu verringern und dennoch 
weiter zu wettbewerbsfähigen Kosten zu produzieren. 
Ein solcher Mechanismus ist in Artikel 6 des Pariser 
Klimaschutzabkommens vorgesehen, bisher aber 
noch nicht umgesetzt worden.
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Grenzausgleich, zu fl ankieren. Um die Erfolgschancen 
einer solchen Verbindung von Handels- und Klimapolitik 
ökonomisch bewerten zu können, ist den Fragen nachzu-
gehen, welche Klimawirkungen vom grenzüberschreiten-
den Handel ausgehen und wie mögliche Steuerungsin-
strumente wirken.

Gegensätzliche Wirkungskanäle

Aus der ökonomischen Theorie kann zunächst keine ein-
deutige Wirkung von Handelsliberalisierung auf die glo-
bale Emission von Treibhausgasen abgeleitet werden. 
Grundsätzlich werden drei Arten von teilweise gegensätz-
lichen Wirkungskanälen unterschieden: Skalen-, Kompo-
sitions- und Technologieeffekte (Charnovitz, 2010). Der 
Skaleneffekt äußert sich kurzfristig darin, dass zusätz-
liches Absatzpotenzial im Ausland unmittelbar eine ver-
besserte Auslastung heimischer Produktionsressourcen 
ermöglicht. Mittelfristig ergeben sich zusätzliche Wachs-
tumspotenziale aus vermehrter Kapitalakkumulation und 
Produktivitätssteigerungen, wie sie empirisch als Effekt 
von Handelsöffnungen vielfach belegt sind (Wacziarg 
und Welch, 2008). Solch handelsinduziertes Wirtschafts-
wachstum würde isoliert betrachtet nicht nur eine Zunah-

Mit seiner Ankündigung einer radikalen Kehrtwende in 
der Klimapolitik hat US-Präsident Joe Biden bereits kurz 
nach Amtsantritt ein deutliches Zeichen gesetzt. Sein 
Konzept zum Erreichen des Langfristziels einer klimaneu-
tralen US-Wirtschaft sieht neben nationalen Maßnahmen 
eine neue Form von Klimadiplomatie vor, wozu explizit 
auch die Einbeziehung von Klimafragen in internationale 
Handelsabkommen zählen soll. Parallel dazu sind in der 
Europäischen Union Rufe laut geworden, die eigenen 
verschärften Anstrengungen im Klimaschutz in Zukunft 
durch handelspolitische Maßnahmen, konkret einen CO2-
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me der absoluten Emissionen in der Warenproduktion, 
sondern auch im internationalen Transport implizieren.

Der rein expansive Effekt des Handels kann aber durch 
Kompositions- und Technologieeffekte überlagert wer-
den. Wichtig ist dabei zum einen die Frage, wie sich im 
konkreten Fall eine Handelsöffnung auf die Spezialisierung 
einzelner Handelspartner auf mehr oder weniger emissi-
onsintensive Güter auswirkt. Bei unterschiedlich strengen 
nationalen Regulierungsregimes im Hinblick auf CO2-Emis-
sionen ist es wahrscheinlich, dass Länder mit schmutzi-
gerer Technologie ihren komparativen Kostenvorteil bei 
allgemein emissionsintensiveren Handelsgütern sehen 
und bei verbesserten Exportmöglichkeiten zusätzlich Res-
sourcen in deren Produktion verlagern. In der Konsequenz 
kann komparative Spezialisierung zu einer klimapolitisch 
nachteiligen räumlichen Verteilung der internationalen Pro-
duktion dieser Güter führen, die durch eine räumlich umge-
kehrte Verschiebung bei klimaneutraleren Produkten nicht 
kompensiert wird. Die länderübergreifenden Treibhaus-
gasemissionen würden so insgesamt steigen und dabei 
zugleich vermehrt in Länder mit unterentwickelter Vermei-
dungstechnologie verlagert. Technologiebedingte Unter-
schiede in der Emissionsintensität zwischen ärmeren und 
reicheren Industrieländern könnten sich so im Zuge einer 
Handelsausweitung noch verstärken.

Zum anderen besteht die Hoffnung, dass vom Handel um-
weltpolitisch positive Effekte auf Produktionstechnologien 
ausgehen. Technologieseitig kann Handelsintegration am 
ehesten dann ökologische Entwicklungssprünge initiieren, 
wenn sie sich nicht auf eine Zunahme im grenzüberschrei-
tenden Warenaustausch beschränkt, sondern auch Zu-
gang zu vorhandenem Wissenskapital hinsichtlich nach-
haltiger Produkte und Technologien schafft. Dies kann die 
Form von direkten Technologiepartnerschaften oder auch 
lediglich von Learning by Importing annehmen. Im güns-
tigeren Fall entsteht so ein Nachhaltigkeitswettbewerb 
zwischen Alternativtechnologien, der mittelfristig die Im-
plementierungskosten grüner Lösungen, gerade auch für 
ärmere Länder, senkt (Charnovitz, 2010). Im weniger güns-
tigen Fall kann ein solcher Wettbewerb allerdings auch zur 
globalen Verbreitung rein kostenseitig günstigerer, aber 
mit Umweltrisiken behafteter Technologien wie dem Hyd-
raulic Fracturing führen (Fisher et al., 2019). Entscheidend 
ist letztlich, aus welcher zur Verfügung stehenden Tech-
nologie ein Land die stärksten komparativen Vorteile im 
internationalen Wettbewerb ziehen kann.

Nettoeffekt des internationalen Handels

Auch empirisch ist der Nettoeffekt des internationalen 
Handels vor dem Hintergrund stark fragmentierter Wert-
schöpfungsketten nicht einfach zu bemessen. Die OECD 

ermittelt in ihrer auf Input-Output-Tabellen basierenden 
Schätzung für den Zeitraum 2005 bis 2015 einen Anstieg 
der weltweit jährlich mit Exportgütern verbundenen CO2-
Emissionen um 6,9 %. Das jährliche Volumen des interna-
tionalen Güterhandels in Wertgrößen ist im selben Zeit-
raum nach IWF-Daten allerdings um 55,8 % gestiegen. 
Absolut höhere Emissionen stehen also einem Rückgang 
der wertbezogenen Emissionsintensität gegenüber (vgl. 
Abbildung 1). Zugleich schlagen sich die in diesem Zeit-
raum beobachteten räumlichen Verschiebungen in den 
Handelsmustern auch in der regionalen Verteilung der 
Emissionen nieder. Sowohl bei Zuordnung nach Her-
kunftsquelle als auch nach Ziel ist der Anteil Chinas an 
den globalen Emissionen aus international gehandelten 
Gütern deutlich gestiegen (vgl. Abbildung 2).

Auch wenn sich hieraus keinerlei Kausalwirkungen ablei-
ten lassen, zeichnen diese Daten doch ein eher pessimis-
tisches Bild der Klimawirkung von internationalem Han-
del. Exportanteile haben sich in Länder mit (zumindest 
bislang) emissionsintensiverer Produktion verlagert. Ein 
allgemeiner Rückgang der Emissionsintensität der ge-
handelten Güter im Zeitverlauf kann dies zwar abmildern, 
ist klimapolitisch allein aber wenig tröstlich, da für die 
Klimawirkung die Entwicklung der absoluten Emissionen 
ausschlaggebend ist. Nationale Klimapolitik droht in ei-
nem solchen Umfeld zu verpuffen, da Anstrengungen zur 
Begrenzung von Treibhausgasemissionen auf nationa-
lem Gebiet durch ein Abfl ießen von Emissionsaktivität ins 
Ausland nicht nur zu einem gewissen Grad konterkariert 
werden (Carbon Leakage), sondern zugleich die Wett-
bewerbsposition der eigenen Unternehmen schwächen. 
Der Anreiz zur Umsetzung ehrgeiziger Klimaziele sinkt 
damit. Dies hat den Ruf nach handelspolitischen Korrek-

Abbildung 1
CO2-Emissionen aus international gehandelten Gütern

Quellen: OECD (2019); IWF (2020); eigene Berechnung.
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turmaßnahmen erzeugt, die die politisch anvisierte Inter-
nalisierung von Klimaexternalitäten auch auf Importgüter 
ausdehnen. Als unmittelbares Steuerungsinstrument 
bietet sich die Zollpolitik an. Das aktuell auf EU-Ebene 
verstärkt diskutierte Konzept eines CO2-Grenzausgleichs 
sieht die Verzollung von Importgütern in Abhängigkeit 
von ihrem CO2-Fußabdruck vor. So soll garantiert wer-
den, dass durch emissionsregulierende Maßnahmen 
belastete inländische Unternehmen keinen Kostennach-
teil gegenüber ausländischen Exporteuren erfahren und 
zugleich das Carbon Leakage vermieden werden. Die 
positiven Anreizwirkungen einer emissionsabhängigen 
Kostenbelastung auf Investitionen in grüne Technologien 
könnten sich so im Idealfall auf ausländische Produzie-
rende übertragen.

Wirkung von CO2-Zoll

In der Bewertung der klimapolitischen Wirksamkeit des 
CO2-Zolls zeigt sich die ökonomische Forschung uneins. 
Elliott et al. (2013) kommen in einer auf CGE-Modellierung 
(CGE: numerische allgemeine Gleichgewichtsanalyse)
basierenden Untersuchung zu dem Ergebnis, dass die 
Einführung eines CO2-Zolls den globalen Emissionsef-
fekt von nationaler Klimapolitik in reichen Ländern deut-
lich verstärkt, und zwar umso stärker, je höher die CO2-
Besteuerung für inländische Unternehmen in diesen 
Ländern ausfällt. Larch und Wanner (2014) kommen auf 
Basis eines strukturellen Gravitationsmodells und für den 
Fall von generell an der Höhe von inländischer Emissi-
onsbesteuerung ausgerichteter CO2-Zölle dagegen zum 
Ergebnis, dass die globalen CO2-Emissionen infolge der 
Zollerhebung steigen würden. Ursächlich dafür sei die 
höhere relative Emissionsintensität der Importsektoren in 
Ländern mit stärkerer Emissionsbesteuerung: Die im Zu-
ge der Zolleinführung einsetzende Despezialisierung übt 
so einen aus Klimaschutzsicht nachteiligen Einfl uss auf 

die globale Ressourcenverwendung auf. Einig ist sich die 
Literatur hingegen, dass die Einführung eines solchen In-
struments mit erheblichen globalen Verteilungswirkungen 
einhergeht, die entwicklungsökonomisch zunächst ein-
mal kontraproduktiv sind: Ärmere Länder sind im Schnitt 
stärker betroffen, bedingt durch die höhere CO2-Intensität 
ihrer Industrieexporte. Die globalen Kosten der Emissi-
onsvermeidung sinken so nur begrenzt, da sie zu einem 
guten Teil lediglich auf ärmere Länder umgelegt werden 
(Böhringer et al., 2018).

Ob sich dennoch mittelbar ein positiver Effekt ergeben 
kann, hängt entscheidend von der politischen Reaktion 
der dem Zoll ausgesetzten Länder ab. Die Hoffnung ist, 
dass in der Folge Länder mit bislang schwach ausge-
prägter Emissionsregulierung verstärkt nationale Klima-
maßnahmen im Interesse der Zollvermeidung ergreifen. 
Böhringer et al. (2016) kommen auf spieltheoretischer 
Grundlage zu dem Ergebnis, dass dies im Beispiel Chi-
nas in der Tat der Fall sein könnte, sofern sich bei diesem 
Thema eine EU-USA-Koalition bilden würde. Begründet 
liegt dies in der starken Handelsvernetzung Chinas mit 
den zolleinführenden Ländern, die einen Wegfall von Ex-
porten als Wohlstandsquelle schmerzlich erscheinen las-
sen würden. Bei unabgestimmten Vorgehen ist allerdings 
auch das umgekehrte Szenario von zollpolitischen Ver-
geltungsmaßnahmen denkbar. Dies kann ebenso gut in 
einer Zollspirale enden, welche die ursprüngliche klima-
politische Zielsetzung aus den Augen verliert.

Rechtliche und praktische Fragen

Zudem bestehen Fragezeichen sowohl aus rechtlicher als 
auch aus praktischer Sicht. Rechtlich ist die Vereinbarkeit 
mit WTO-Statuten zumindest nicht offensichtlich. Dies gilt 
insbesondere für den Gleichbehandlungsgrundsatz von 
ausländischen und inländischen Unternehmen sowie das 

Quelle: OECD (2019).

Abbildung 2
Weltweite CO2-Emissionen aus Bruttoimporten und -exporten
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Most-Favored-Nation-Prinzip. Es dürfte entscheidend 
auf die konkrete Ausgestaltung ankommen. So darf die 
zollseitige Belastung nicht an der Herkunftsquelle festge-
macht werden, sondern muss auf konkreten Produktei-
genschaften basieren, für die bei in- und ausländischen 
Unternehmen zudem dieselben Kriterien herangezogen 
werden sollten (Moore, 2011). Die grundsätzliche Frage ist 
aber zunächst, ob CO2-Emissionen als Merkmal für eine 
differenzierte Behandlung herangezogen werden können. 
Und wenn ja, darf ein solches Differenzierungsmerkmal 
lediglich auf den Vergleich unterschiedlicher Produkte 
oder auch auf unterschiedliche Produktionsprozesse für 
ein- und dasselbe Produkt angewendet werden?

In praktischer Sicht stellt sich die Frage nach einer ge-
eigneten Bemessungsgrundlage. Die Quantifi zierung 
und Zuordnung von Treibhausgasemissionen stellt sich 
vor dem Hintergrund der heutigen internationalen Wert-
schöpfungsketten als äußerst komplex dar und damit 
als sichere Quelle für Streit. Dies gilt vor allem für die 
Frage, wie mit den Emissionen aus der Produktion von 
Vorleistungen umzugehen ist. Eine gängige Empfehlung 
lautet daher, sich bei der Zollerhebung zunächst auf we-
nige energieintensive Bereiche der Primärindustrie wie 
Stahl, Zement oder Aluminium zu beschränken (Delbe-
ke und Vis, 2020). Aber auch dann ist noch offen, wo-
ran sich die Bemessung räumlich orientiert. Im Hinblick 
auf die klimapolitische Lenkungswirkung wäre es am 
sinnvollsten, wenn die in der Produktion im Exportland 
auftretenden Emissionen bei der Zollfestsetzung für das 
über die Grenze gehende Gut herangezogen würden. 
Aus Sicht des Importlandes setzt dies jedoch hohe In-
formationsanforderungen hinsichtlich Energieintensität 
und Energiemix der Produktion im Herkunftsland, birgt 
zudem auch Konfl iktpotenzial im Hinblick auf resul-
tierende Zollunterschiede zwischen Handelspartnern. 
Alternativ bestünde die Möglichkeit, als Grundlage die 
Emissionsintensität im Importland oder gar einen glo-
balen Durchschnittswert anzusetzen. Dies würde zwar 
oben genannte Probleme lösen, hätte aber kostenseitig 
nicht dieselbe Lenkungswirkung. Und vor allem würde 
in dynamischer Sicht hieraus kein Anreiz für die Export-
länder erwachsen, in die Adoption emissionsneutralerer 
Technologien zu investieren. All dies sind Gründe, wa-
rum auf internationaler Ebene der CO2-Zoll bislang noch 
nicht über die Konzeptionsphase hinausgekommen ist 
(Mehling et al., 2019).

Klimaschutz und Handelspolitik

Erfolgversprechender scheint es, klimapolitische Ziele auf 
bi- und multilateralem Weg in die Handelspolitik einzubin-
den, etwa als integrale Bestandteile oder Nebenbestim-
mungen von regionalen Handelsabkommen. Dafür bieten 

sich verschiedene Optionen. So kann gezielt der wechsel-
seitige Abbau von Handelsbarrieren auf solche Güter ver-
einbart werden, die für den Umbau der Energieversorgung 
Richtung Klimaneutralität eine große Rolle spielen, wie 
Windkraftturbinen und Solarzellen. Neben dem Abbau von 
Zöllen kann dies auch nicht tarifäre Barrieren betreffen, 
etwa in Form einer Harmonisierung oder gegenseitigen 
Anerkennung von Teststandards in Zulassungsverfahren. 
Vereinbarungen können sich aber auch auf weitreichende-
re Aspekte jenseits der Handelspolitik beziehen. Es könn-
ten konkrete Zielvereinbarungen zur Steigerung der Ener-
gieeffi zienz oder des Anteils an erneuerbaren Energien in 
den beteiligten Volkswirtschaften getroffen werden. Auch 
könnten Handelsabkommen ein geeignetes Vehikel sein, 
um die Partnerländer zu einem Fahrplan für den geordne-
ten Abbau nationaler Subventionen auf fossile Ressourcen 
zu verpfl ichten, der Wettbewerbsverzerrungen vermeidet. 
Andersherum könnte über eine Anerkennung vorhandener 
nationaler Fördersysteme im Bereich erneuerbarer Ener-
giequellen die Rechtssicherheit für die Transformation der 
Energieversorgung erhöht werden. Ein weiterer Aspekt, 
der in jüngeren Verhandlungsrunden oft eine wichtige 
Rolle gespielt hat, ist schließlich das öffentliche Beschaf-
fungswesen. Die bilaterale Akzeptanz von Umwelt- und 
Klimaschutzstandards als Kriterium in der öffentlichen 
Auftragsvergabe könnte ein Mittel sein, um die laufenden 
Debatten über diskriminierungsfreien Marktzugang klima-
politisch zu entschärfen.

Historisch gilt das North American Free Trade Agreement 
NAFTA (Inkrafttreten: 1.1.1994) als das erste regionale 
Handelsabkommen mit konkretem Umweltschutzbezug. 
In einem Nebenabkommen wurde die Gründung einer 
Kommission zur Kooperation in Umweltschutzfragen 
vereinbart und den Vertragsstaaten das Recht auf han-
delsbeschränkende Maßnahmen im Zusammenhang mit 
Verpfl ichtungen aus internationalen Umweltabkommen 
eingeräumt. In der Handelspolitik der EU sind Umwelt-
schutzanforderungen unter anderem in Form von spezi-
ellen Anreizregelungen im Allgemeinen Präferenzsystem 
(APS) präsent, mit denen Entwicklungsländern einseitig 
Handelspräferenzen eingeräumt werden. Regionale Han-
delsabkommen der jüngeren Zeit haben demgegenüber 
aus Klimasicht wenig Innovation zu bieten. Zwar ist der 
Klimaschutzgedanke sprachlich stets präsent, es man-
gelt jedoch eindeutig an verbindlichen Regelungen. So 
enthalten weder das Comprehensive and Progressive 
Agreement for Trans-Pacifi c Partnership (CPTPP) noch 
das EU-Kanada Comprehensive Economic and Trade Ag-
reement (CETA) verbindliche Vereinbarungen zur Zollsen-
kung auf Umweltgüter, zu reduzierter Subventionierung 
fossiler Technologien oder Harmonisierung von Umwelt-
standards. Stattdessen dominieren in den Vertragstex-
ten allgemeine Absichtsbekundungen zur zukünftigen 
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zu begrenzen, muss die Welt bis Mitte des 21. Jahrhun-
derts CO2-neutral und in den darauffolgenden 15 bis 20 
Jahren komplett treibhausgasneutral werden. Die EU ver-
steht sich als internationale Vorreiterin in der Klimapolitik 
und hat sich in Einklang damit im European Green Deal 
verpfl ichtet bis 2050 treibhausgasneutral zu werden. Ent-
scheidend ist, dass neben der EU die mit Abstand größ-
ten Emittenten, China und USA, vergleichbare Anstren-
gungen unternehmen. Zusammen mit der EU sind sie 

klimapolitischen Kooperation und Einhaltung ohnehin 
bestehender Klimaabkommen. Lediglich das EU-Sin-
gapur-Freihandelsabkommen hält zumindest den Punkt 
Subventionssenkung als explizites Ziel fest, wenngleich 
es ebenfalls keine konkreten Schritte zur Zielerreichung 
vorgibt (Fisher et al., 2019). Im ungünstigen Fall könnten 
diese Abkommen den zukünftigen Handlungsspielraum 
für nationale Klimapolitik sogar einschränken, da die 
mittlerweile gängigen Regelungen zum Investorenschutz 
ausländischen Unternehmen prinzipiell die Möglichkeit 
geben, über einen externen Streitschlichtungsmechanis-
mus gegen aus ihrer Sicht diskriminierende Verschärfun-
gen des Umweltrechts zu klagen. Dies kann für zukünftige 
Abkommen zum Schutz geistiger Eigentumsrechte bei 
international gehandelten Gütern gelten, wenn sie so aus-
gestaltet sind, dass sie die Transmission grüner Techno-
logien unterminieren.

Fazit

Aus globaler Sicht werden zukünftige regionale Handels-
abkommen dann einen wirkungsvollen Beitrag zum Klima-
schutz leisten können, wenn sie sich als (auch wirtschaft-
lich) erfolgreiche Testlabore für innovative Klimaschutz-
anstrengungen bewähren, ohne dabei in ihrer Struktur auf 
Abschottung zu setzen. Nur so besteht das Potenzial für 
eine Expansion neuer Regulierungsregimes auf die multi-
laterale Ebene. Zugleich muss Transparenz geschaffen 
werden, welche handelsrelevanten Maßnahmen wirklich 
Klimazielen dienen und bei welchen es sich lediglich um 
getarnten Protektionismus handelt. Dies ist vor allem 
wichtig, damit sich die bestehenden Gräben zwischen 
armen und reichen Ländern in der Handelspolitik nicht 
noch weiter vertiefen. Auf Ebene der WTO wäre es dazu 

nötig, endlich zu einer allgemeinverbindlichen Defi nition 
des Begriffs Umweltgüter und damit verbundenen Son-
derregelungen zu kommen. Die neue US-Administration 
hat auch in dieser Hinsicht die Chance, ihren bekundeten 
Willen zur Wiederaufnahme multilateraler Anstrengungen 
in die Tat umzusetzen.
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EU-EHS um Industriesektoren erweitert werden. Der ent-
scheidende Unterschied ist, dass keine harte Obergren-
ze festgelegt wird, sondern lediglich Ziele für die Emis-
sionen je Output (Intensitätsziele) existieren. Soweit be-
reits Preise beobachtet werden können, sind diese sehr 
gering (ICAP, 2021). Ob sich das in absehbarer Zukunft 
ändern wird, ist nicht klar.

In den USA hatte nationale und internationale Klimapoli-
tik bis vor kurzem einen schweren Stand. Den Verpfl ich-
tungen des ersten internationalen Klimaabkommens 
von Kyoto haben sich die USA später durch Nicht-Rati-
fi zierung entzogen. Mehrere Anläufe für eine nationale 
Klimagesetzgebung und insbesondere eine nationa-
le CO2-Bepreisung sind gescheitert. Als Folge sind die 
THG-Emissionen der USA seit 1990 bis zur Finanz- und 
Wirtschaftskrise 2008 stetig gestiegen. Nach einer Phase 
der Stabilisierung auf niedrigerem Niveau waren sie 2019 
noch immer etwas höher als 1990. Klimapolitische Maß-
nahmen wurden bisher primär auf bundesstaatlicher Ebe-
ne in der Climate Alliance ergriffen, einem Zusammen-
schluss von 23 Bundesstaaten, die für gut 40 % der ener-
giebedingten CO2-Emissionen in den USA verantwortlich 
sind. Zu ihren klimapolitischen Maßnahmen zählen auch 
regionale EHS. Mit Daten des Carbon Pricing Dashboards 
der Weltbank lässt sich errechnen, dass diese EHS le-
diglich 3 % der nationalen Emissionen bei Preisen von 5 
bis 17 US-$/tCO2 im Jahr 2018 regulierten.  US-Präsident 
Biden hat beim von ihm initiierten Klimagipfel Ende April 
2021 verkündet, dass die USA ihre Emissionen bis 2030 
gegenüber 2005 halbieren wollen. Das ist angesichts ei-
nes anderen Ausgangsniveaus ähnlich ambitioniert wie 
das EU-Ziel. Von einer Ausweitung der CO2-Bepreisung 
war allerdings nicht die Rede, obwohl Bidens Klimaplan 
eine nationale CO2-Steuer vorsieht. Tabelle 1 gibt einen 
Überblick über den Stand der CO2-Bepreisung in der EU, 
China und den USA.

Insgesamt haben sich die USA und China die richtigen 
Ziele gesetzt und richtige Schritte, um diese zu erreichen, 
sind zu erkennen. Zwischen den langfristigen Zielen und 
den ergriffenen Maßnahmen existiert aber noch eine er-
kennbare Lücke. Für die EU ist dies nicht nur relevant, weil 

für knapp die Hälfte der weltweiten Treibhausgas(THG)-
Emissionen verantwortlich.1 Erfreulicherweise haben 
beide Länder verkündet, ebenfalls treibhausgasneutral 
werden zu wollen: China bis 2060 und die USA unter der 
neuen Biden-Regierung wie die EU bis 2050. Jetzt gilt es, 
diese anspruchsvollen Ziele auch zu erreichen.

Die EU setzt dabei – wie von hochrangigen Ökonom:innen 
gefordert (Climate Leadership Council 2019, Stiglitz et 
al. 2017) – zentral auf eine Bepreisung von CO2-Emissi-
onen. Das bereits seit 2005 existierende EU-Emissions-
handelssystem (EU-EHS) deckt mittlerweile rund 45 % 
der europäischen THG-Emissionen ab und umfasst 
insbesondere den Stromsektor, die energieintensiven 
Industrien und den innereuropäischen Luftverkehr. Die 
ausgegebenen Zertifi kate sinken Jahr für Jahr ab, und 
der Zielpfad soll an das verschärfte Ziel für 2030 (eine 
55 %ige Reduktion gegenüber 1990) angepasst werden. 
Nachdem im Nachgang der globalen Finanz- und Wirt-
schaftskrise die Zertifi katspreise bis 2017 auf einem sehr 
niedrigen Niveau von um die 5 Euro/tCO2 verblieben sind, 
stiegen sie anschließend als Folge verschiedener Refor-
men des EU-EHS an. Im ersten Quartal 2021 lagen sie 
trotz der wirtschaftlichen Folgen der weltweiten Corona-
Pandemie bei 30 bis 45 Euro/tCO2. Damit sind sie bereits 
knapp in dem Korridor, den eine Expertenkommission 
(Sitglitz et al. 2017) als in Einklang mit den Temperatur-
zielen des Pariser Abkommens ansieht (40 bis 80 US-$/
tCO2 2020), und auch die genannten Zielwerte für 2030 
(50 bis 100 US-$/tCO2) sind in Reichweite.

Vergleichbare klimapolitische Anstrengungen und CO2-
Bepreisung gibt es in China und den USA bisher nicht. 
China hat sich auf internationaler Ebene lange geweigert, 
Reduktionszielen zuzustimmen. Die chinesischen THG-
Emissionen haben sich im Zeitraum von 1990 bis 2018 
mehr als vervierfacht und sind auch nach Abschluss des 
Abkommens von Paris von 2015 bis 2018 um 5 % gestie-
gen. Das im Rahmen des Paris-Abkommens eingereichte 
Ziel impliziert nur eine geringe Emissionsreduktion. Al-
lerdings war China auf nationaler Ebene klimapolitisch 
durchaus aktiv und hat etwa seit 2011 sieben Pilotpro-
jekte zum Emissionshandel in Betrieb genommen. Die 
Weltbank (2020) gibt in diesen Systemen für 2019 Preise 
von etwa 1 bis 12 US-$/tCO2 an. Nach langer Planungs-
phase startete im Februar 2021 auch ein nationales EHS. 
Es erfasst zunächst nur den Elektrizitätssektor, der mit 
3.500 Mt CO2eq allerdings bereits mehr als die EU-EHS 
Sektoren mit derzeit knapp 2.000 Mt CO2eq emittiert. Zu-
künftig soll das chinesische System vergleichbar zum 

1 Laut http://cait.wri.org/ ist die EU 2018 für rund 7 % aller THG-Emis-
sionen inklusive Landnutzungsänderungen verantwortlich, China für 
rund 24 % und die USA für rund 12 %.
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Unit „Forschungsmanagement & Transfer“ am 
Institut für Weltwirtschaft (IfW) in Kiel und ist 
Honorarprofessorin an der Christian-Albrechts-
Universität zu Kiel.
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höhere Nachfrage nach fossiler Energie in Ländern mit 
schwächerer Klimapolitik. Als weiteres Problem hat Car-
bon-Leakage Verluste von Arbeitsplätzen und Wettbe-
werbsfähigkeit in der EU zur Folge.

Die EU hat also ein doppeltes Interesse daran, China und 
die USA zu stärkeren klimapolitischen Maßnahmen zu 
drängen: erstens, um die Effektivität der eigenen Maßnah-
men zu erhöhen und zweitens, um die Kosten hierfür ge-
ring zu halten. Sowohl direktes als auch indirektes Leaka-
ge würde bei einer weltweit einheitlichen CO2-Bepreisung 
vermieden. Am wichtigsten ist eine einheitliche Beprei-
sung bei den großen Handelspartnern, zu denen sowohl 
China als auch die USA zählen. Da es bis zu einer einheit-
lichen Bepreisung aber ein weiter Weg ist, werden ver-
schiedene Instrumente diskutiert, die unilateral von den 
Vorreitern wie der EU implementiert werden können.

Bisher ist die Herangehensweise der EU zum Schutz ihrer 
vom EU-EHS erfassten Unternehmen die (überwiegend) 
freie Vergabe von Zertifi katen an besonders energie- und 
handelsintensive Sektoren. Dies hat allem Anschein nach 
bisher funktioniert, ist aber mit stetig sinkenden Zertifi -
katmengen mittelfristig nicht mehr möglich. Als Alterna-
tive wird schon länger ein Grenzausgleichsmechanismus 
diskutiert, der im European Green Deal nun explizit vor-
gesehen ist. Die Idee des Grenzausgleichs ist es, dass 
für den THG-Gehalt von importierten Gütern und Dienst-
leistungen der heimische Emissionspreis zu entrichten ist 
und Exporteuren die TGH-Kosten für die Produktion ihrer 
Güter und Dienstleistungen erstattet werden. Damit ent-
stünden gleiche Wettbewerbsbedingungen für heimische 
und ausländische Produzenten auf heimischen und aus-
ländischen Märkten. Studien zeigen, dass ein Grenzaus-
gleich die Leakage-Raten etwa halbieren kann (Branger 
und Quirion, 2013; Böhringer et al., 2012). Gleichzeitig ver-
lagert sich die Anpassungslast durch die Grenzabgabe, 
vor allem aber durch die Verschlechterung ihrer Handels-
position, auf das Ausland.

Allerdings kann der Grenzausgleich nur das direkte 
Leakage verhindern, indirektes Leakage fi ndet dennoch 
statt. Und obwohl der Grenzausgleich in der Theorie und 
in Simulationsstudien ein elegantes Instrument ist und gut 
funktioniert, hat er in der Praxis seine Tücken. Eine Er-
fassung der Emissionen entlang ganzer Wertschöpfungs-
ketten ist komplex, administrativ aufwändig und bietet 
Möglichkeiten für „kreative Buchführung“, etwa wenn der 
erneuerbare Strom eines Landes rechnerisch allein in die 
Exporte fl ießt. Auch die Kompatibilität mit dem Welthan-
delsrecht ist nicht automatisch gegeben. Eine Erstattung 
etwa der CO2-Kosten für Exporteure ist nicht WTO-kon-
form. Diese Probleme schließen einen Grenzausgleich 
nicht aus. Die Digitalisierung wird die Erfassung von 

die Klimaziele des Pariser Abkommens ohne die USA und 
China nicht erreicht werden können und die Folgen des 
Klimawandels auch Europa treffen werden. Auch die Ef-
fektivität und die Kosten der eigenen Klimapolitik werden 
dadurch stark beeinfl usst. Dies liegt daran, dass einseitig 
hohe CO2-Preise zur Verlagerung von energieintensiver 
Produktion und Investitionen und damit auch Emissionen 
in Länder und Regionen mit weniger hohen Preisen führt. 
Dies wird als Carbon Leakage bezeichnet.

Eine wichtige Kenngröße von unilateraler Klimapolitik ist 
die Leakage-Rate. Sie defi niert den Anstieg der auslän-
dischen Emissionen in Relation zur heimischen Emissi-
onsreduktion. Schätzungen zufolge liegt die Rate typi-
scherweise bei 5 % bis 30 % (Branger und Quirion, 2013; 
Böhringer et al., 2018). Die Nettoeinsparungen von EU-
Emissionsreduktionen betragen damit nur 95 % bis 70 %. 
Studien für besonders vulnerable Sektoren wie Alumini-
um und Zement zeigen, dass sogar Leakage-Raten von 
über 100 % möglich sind. Zudem fi ndet neben dem Me-
chanismus des direkten Leakage auch noch indirektes 
Leakage über Energiemärkte statt. Die EU-Klimapolitik 
verringert die Nachfrage und damit die Preise für glo-
bal gehandelte fossile Brennstoffe und induziert so eine 

Tabelle 1
Stand der CO2-Bepreisung in der EU, China und den 
USA 2020

Land Provinz/Bundesstaat
CO2-Preis in 
US-$/tCO2

% der abgedeckten 
globalen Emissionen

EU EU-EHS 30,1 4,2

China National n/a 7,2

 Beijing 13,4 0,2

 Chongqing 2,7 0,2

 Fujian 2,8 0,4

 Guangdong 4,1 0,7

 Hubei 4,7 0,4

 Shanghai 6,0 0,3

 Shenzhen 3,5 0,1

 Tianjin 3,8 0,2

USA National n/a n/a

 California 16,9 0,7

 
Transportation and 
Climate Initiative (TCI) n/a n/a

 Massachusetts 8,3 0,0

 Pennsylvania n/a n/a

 Virginia n/a 0,1

 Washington n/a 0,1

Quelle: https://carbonpricingdashboard.worldbank.org/map_data.
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Daneben sprechen diese Überlegungen, wie das Gutach-
ten für das BMWI (2021) ebenfalls festhält, gegen eine in 
Deutschland von verschiedener Seite präferierte Varian-
te des Grenzausgleichs durch eine Verbrauchsabgabe. 
Diese beinhaltet weiterhin eine kostenlose Zuteilung von 
Zertifi katen an die betroffene Industrie (die bei sinkenden 
Gesamtemissionen irgendwann nicht mehr möglich sein 
wird) kombiniert aber mit einer Abgabe auf den CO2-Ge-
halt konsumierter Güter und Dienstleistungen. Auch dies 
würde Wettbewerbsneutralität herstellen und direktes 
Carbon Leakage verhindern, weil es keinen Unterschied 
zwischen heimischen Produkten und importierten Pro-
dukten gibt. Die Verbrauchsabgabe ließe sich wohl zü-
giger einführen und ist handelsrechtlich weniger proble-
matisch. Die Informationsprobleme von Verbrauchssteuer 
und Grenzausgleich sind aber die gleichen. Außerdem 
steht die Verbrauchsabgabe in einem schwierigen Ver-
hältnis zum Kerninstrument der EU-Klimapolitik, dem EU-
EHS. In Einklang mit internationalen Klimazielen setzt das 
EU-EHS auf die Steuerung der territorialen Emissionen 
und nicht auf den CO2-Fußabdruck des EU-Konsums. Vor 
allem aber eignet sich eine Verbrauchssteuer nicht, um 
die Kooperationsbereitschaft anderer Länder zu erhöhen 
oder um einen Klimaclub abzusichern.

Vor diesem Hintergrund sollte die EU zu diesem Zeitpunkt 
nicht wie im EU-Rat im Dezember 2020 angekündigt ei-
nen einseitigen Grenzausgleich einführen, sondern zu-
nächst versuchen, einen Klimaclub zu gründen. Dies wird 
sicherlich nicht einfach und selbst bei einer generellen 
Bereitschaft müssten viele Details geklärt werden. Prag-
matisch ist es, dabei zunächst mit einem Mindestpreis für 
den Stromsektor und die energieintensiven Industrien zu 
beginnen, da dies die Sektoren sind, die in den existie-
renden Bepreisungssystemen in der EU, China und den 
USA im Vordergrund stehen. Für die Zukunft muss auch 
geklärt werden, wie versteckte „negative“ CO2-Preise 
durch Subventionen fossiler Energien und unterschiedli-
che implizite CO2-Preise durch die Besteuerung von Ener-
gie berücksichtigt oder vereinheitlicht werden können. 
Zudem setzten zumindest die USA und die EU in ihrer 
Klimapolitik massiv auf Subventionen neuer emissionsar-
mer oder -freier Technologien wie Wasserstoff, und auch 
China ist dafür bekannt, Industriepolitik zu betreiben. Die-
se Maßnahmen könnten den internationalen Wettbewerb 
erheblich verzerren. Eine Kooperation bei Forschung und 
Entwicklung relevanter Technologien und bei industriellen 
Versuchsanlagen könnte hier, wie das Gutachten des BM-
Wi (2021) anmerkt, helfen.

Zusammenfassend lässt sich sagen: Die Einführung ei-
nes EU-Grenzausgleichs allein wird China und die USA 
nicht dazu bringen, ihre Klimapolitik und insbesondere die 
Bepreisung von Emissionen an die der EU anzugleichen. 

Emissionen vereinfachen und auch für Investor:innen und 
Konsument:innen interessant machen. Zudem kann ein 
Grenzausgleich zunächst für besonders energieintensive 
Grundstoffi ndustrien (Stahl, Aluminium, Zement) einge-
führt werden, was die Datenerfassung einfacher macht. 
Eine WTO-konforme Ausgestaltung ist vermutlich eben-
falls möglich (Pauwelyn und Kleimann, 2020).

Dennoch sollte die EU im Auge behalten, wann, wie und 
wem gegenüber sie einen Grenzausgleich einführt und 
wie dies insbesondere die Klimapolitik in den USA und 
China beeinfl usst. Erhöht die unabgestimmte Einführung 
eines Grenzausgleichs die Bereitschaft, vergleichbare 
Anstrengungen wie in der EU zu ergreifen, um diesen zu 
vermeiden? Oder sehen die Handelspartner sie als Ein-
griff in ihre Souveränität und als protektionistische Maß-
nahme und ergreifen handelspolitische Gegenmaßnah-
men, ohne ihre Klimapolitik anzupassen?

Die Gefahr ist groß, dass eine einseitige Einführung ei-
nes Grenzausgleichs das Gegenteil dessen erreicht, was 
oberstes Ziel sein sollte: eine koordinierte Klimapolitik 
vor allem mit den USA und China. Die USA warnen be-
reits, dass die EU mit ihren unilateralen Grenzausgleichs-
plänen den globalen Konsens im Klimaschutz gefährdet, 
und auch China mahnt, Klimapolitik nicht als geopoliti-
schen Vorwand für handelspolitische Angriffe zu nutzen. 
Die EU sollte daher nur im Rahmen eines Klimaclubs, den 
Nobelpreisträger William Nordhaus (2015) ins Gespräch 
gebracht hat und der nun vom wissenschaftlichen Beirat 
des BMWI aufgegriffen wurde (BMWi, 2021), auf einen 
Grenzausgleich setzen. Nordhaus schlägt vor, dass sich 
kooperationswillige Länder als Clubmitglieder auf einen 
einheitlichen CO2-Preis verständigen und nicht-koopera-
tionsbereite Länder mit einem Strafzoll sanktionieren. Da 
ein solcher Zoll nicht WTO-konform ist und das Welthan-
delssystem massiv beschädigen würde, ist die Idee nicht 
direkt umsetzbar, dennoch ist der Ansatz richtig. Die EU 
sollte daher die Gunst der Stunde nutzen, die aus den star-
ken Signalen der USA und dem eingeführten chinesischen 
EHS resultiert. Sie sollte versuchen, einen Klimaclub zu 
gründen und sich auf einen Mindestpreis zu einigen, allen 
voran mit den USA und China, sowie möglichst weiteren 
Partnern. Im Handel zwischen den Clubmitgliedern würde 
sich ein Grenzausgleich erübrigen und die Gefahr von Re-
torsion der wichtigen Handelspartner wäre durch eine Ein-
bindung gebannt. Gleichzeitig könnte der Club sich durch 
einen pragmatisch umgesetzten Grenzausgleich gegen-
über Nichtmitgliedern absichern, um den gemeinsamen 
Wirtschaftsraum des Klimaclubs zumindest teilweise vor 
Carbon Leakage zu schützen und andere Länder zu einer 
Mitgliedschaft zu bewegen. Je größer der Club wird, umso 
weniger relevant ist es auch, dass ein Grenzausgleich nur 
imperfekt implementiert werden kann.
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Vielmehr könnte eine solche einseitige Maßnahme zu han-
delspolitischen Gegenmaßnahmen führen und die so drin-
gend benötigte Kooperationsbereitschaft schmälern. Die 
EU sollte daher zunächst versuchen, sich mit den USA und 
China in einem Klimaclub auf einen gemeinsamen Min-
destpreis für CO2 zu verständigen und im Gegenzug auf 
einen Grenzausgleich gegenüber diesen Ländern verzich-
ten. Gleichzeitig könnte ein Grenzausgleich dazu dienen, 
den Klimaclub gegenüber Außenstehenden abzusichern 
und diese zu einem Beitritt zu bewegen. Im Hinblick darauf 
und auch auf eine bessere Grundlage für private Investi-
tions- und Konsumentscheidungen sollte weiterhin an der 
Erfassung von Emissionen entlang von Wertschöpfungs-
ketten gearbeitet werden, ebenso wie darauf aufbauend 
an einem Konzept für einen Grenzausgleich.

Literatur

BMWi (2021), Ein CO2-Grenzausgleich als Baustein eines Klimaclubs 
Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie, https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Pu-

DOI: 10.1007/s10273-021-2919-0

Simone Tagliapietra, Guntram B. Wolff

Ein Klimaclub für eine globale Dekarbonisierung

© Der/die Autor:in(nen) 2021. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

 Open Access wird durch die ZBW – Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft gefördert.

Prof. Simone Tagliapietra, Ph.D., ist Senior Fellow 
beim Thinktank Bruegel in Brüssel und Adjunct 
Professor an der Università Cattolica del Sacro 
Cuore in Mailand und der Johns Hopkins University 
– SAIS Europe in Bologna.

Dr. Guntram B. Wolff ist Direktor vom Thinktank 
Bruegel in Brüssel.

wenn sie weiterhin mit der derzeitigen Geschwindigkeit 
steigt. Die Unterzeichnenden des Pariser Klimaabkom-
mens haben sich verpfl ichtet, den Temperaturanstieg auf 
deutlich unter 2 °C gegenüber dem vorindustriellen Niveau 
zu begrenzen und sich darüber hinaus um eine Begren-
zung auf 1,5 °C zu bemühen. Um die globale Erwärmung 
unter dieser sichereren Grenze zu halten, müssen globale 
Treibhausgasemissionen (THG-Emissionen) schnell sin-
ken: bis 2030 um mindestens 45 % gegenüber dem Ni-
veau von 2010. Bis 2050 müssen Netto-Emissionen null 
erreichen, und danach negativ werden. Kurz gesagt, die 
Welt muss ihre Maßnahmen im Kampf gegen den Klima-
wandel erheblich intensivieren, um ein möglicherweise 
katastrophales Klimaszenario auszuschließen.

In einem kürzlich in Nature veröffentlichten Artikel (Wolff 
und Tagliapietra, 2021) schlagen wir die Gründung eines 
Klimaclubs vor, um Anreize für eine schnelle Dekarbo-
nisierung der Länder zu schaffen. Er zielt darauf ab, ein 
grundlegendes Problem der Klimapolitik zu lösen, näm-
lich das des Trittbrettfahrens auf den Emissionsminde-
rungen anderer. Während die Kosten für die Emissions-
vermeidung weitgehend national anfallen, profi tieren 
global alle von den Vorteilen der Klimastabilität. Diese 

Der Klimawandel ist eines der drängendsten Probleme 
unserer Zeit. Die Datenlage ist eindeutig: Die von Men-
schen verursachte globale Erderwärmung liegt bereits 
bei ca. 1 °C über dem vorindustriellen Niveau und wird 
wahrscheinlich zwischen 2030 und 2050 1,5 °C erreichen, 
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Ähnliche Kostensenkungen sind bei Elektrofahrzeugen 
zu beobachten, von denen jetzt erwartet wird, dass sie 
– ohne Subventionen – bis Mitte der 2020er Jahre die 
Preisparität mit Verbrennungsfahrzeugen erreichen. Die-
se Entwicklung wird auch durch Fortschritte und Kos-
tensenkungen in der Batterietechnologie ermöglicht. 
Gleichzeitig wächst das globale Momentum für grünen 
Wasserstoff, der die Dekarbonisierung derjenigen Teile 
des Energiesystems verspricht, die von der Elektrizität 
nicht erreicht werden können.

Auch auf politischer Seite hat es wichtige Entwicklungen 
gegeben. Die Europäische Kommission plant bereits die 
Einführung von Kohlenstoff-Grenzausgleichsmaßnahmen 
als eine zentrale Säule des europäischen Green Deals. Eu-
ropäische Politiker:innen befürchteten bisher, dass die USA 
unter Präsident Trump einen solchen Schritt als Beginn 
eines Handelskriegs betrachtet hätten. Die Auswirkungen 
potenzieller Vergeltungsmaßnahmen der USA hätten die In-
itiative letztlich nicht tragbar gemacht. Mit Präsident Biden 
bieten sich nun Möglichkeiten für ein ganz anderes Verhält-
nis. Tatsächlich verspricht Joe Bidens Plan für Klimawandel 
und Umweltgerechtigkeit die Einführung von Kohlenstoff-
Grenzausgleichsmaßnahmen auf kohlenstoffi ntensive Wa-
ren, die aus Ländern importiert werden, die ihren Klima- 
und Umweltverpfl ichtungen nicht nachkommen.

Auf der Generalversammlung der Vereinten Nationen im 
September 2020 verpfl ichtete sich der chinesische Prä-
sident Xi Jinping, in China bis 2060 CO2-Neutralität zu 
erreichen. Dieses historische Versprechen wurde beglei-
tet von Xis Aufruf zu einer „grünen Revolution“ und dazu, 
dass führende Volkswirtschaften „mehr globale öffentli-
che Güter bereitstellen, ihre gebührende Verantwortung 
wahrnehmen und den Erwartungen der Menschen ge-
recht werden“. Diese politischen Entwicklungen markie-
ren das erste Mal, dass die drei Blöcke, welche die Hälfte 
der globalen Treibhausgasemissionen verursachen, ge-
meinsame Klimaambitionen zu haben scheinen.

Wir glauben, dass ein Klimaclub große geopolitische Vor-
teile für alle drei Blöcke hätte.

Joe Biden hat eine klare Meinung zu China: Die USA müs-
sen China mit den Bereichen Technologie, geistigem Ei-
gentum und Menschenrechtsverletzungen konfrontieren, 
während sie gleichzeitig versuchen, mit Peking bei The-
men von gemeinsamem Interesse zu kooperieren, ein-
schließlich des Klimawandels. Zudem würde die Drohung 
gegenüber China, einen transatlantischen Klimaclub zu 
schaffen, Chinas Anreize erhöhen, bei der Dekarbonisie-
rung schneller voranzuschreiten, um so ein Mitglied des 
Clubs zu sein. Ein Klimaclub würde also in die breitere 
China-Strategie des neuen US-Präsidenten passen.

„Ungerechtigkeit“ war der Hauptgrund für den Austritt der 
USA aus dem Pariser Klimaabkommen unter Präsident 
Trump. Der Umgang mit diesem klassischen Trittbrettfah-
rerproblem muss im Zentrum einer neuen Klimastrategie 
stehen. Ein Klimaclub wäre ein ideales Modell, um Tritt-
brettfahren zu vermeiden und die globalen Emissionen 
schnell zu senken.

Klimaclub auf der Basis eines Kohlenstoff-
Grenzausgleichs

In unserer Idee eines Klimaclubs verpfl ichten sich die 
Mitglieder zu stärkeren inländischen Klimamaßnahmen 
und vereinbaren die koordinierte Einführung von CO2-
Grenzausgleichsmaßnahmen, d. h. Maßnahmen, die eine 
Steuer auf den Treibhausgasgehalt von Importen erhe-
ben, die vergleichbar mit den CO2-Abgaben auf im In-
land produzierte Güter ist. Für den Handel zwischen den 
Clubmitgliedern müsste kein Kohlenstoff-Grenzausgleich 
angewendet werden, da sich alle teilnehmenden Volks-
wirtschaften zu ähnlich starken Maßnahmen zur Emissi-
onssenkung verpfl ichten würden. Dies würde einen An-
reiz bieten, sich weiterhin an das Abkommen zu halten. 
Extern würden die Mitglieder vergleichbare Kohlenstoff-
Grenzausgleichsmechanismen einführen.

Ein solcher gemeinsamer Mechanismus würde Industrie-
verlagerungen in Länder mit laxerer Umweltpolitik – das 
sogenannte Carbon Leakage – verhindern und die Wett-
bewerbsfähigkeit der Clubmitglieder erhalten. Er würde 
auch einen Anreiz für andere Länder schaffen, dem Club 
beizutreten, und ihn so zu einem Katalysator für strengere 
Klimaschutzmaßnahmen weltweit machen.

Aktuelle technologische und politische Bedingungen 
begünstigen einen Klimaclub

Im Jahr 2021 könnte sich eine historische Chance erge-
ben, einen solchen Klimaclub zu gründen und dem aktuel-
len Versagen der Welt bei der Bekämpfung des Klimawan-
dels entgegenzuwirken. Sowohl technologische Gründe 
als auch politische Entwicklungen in den USA, der EU und 
China machen einen Klimaclub, zumindest für diese drei 
Volkswirtschaften, zu einer realistischen Möglichkeit.

Auf der technologischen Seite gab es in der jüngsten 
Vergangenheit massive Kostensenkungen für soge-
nannte saubere Technologien. Schon jetzt sind Solar- 
und Windenergie in den meisten Ländern die günstigs-
ten Optionen für neue Stromerzeugungsanlagen, und 
bis 2025 könnten sie die wichtigste Stromquelle werden. 
In den vergangenen zehn Jahren sind die Kosten für 
Strom aus Windkraft um 70 % und die Kosten für Solar-
Photovoltaik aus Solarfarmen sogar um 90 % gesunken. 
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weltweit steigender Temperaturen taut der arktische 
Permafrost derzeit nicht, wie einst von Forschenden vor-
hergesagt, langsam und allmählich auf, sondern in einer 
unvorhergesehenen Geschwindigkeit. Das ist ein großes 
Problem für den Klimawandel, denn der Permafrost ist ein 
massives Reservoir an Treibhausgasen. Wenn diese Bö-
den aufweichen und absacken, geben sie uralte organi-
sche Materialien – und Massen von Treibhausgasen – frei, 
die seit Jahrtausenden im Untergrund eingefroren waren. 
Der Permafrostboden birgt weltweit bis zu 1.600 Gigaton-
nen CO2: fast das Doppelte dessen, was sich derzeit in 
der Atmosphäre befi ndet. Wissenschaftler:innen läuten 
bereits die Alarmglocken und warnen vor einem tipping 
point, einem Kipppunkt, der einen unaufhaltsamen Teu-
felskreis in Gang setzen würde: Der Temperaturanstieg 
setzt die Gase aus dem Permafrost frei, die wiederum 
die Erwärmung noch beschleunigen. Der Klimaclub sollte 
dringend handeln, um das Erreichen dieses Klima-Kipp-
punkts zu verhindern, indem er Maßnahmen fi nanziert, 
die das Auftauen eindämmen. Dazu gehört beispiels-
weise die Wiederherstellung von Grasland, indem man 
sowohl Waldfl ächen reduziert als auch Beweidung durch 
große Tierherden verstärkt. Der Erhalt des Permafrosts ist 
ein globales Allgemeingut, und als solches erfordert es 
internationale Zusammenarbeit.

Fazit

Die Zeit ist reif für einen Klimaclub mit strengen nationa-
len Klimamaßnahmen und koordinierten CO2-Grenzaus-
gleichmechanismen der Mitglieder. Sowohl die technolo-
gischen als auch die politischen Bedingungen sind jetzt 
ideal, und ein Klimaclub bietet die Möglichkeit, einen der 
größten Stolpersteine bei der globalen Dekarbonisierung, 
das klassische Trittbrettfahrerproblem, zu überwinden.

Die Welt hat endlich die Chance, ihr bisheriges Versagen 
bei der Bekämpfung des Klimawandels umzukehren. Da 
sie für die Hälfte der globalen Treibhausgasemissionen 
verantwortlich sind, haben die Europäische Union, die USA 
und China eine historische Verpfl ichtung, die Führung im 
Kampf gegen die Erderwärmung zu übernehmen. Dies mit 
einem Klimaclub zu tun, bietet die höchste Erfolgsgarantie, 
da Anreize geschaffen werden, sich innerhalb des Clubs 
an die gemeinsamen Vereinbarungen zu halten, während 
nicht teilnehmende Länder entsprechend Grenzausgleiche 
zahlen müssten, wenn sie in den Club exportieren wollen.

Literatur

Wolff, G. B. und S. Tagliapietra (2021), Form a climate club: United States, 
European Union and China. If the three biggest economies agree a 
carbon tax on imports, it will catalyse climate action globally, Nature, 
591, 526-528.

Europa strebt unterdessen danach, sowohl mit den USA als 
auch mit China an einer neuen Klima-Agenda zusammenzu-
arbeiten. Kurz nach Bidens Wahl hat die Europäische Union 
ihre Bereitschaft signalisiert, mit den USA in Sachen Klima 
zusammenzuarbeiten, unter anderem bei der gemeinsamen 
Einführung eines Kohlenstoff-Grenzausgleichmechanismus. 
Europa wäre nur zu gerne dazu bereit, auch China mit ins 
Boot zu holen. Denn es liegt in Europas geopolitischem Inte-
resse, eine Verschärfung des Streits zwischen den USA und 
China zu vermeiden, bei dem Europa nur verlieren würde.

Jenseits des Kohlenstoff-Grenzausgleichs: Förderung 
gemeinsamer Maßnahmen zum Klimaschutz

Wie wir in unserem Beitrag in Nature argumentieren 
(Wolff und Tagliapietra, 2021), sollte sich der Umfang 
des Klimaclubs nicht auf die gemeinsame Einführung 
von Maßnahmen zum Kohlenstoff-Grenzausgleich be-
schränken. Stattdessen könnten die Mitglieder des 
Clubs eine breite Palette von Maßnahmen ergreifen, um 
einige der wichtigsten Engpässe auf dem Weg zur Kli-
maneutralität zu beseitigen.

Ein erstes Beispiel ist die gemeinsame Entwicklung der-
jenigen sauberen Technologien, die für die Dekarbonisie-
rung unserer Volkswirtschaften erforderlich sind, sich aber 
noch in einem frühen Entwicklungsstadium befi nden, wie 
beispielsweise grüner Wasserstoff oder Festkörperbatte-
rien. Durch die effektive Nutzung internationaler Synergien 
und Skaleneffekte könnte ihre Entwicklung im Rahmen ei-
nes Klimaclubs deutlich beschleunigt werden.

Ein zweites Beispiel ist die gemeinsame Förderung von In-
itiativen zur Kohlenstoffentfernung. Das Entfernen von CO2 
aus der Atmosphäre ist notwendig, um bis Mitte des Jahr-
hunderts das Netto-Null-Emissionsziel zu erreichen und 
anschließend Netto-Negativ-Emissionen zu erzielen. Dies 
kann sowohl mit naturbasierten als auch mit technologi-
schen Lösungen erreicht werden. Zu den naturbasierten 
Lösungen gehören vor allem Erst- und Wiederaufforstung. 
Zu den technologiebasierten Lösungen gehören die Koh-
lenstoffabscheidung und -speicherung sowie Geoengi-
neering-Lösungen wie die direkte Luftabscheidung. Trotz 
ihrer zentralen Bedeutung für den Klimaschutz werden 
diese Strategien derzeit nur unzureichend berücksichtigt. 
Dies liegt vor allem an fehlenden Anreizen für individuelles 
Handeln und macht eine internationale Zusammenarbeit 
auf diesem Gebiet unerlässlich. Ein Klimaclub hat das Po-
tenzial, neue weltweite Anstrengungen für Erst- und Wie-
deraufforstung sowie für Forschung und Innovation bei 
technologiebasierten Lösungen freizusetzen.

Ein drittes Beispiel sind gemeinsame Maßnahmen zur 
Eindämmung des Auftauens von Permafrost. Aufgrund 
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Das erste Jahr der Corona-Pandemie stand im Zeichen 
extremer Schwankungen der ökonomischen Aktivität 
und einer massiv gelähmten Binnenwirtschaft. Anders 
als in früheren Krisen ist der private Konsum diesmal kein 
stabilisierender Faktor, sondern seinerseits mitursäch-
lich für die starken Schwankungen. Maßgeblich hierfür 
ist, dass Infektionsschutzmaßnahmen zahlreiche kontak-
tintensive Geschäftsmodelle vor allem in den konsumbe-
zogenen Dienstleistungsbranchen behindern, sodass die 
privaten Haushalte ihre Ausgaben nicht wie gewohnt tä-
tigen können. Im Zuge der zweiten Infektionswelle wäh-
rend des zurückliegenden Winterhalbjahrs gab die Aktivi-
tät in den konsumnahen Dienstleistungsbereichen erneut 
deutlich nach. Dagegen war die Industriekonjunktur vor 
allem dank eines steigenden Auslandsgeschäfts bis zu-
letzt weiter aufwärts gerichtet.

Trotz des immer wieder verlängerten zweiten Shutdowns 
haben sich eine Reihe von Indikatoren zuletzt wieder 
deutlich verbessert. Dabei ist bemerkenswert, dass 
sich die Geschäftserwartungen des ifo Instituts auch im 
Dienstleistungssektor und im Handel aufgehellt haben. 
Darin dürfte vor allem die Erwartung zum Ausdruck kom-
men, dass die zunehmende Immunisierung der Bevölke-
rung die Infektionsschutzmaßnahmen in absehbarer Zeit 
entbehrlich macht. Allerdings gehen die Institute davon 
aus, dass der derzeitige Shutdown zunächst fortgesetzt 
wird und dabei auch die zuletzt erfolgten Lockerungen 
wieder weitgehend zurückgenommen werden. Erst ab 

Mitte des zweiten Quartals setzen Lockerungsschritte 
ein, die es den im Shutdown befi ndlichen Unternehmen 
erlauben, ihre Aktivitäten nach und nach wieder aufzu-
nehmen. Bis zum Ende des dritten Quartals sollten dann 
alle Beschränkungen aufgehoben worden sein, weil bis 
dahin insbesondere mit einem weitreichenden Impffort-
schritt zu rechnen ist.
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Unter dieser Voraussetzung wird es in den Dienstleis-
tungsbereichen zu einer kräftigen Ausweitung der wirt-
schaftlichen Aktivität im Sommerhalbjahr kommen. 
Verwendungsseitig spielt dabei der private Konsum die 
Hauptrolle. Die Erfahrungen aus dem vergangenen Früh-
jahr legen nahe, dass sich das wirtschaftliche Geschehen 
in vielen Bereichen rasch normalisiert und der Aufholpro-
zess im Verlauf dieses Jahres weitgehend abgeschlossen 
sein wird. Im kommenden Jahr fallen die Zuwachsraten 
des Bruttoinlandsprodukts dann wieder normal aus.

Infolge der für das Sommerhalbjahr erwarteten kräftigen 
Erholung dürfte das Bruttoinlandsprodukt in diesem Jahr 
um 3,7 % zulegen. Die mit 3,9 % sogar noch etwas höhere 
Rate im kommenden Jahr geht überwiegend auf die kräf-
tigen Zuwächse in der zweiten Jahreshälfte 2021 zurück 
(die Jahresverlaufsrate 2022 beträgt 1,4 %).

Die bisher niedrigen Zahlen bei den Unternehmensinsol-
venzen dürften vor allem auf die staatlichen Unterstüt-
zungsmaßnahmen und das Aussetzen der Anmeldepfl icht 
für Insolvenzen zurückzuführen sein, welches derzeit 
noch bis Ende April dieses Jahres vorgesehen ist. Durch 
den Corona-Schock sind die Geschäftsmodelle der da-
von betroffenen Wirtschaftsbereiche für die Zeit nach der 
Pandemie ganz überwiegend nicht obsolet geworden, 
sondern dürften dann weiterhin marktfähig sein. Aller-
dings steigt die Zahl der Insolvenzanmeldungen auch in 
normalen Rezessionen erst mit einer gewissen zeitlichen 
Verzögerung. Weil ein Teil der Anzeigen diesmal durch 
die wirtschaftspolitischen Maßnahmen verhindert wurde, 
wird es wohl vorübergehend zu einem deutlichen Anstieg 
der Insolvenzen kommen, wenn die staatlichen Hilfsmaß-
nahmen auslaufen und die Pfl icht zur Insolvenzanmel-
dung wieder vollumfänglich gilt.

Mittelfristige Wirtschaftsentwicklung zunehmend im 
Zeichen des demografi schen Wandels

Die Folgen der Corona-Krise dürften die Wirtschaftsakti-
vitäten auch mittelfristig belasten. Das aktuell geschätzte 
Produktionspotenzial liegt in den Jahren 2020 bis 2024 
durchschnittlich rund 1,1 % unter dem Niveau, das vor der 
Corona-Krise (Herbstgutachten 2019) geschätzt wurde. 
Ursächlich für diese Abwärtsrevision sind insbesondere 
Revisionen des potenziellen Arbeitsvolumens und des 
Trends der totalen Faktorproduktivität (TFP). In der kurzen 
Frist überwiegt dabei der Revisionsbeitrag des Arbeits-
volumens, in den Jahren danach der Revisionsbeitrag 
der TFP. Der von der Fortschreibung des Kapitalstocks 
ausgehende Revisionsbeitrag ist hingegen verhältnismä-
ßig gering und am Ende der mittleren Frist aufgrund der 
veränderten Prognose für die Investitionstätigkeit sogar 
leicht positiv.

Die Revision des Produktionspotenzials im Zuge der Co-
rona-Krise fällt damit im Vergleich zu früheren schweren 
Wirtschaftskrisen gering aus.1 So hat die Europäische 
Kommission das deutsche Produktionspotenzial für 
das Jahr 2010 zwischen November 2008 und Mai 2009 
um 3 % herabgesetzt. Die vergleichsweise geringe Re-
vision in diesem Gutachten nach einem ähnlich starken 
Einbruch der Wirtschaftsleistung unterstellt, dass die 
bestehenden Produktionsstrukturen nicht in beträcht-
lichem Umfang obsolet geworden sind. Allerdings sind 
Schätzungen des Produktionspotenzials mit großer Un-
sicherheit behaftet und die mittel- und langfristigen Fol-
gen der Corona-Krise sind noch schwer absehbar.

Im Unterschied dazu ist inzwischen deutlich erkennbar, 
dass die Entwicklung des Produktionspotenzials in den 
kommenden Jahren stark von der demografi schen Ent-
wicklung geprägt wird. Die Einschätzung der zukünfti-
gen Bevölkerungsentwicklung lehnt sich an die Variante 
2 der 14. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung 
des Statistischen Bundesamts an (G2-L2-W2: moderate 
Entwicklung der Geburtenhäufi gkeit, Lebenserwartung 
und Wanderung). Nach den Berechnungen der Institu-
te ergibt sich daraus für das potenzielle Arbeitsvolumen 
bis zum Jahr 2025 ein jahresdurchschnittlicher Rück-
gang um 0,1 %. Nach Anstiegen in den Jahren 2020 und 
2021 um jeweils 0,3 % setzt ab dem Jahr 2023 demo-
grafi sch bedingt der Schrumpfungsprozess ein, wo-
durch zugleich das Wachstum des Produktionspotenzi-
als sinkt.

Alles in allem steigt das Produktionspotenzial nach den 
Berechnungen der Institute bis zum Jahr 2024 um durch-
schnittlich 0,9 % pro Jahr. Die Wachstumsrate liegt da-
mit etwa 0,4 Prozentpunkte unter dem Mittel seit 1996.

Folgen des demografi schen Wandels für das 
Wirtschaftswachstum

Der sich bereits in der mittleren Frist abzeichnende de-
mografi sche Wandel wird sich in den darauf folgenden 
Jahren weiter verstärken. Ausschlaggebend hierfür ist, 
dass ein Großteil der etwa 13 Mio. Babyboomer – der 
geburtenstarken Jahrgänge zwischen Mitte der 1950er 
Jahre und Mitte der 1960er Jahre – das Rentenalter 
erreicht. Somit steigt der Anteil der Rentner:innen bis 
2030 deutlich an, während die Erwerbsbevölkerung 
schrumpft. Dies wirkt sich über zwei Kanäle auf das 
Wirtschaftswachstum aus. Zum einen sinkt das Ar-
beitsangebot mit der abnehmenden Zahl von Personen 

1 Für eine Analyse der Revisionen der Potenzialschätzung in verschie-
denen zyklischen Phasen und vor und nach Finanzkrisen vgl. Adem-
mer et al. (2019).
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im erwerbsfähigen Alter. Zum anderen deuten Studien 
darauf hin, dass die Verschiebung der Altersstruktur die 
Arbeitsproduktivität negativ beeinfl usst.

Um diesen Struktureffekt zu quantifi zieren, verwenden 
die Institute ein vektorautoregressives (VAR) Modell mit 
zusätzlichen exogenen Variablen in Anlehnung an Aksoy 
et al. (2019). Die Ergebnisse zeigen, dass ein Anstieg des 
Anteils der Erwerbsbevölkerung (15 bis 39 Jahre und 40 
bis 64 Jahre) langfristig einen positiven Effekt auf Wirt-
schaftswachstum, Investitionen, Ersparnis und Arbeits-
stunden hat, während ein Anstieg des Anteils älterer 
Menschen (65 Jahre und älter) sich negativ auf diese 
Variablen auswirkt. Ein um einen Prozentpunkt höherer 
Anteil der Älteren lässt das Wachstum des Bruttoin-
landsprodukts langfristig um 0,15 Prozentpunkte sinken, 
während ein um einen Prozentpunkt geringerer Anteil 
der 40- bis 65-Jährigen die jährliche Wachstumsrate um 
0,03 Prozentpunkte dämpft. In der Summe würde eine 
solche Verschiebung der Altersstruktur das Wachstum 
um 0,18 Prozentpunkte verringern. Für die makroökono-
mischen Effekte des demografi schen Wandels ist somit 
nicht nur das geringere Erwerbspersonenpotenzial, son-
dern auch die nach Alterskohorten veränderte Bevölke-
rungszusammensetzung entscheidend.

Bis zum Jahr 2030 ergeben sich in Deutschland erheb-
liche Verschiebungen in der Altersstruktur.2 Demzufolge 
fällt ausweislich der geschätzten Kompositionseffekte 
das Wachstum des Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2030 
um rund einen Prozentpunkt niedriger aus als im Jahr 
2020 (vgl. Abbildung 1). Im Vergleich dazu blieb das 
Wachstum des Bruttoinlandsprodukts in den Jahren von 
2010 bis 2020 nach dieser Schätzung infolge des demo-
grafi schen Wandels nahezu unberührt.

Ursächlich für den langfristigen Rückgang der Wachs-
tumsrate des Bruttoinlandsprodukts in der Projektion 
bis zum Jahr 2030 ist vor allem die Verschiebung der 
Altersstruktur. Das Wachstum der Gesamtbevölkerung 
sinkt dagegen nur geringfügig, wodurch das Wachstum-
spotenzial über den Altersstruktureffekt hinaus nur um 
etwa 0,1 Prozentpunkte gedämpft wird.

Im Rahmen des Modells kann auch der Frage nachge-
gangen werden, wie den dämpfenden Effekten des de-
mografi schen Wandels auf das Wirtschaftswachstum 
begegnet werden kann. Da die Demografi e größtenteils 
durch die Geburtenraten der Vergangenheit determiniert 

2 Den Berechnungen liegt die mittlere Variante der 14. Koordinierten 
Bevölkerungsvorausberechnung zugrunde. Darin bleibt der Anteil der 
0- bis 14-Jährigen nahezu konstant (+0,5 Prozentpunkte), jedoch fällt 
der Anteil der 15- bis 64-Jährigen deutlich (-4,5 Prozentpunkte), wäh-
rend jener der über 64-Jährigen stark steigt (+4,0 Prozentpunkte).

ist, erscheinen insbesondere ein Anstieg der Migration 
oder ein späterer Renteneintritt als Möglichkeiten, dem 
Sinken der Erwerbsbevölkerung entgegenzuwirken. Legt 
man für die Bevölkerungsvorausberechnung einen um 
100.000 Personen höheren Wanderungssaldo von dann 
300.000 Nettozuwanderern zugrunde (Variante G2-L2-
W3), so schwächt sich der Anstieg des Anteils der über 
64-Jährigen von 4,0 auf 3,7 Prozentpunkte ab. Gleich-
zeitig sinkt der Anteil der 15- bis 64-Jährigen weniger 
stark und die Gesamtbevölkerung steigt leicht. Zusam-
mengenommen könnte eine etwas höhere Migration da-
mit den Rückgang des Potenzialwachstums um gut 0,1 
Prozentpunkt mildern.

Für die Simulation eines erhöhten Renteneintrittsalters 
unterstellen wir, dass der Produktionsbeitrag der Älte-
ren genauso groß ist wie jener der 40- bis 64-Jährigen. 
Zur Quantifi zierung der Effekte einer Anhebung des Ren-
teneintrittsalters auf 70 Jahre wird der Anteil der 40- bis 
64-Jährigen um den Anteil der 65- bis 69-Jährigen er-
höht und der Anteil dieser Kohorte auf null gesetzt. In 
gleicher Weise kann eine Anhebung des Renteneintritts-
alters auch auf 75 Jahre simuliert werden, indem der 
Anteil der 65- bis 74-Jährigen der Kohorte der 40- bis 
64-Jährigen zugeschlagen wird. Insbesondere bei die-
sem Szenario sind die Annahmen bezüglich der Parti-
zipationsquote und Arbeitsproduktivität optimistisch, 
sodass die Ergebnisse als Obergrenze des möglichen 

Abbildung 1
Projektion der Veränderung der Wachstumsrate des 
Bruttoinlandsprodukts
in Prozentpunkten

Anmerkungen: Einseitiges 80 %-Konfi denzintervall (dunkleres blau). Ein-
seitiges 90 %-Konfi denzintervall (hellblau).

Quelle: Berechnungen der Institute.
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Abbildung 2
Auswirkungen der Verschiebung des 
Renteneintrittsalters auf Potenzialwachstum
in Prozentpunkten

Quelle: Berechnungen der Institute.

Potenzialeffektes zu interpretieren sind. Bei einer An-
hebung des Renteneintrittsalters auf 70 Jahre würde 
dementsprechend das Potenzialwachstums um 0,3 Pro-
zentpunkte und bei einer Anhebung auf 75 Jahre um 0,5 
Prozentpunkte weniger stark zurückgehen als im Ba-
sisszenario (vgl. Abbildung 2).

Schlussfolgerungen

Auch wenn die Corona-Pandemie in Deutschland in 
den kommenden Monaten nach und nach eingedämmt 
werden dürfte, werden die Folgen noch geraume Zeit 
spürbar sein. Die Wirtschaftspolitik hat zügig und mit 
umfangreichen Maßnahmen auf die wirtschaftliche Krise 
reagiert. Dies dürfte im Großen und Ganzen dazu beige-
tragen haben, dass der Bestand vieler durch die Krise 
getroffenen Unternehmen bislang gesichert wurde. Da-
bei spricht die Anatomie der Krise für solche Instrumen-
te, die schnell und zielgerichtet wirken und sich zudem 
selbst dosieren. Hierzu zählt – neben dem Kurzarbei-
tergeld – die Möglichkeit des steuerlichen Verlustrück-
trags, der bereits jetzt genutzt wird, allerdings auf die 
Gewinneinkünfte des Jahres 2019 begrenzt und bis zu 
einem Höchstbetrag von 10 Mio. Euro gedeckelt ist. Eine 
Ausweitung dieser Regelungen auf die Jahre 2018 und 
2017 könnte die Liquidität der durch die Krise getroffe-
nen Unternehmen ohne weitere Prüfung stärken. Mit den 
verschiedenen Corona-Hilfsprogrammen (Soforthilfe, 
Überbrückungshilfe, November-/Dezemberhilfe) kamen 
den Unternehmen auch Zuschüsse zugute, die jedoch 
nicht nur mehrfach nachjustiert wurden, sondern auch 
bürokratisch schwerfällig waren. Zudem lassen die Kri-
terien (Pauschalzahlungen, Fixkostenkompensation, 
Umsatzersatz) keine zielgenaue Stabilisierungswirkung 
erwarten (Felbermayr und Kooths, 2020).

Für junge und neu gegründete Unternehmen bedarf es 
darüber hinaus gesonderter Programme. Die Bundesre-
gierung hat einen Fonds für Wagniskapital aufgelegt, der 
Start-ups und Scale-ups unterstützen soll. Allerdings 
machen die hierfür infrage kommenden Unternehmen 
nur einen kleinen Teil des Gründungsgeschehens in 
Deutschland aus. Um Unternehmensgründungen zu för-
dern, wäre beispielsweise auch eine Weiterentwicklung 
des Gründungszuschusses eine Handlungsmöglichkeit 
(Kritikos, 2011; Caliendo, 2016; Belitz et al., 2020). Büro-
kratische Hürden, welche die Dauer und die Kosten von 
Gründungen erhöhen, sollten daher deutlich gesenkt 
werden. Die zunehmende Verschuldung und schwäche-
re Eigenkapitalposition drücken für sich genommen die 
Investitionstätigkeit der Unternehmen. Ein bewährtes 
Instrument zur Stärkung der unternehmerischen Inves-
titionstätigkeit sind beschleunigte steuerliche Abschrei-
bungsmöglichkeiten (Bofi nger et al., 2020).

Darüber hinaus stellt der bevorstehende demografi -
sche Wandel die Wirtschaftspolitik vor Herausforderun-
gen. Um dieser Entwicklung entgegenzuwirken, gibt es 
unterschiedliche Handlungsmöglichkeiten: So könnte 
Zuwanderung in jüngere Alterskohorten das Erwerbs-
personenpotenzial erhöhen. Derzeit gehen die Projekti-
onen im Mittel jedoch davon aus, dass pro Jahr lediglich 
220.000 Personen insgesamt mehr ein- als auswandern 
(Statistisches Bundesamt, 2019). Daran dürfte auch das 
am 1.3.2020 verabschiedete Fachkräfteeinwanderungs-
gesetz, das die Erwerbszuwanderung aus Drittstaaten 
erleichtern soll, nicht viel ändern (Brückner et al., 2019). 
Die Verbesserung der Anerkennung im Ausland erwor-
bener berufl icher Abschlüsse könnte dem entgegenwir-
ken (Brückner et al., 2021).

Zudem könnte das Renteneintrittsalter nach 2029 weiter 
schrittweise angehoben werden. Angesichts einer stei-
genden Lebenserwartung und Vitalität wäre es sinnvoll, 
die zusätzliche Lebenszeit nicht nur als Ruhestands-
zeit, sondern anteilig für zusätzliche Arbeitszeit zu ver-
wenden. Der erheblichen Heterogenität in der indivi-
duellen Lebenserwartung müsste dabei in geeigneter 
Form Rechnung getragen werden. Eine Erhöhung des 
Renteneintrittsalters auf 69 Jahre würde die absehbare 
Reduktion des Potenzialwachstums um mehrere Zehn-
tel Prozentpunkte in den 2020er Jahren mildern und den 
absehbaren drastischen Anstieg der Bundeszuschüsse 
zur Rentenversicherung reduzieren. Ein Verzicht darauf 
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würde den fi nanziellen Handlungsspielraum des Bundes 
in absehbarer Zeit erheblich einengen.
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Roland Döhrn

Konjunktur der Bundesländer: große 
Unterschiede, aber wenig aussagefähige Daten
Im März 2021 legte der Arbeitskreis der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen der 
Länder die ersten Berechnungen zur Wirtschaftsleistung der Länder für 2020 vor. Es zeigen 
sich auch in der Corona-Krise deutliche Unterschiede zwischen den Ländern. Die Gründe 
hierfür sind vielfältig. Jedoch müssen diese vorläufi gen Zahlen mit Vorsicht interpretiert 
werden, da die folgenden Revisionen die Positionen der Länder verändern können, wie der 
vorliegende Beitrag verdeutlicht.
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Der Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen 
der Länder (AK VGRdL) hat Ende März 2021 wieder ers-
te Daten zur Entwicklung der Wirtschaftsleistung in den 
deutschen Ländern im Vorjahr vorgelegt. 2020 ist das re-
ale Bruttoinlandsprodukt (BIP) in allen Ländern deutlich 
gesunken – angesichts der Corona-Krise keine Überra-
schung. Gleichwohl zeigen sich beachtliche Unterschie-
de: Während in Bremen (-7,0 %) und im Saarland (-6,7 %) 
das BIP deutlich stärker schrumpfte als in Deutschland 
insgesamt (-4,9 %), kamen Brandenburg und Meck-
lenburg-Vorpommern mit einem Rückgang von jeweils 
-3,2 % eher glimpfl ich davon.

Dies kann zahlreiche Gründe haben. So unterscheiden 
sich die Wirtschaftsstrukturen der Länder. Es zeigte sich 
auch diesmal, dass eher industriell geprägte Länder wie 
Bayern und Baden-Württemberg aufgrund ihrer intensi-
ven Einbindung in die internationale Arbeitsteilung stärker 
unter globalen Konjunktureinbrüchen leiden als eher vom 
Dienstleistungssektor geprägte Länder wie Berlin. Auch 
waren die Länder unterschiedlich stark von der Pandemie 

betroffen und mussten mithin die wirtschaftliche Aktivität 
in unterschiedlichem Maße einschränken.

Mit allzu weitreichenden Interpretationen der konjunktu-
rellen Unterschiede 2020 zwischen den Ländern sollte 
man aufgrund der aktuellen Zahlen allerdings vorsichtig 
sein. Denn bei diesen handelt es sich um vorläufi ge An-
gaben, die erfahrungsgemäß noch in erheblichem Maße 
und weitaus stärker als die entsprechenden Angaben für 
Deutschland insgesamt revidiert werden. Im Zuge dieses 
Revisionsprozesses kann sich die Position der Länder im 
Wachstumsgefüge noch beträchtlich ändern.

Grundlagen der Berechnung

Die VGRdL werden zunächst ausgehend von der Entste-
hungsseite erstellt.1 Dabei verfolgt der Arbeitskreis einen – 
wie er es selbst bezeichnet – Pseudo-Bottom-Up-Ansatz. 
Tiefste Berechnungseinheit der Bruttowertschöpfung der 
Länder sind die Wirtschaftszweige. Da dazu aber auf re-
gionaler Ebene vielfach statistische Informationen fehlen, 
wird die Bruttowertschöpfung häufi g bestimmt, indem die 
Wertschöpfung in Deutschland insgesamt durch geeignete 
Schlüsselgrößen auf Länder heruntergebrochen wird.

Dabei durchläuft die VGRdL fünf Bearbeitungsrunden. Bei 
der ersten, deren Ergebnisse für 2020 nun veröffentlicht 
wurden, fehlen noch viele Ausgangsstatistiken, allen voran 
die Kostenstrukturerhebungen. Daher werden diese Daten 
vom Arbeitskreis auch als Erste Fortschreibung bezeich-
net. Ein Jahr später wird die zweite Fortschreibung erstellt, 
in die neben anderen in der Zwischenzeit veröffentlichten 

1 Angaben zur Verwendungs- und Verteilungsseite des BIP werden erst 
mit größerem zeitlichem Abstand erstellt. Eine ausführliche Darstel-
lung der Berechnungsmethoden gibt AK VGRdL (2017).

Prof. Dr. Roland Döhrn leitete bis 2020 den 
Kompetenzbereich „Wachstum, Konjunktur, 
Öffentliche Finanzen“ am RWI – Leibniz-Institut für 
Wirtschaftsforschung in Essen.
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Tabelle 1
Revision der Veränderungsrate des realen BIP in den Ländern
Mittlere absolute Revision

Anmerkungen: FS: Fortschreibung. OB: Originärberechnung.  1 Dritte Originärberechnung gegenüber erster Fortschreibung, 2000 bis 2016.

Quelle: eigene Berechnungen nach Angaben des AK VGRdL.

Kumuliert gegen 1. Fortschreibung Gegenüber jeweils voriger Revision Nachrichtlich: 
Wurzel aus der mitt-
leren quadratischen 

Revision1

(8)

2. FS
2000 – 19

(1)

1. OB
2000 – 18

(2)

2. OB
2000 – 17

(3)

3. OB
2000 – 16

(4)

1. OB
2000 – 18

(5)

2. OB
2000 – 17

(6)

3. OB
2000 – 16

(7)

Baden-Württemberg 0,46 0,92 0,88 0,94 0,93 0,06 0,07 1,13

Bayern 0,35 0,64 0,68 0,78 0,40 0,12 0,14 1,06

Berlin 0,38 0,90 1,16 1,21 1,00 0,33 0,07 1,42

Brandenburg 0,40 1,14 0,98 1,13 1,90 0,22 0,40 1,49

Bremen 0,80 1,26 1,19 1,31 1,72 0,42 0,21 1,73

Hamburg 0,46 1,16 1,21 1,32 1,92 1,16 1,12 1,62

Hessen 0,45 0,82 0,80 0,80 0,63 0,19 0,10 1,05

Mecklenburg-Vorpommern 0,50 0,88 0,81 0,82 0,95 0,28 0,59 1,02

Niedersachsen 0,75 0,92 1,03 1,04 0,50 0,13 0,15 1,51

Nordrhein-Westfalen 0,26 0,57 0,54 0,60 0,38 0,12 0,08 0,76

Rheinland-Pfalz 0,55 0,67 0,69 0,59 0,54 0,10 0,10 0,74

Saarland 0,60 1,02 1,07 1,08 2,12 0,17 0,17 1,30

Sachsen 0,33 0,56 0,75 0,76 0,43 0,18 0,19 0,95

Sachsen-Anhalt 0,56 1,01 0,95 1,05 1,24 0,12 0,16 1,36

Schleswig-Holstein 0,47 0,83 0,97 0,98 0,50 0,11 0,14 1,21

Thüringen 0,41 0,67 0,71 0,92 1,15 0,07 0,16 1,12

Bund 0,07 0,20 0,26 0,34 0,06 0,02 0,04 0,42

Ausgangsstatistiken auch eine provisorische Kostenstruk-
turerhebung für das Verarbeitende Gewerbe eingearbeitet 
ist. Der volle Satz an Kostenstrukturerhebungen liegt al-
lerdings erst im darauffolgenden Jahr vor, sodass erst die 
dritte Überarbeitung als Originärberechnung bezeichnet 
wird. Diese wird für 2020 voraussichtlich im März 2023 pu-
bliziert. In den nachfolgenden beiden Bearbeitungsrunden 
werden weitere Ausgangsstatistiken eingearbeitet und die 
Ergebnisse an die Revisionen der gesamtdeutschen VGR 
angepasst, sodass die endgültigen VGRdL erst nach fünf 
Jahren vorliegen – für 2020 also erst im März 2025.2

Revisionen führen zu Verschiebungen im 
Wachstums-Ranking

Tabelle 1 zeigt das Ausmaß der Revisionen der Verän-
derungsraten des preisbereinigten BIP im Zuge dieser 

2 Danach kann es im Zuge von Generalrevisionen der VGR zu weiteren 
Änderungen der Angaben der VGRdL kommen, auf die hier nicht wei-
ter eingegangen wird.

Überarbeitungsrunden.3 Sie verdeutlicht erstens, dass die 
Revisionen bei allen Ländern auf allen Stufen des Revisi-
onsprozesses beträchtlich größer ausfallen als die für das 
deutsche BIP insgesamt. Zweitens sind die Revisionen 
auf dem Weg zum endgültigen Wert bei großen Ländern 
in der Summe tendenziell kleiner als bei kleinen (Spalte 4). 
Darin dürfte zum Ausdruck kommen, dass die Entwick-
lung letzterer stärker von einzelnen Branchen, oft sogar 
Unternehmen geprägt ist. Der Zusammenhang ist aber 
nicht strikt; auch die Revisionen des BIP beispielsweise 
von Rheinland-Pfalz und Sachsen sind relativ gering. Drit-
tens zeigt die Tabelle, dass in den meisten Ländern die 
größten Revisionen beim Übergang von der zweiten Fort-
schreibung zur ersten Originärberechnung erfolgen (Spal-

3 Dabei kann nicht zwischen sogenannten laufenden Revisionen und 
Generalrevisionen unterschieden werden. Nach Angaben des AK 
VGRdL betrug z. B. die absolute Revision der BIP-Raten im Durch-
schnitt aller Länder aufgrund der Generalrevision 2019 0,25 Pro-
zentpunkte von 1999 bis 2018. Im Vergleich dazu betrug die analog 
berechnete mittlere absolute Revision des fi nalen Jahresergebnis-
ses gegenüber der ersten Veröffentlichung 0,98 Prozentpunkte (AK 
VGRdL, 2020, 15).
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te 5). Dies war zu erwarten, weil sich in diesem Rechen-
schritt die Verfügbarkeit an Primärstatistiken am stärks-
ten verbessert. Viertens fällt auf, dass das Ausmaß der 
Revisionen gegenüber der Erstveröffentlichung im Zuge 
des Revisionsprozesses nicht kontinuierlich zunimmt, 
sondern auch wieder zurückgehen kann, dass also der 
im Laufe der Zeit veröffentlichte Wert um den endgültigen 
schwanken kann. Schließlich ist die mittlere quadratische 
Revision (Spalte 8) in der Regel nur geringfügig größer als 
die zeitlich vergleichbare mittlere absolute (Spalte 4). Dies 
weist darauf hin, dass die Revisionen sich relativ gleich-
mäßig auf die Jahre des Beobachtungszeitraums vertei-
len, die Ergebnisse also nicht durch ungewöhnlich große 
Revisionen in einzelnen Jahren geprägt sind.

Da die Revisionen in der Regel unverzerrt sind (Döhrn 
2021a), kann man die Wurzel aus der mittleren quadra-
tischen Revision als deren Standardfehler interpretieren. 
Diesen kann man wiederum verwenden, um Konfi denz-
bänder der jüngst veröffentlichten Daten für 2020 zu be-
rechnen.4 Abbildung 1 zeigt (Normalverteilung der Revi-
sionen unterstellt) das 68 %- und das 90 %-Intervall. Die 
Bänder sind in allen Ländern sehr weit, beträchtlich wei-
ter als beim Bund. Wichtiger noch: Die Konfi denzbänder 
der Länder überlappen sich erheblich. Darin deutet sich 
bereits an, dass sich die Rangfolge der Länder hinsicht-
lich der Höhe der Expansion des BIP im Zuge des Revi-
sionsprozesses erheblich verändern kann. Dies war auch 

4 Dies impliziert allerdings, dass die in der Vergangenheit beobachte-
ten Revisionen sich auf die aktuelle, sicherlich durch besondere Be-
dingungen gekennzeichnete Situation übertragen lassen.

in der Vergangenheit in den meisten Jahren der Fall, wie 
Abbildung 2 zeigt: Lediglich in acht und damit in weniger 
als der Hälfte der 17 betrachteten Jahre bestand eine sig-
nifi kante Korrelation zwischen der Rangfolge der Länder 
hinsichtlich der BIP-Raten bei der ersten Fortschreibung 
der VGRdL und der Rangfolge nach Abschluss des Revi-
sionsprozesses.

Aus alledem kann man zunächst zwei Schlussfolge-
rungen ziehen: Erstens muss man die aktuellen Daten 
der VGRdL mit Vorsicht genießen und keine voreiligen 
Schlüsse ziehen, also auch nicht dazu, welches Land die 
Corona-Pandemie besser bewältigt hat als andere. Zwei-
tens sind die großen Revisionsintervalle ärgerlich für die 
Öffentlichkeit, da sie erst mit großem zeitlichem Abstand 
erfährt, wie die wirtschaftliche Entwicklung des Landes 
war.5 Daher sollte nach Möglichkeit versucht werden, die 
Revisionsanfälligkeit der VGRdL zu verringern. Ein An-
satzpunkt wäre, Arbeitsmarktkennziffern ein höheres Ge-
wicht bei der Berechnung einzuräumen, da sie zum einen 
trennschärfer Regionen zugeordnet werden können als 
kapitalbezogene Wertschöpfungskomponenten, und die-
se zum anderen auch früher vorliegen und selbst weniger 
revisionsanfällig sind. Ein solches Vorgehen könnte aller-
dings zu von der bisherigen Praxis abweichenden Anga-
ben zur Wertschöpfung auf Länderebene führen.

5 Erinnert sei an die 2016 in Nordrhein-Westfalen geführte „Nullwachs-
tumsdebatte“ nachdem für 2015 eine BIP-Rate von 0 % veröffentlicht 
worden war. Inzwischen steht eine Rate von 1,6 % zu Buch, nur knapp 
unter dem Bundesdurchschnitt.

Abbildung 1
68 %-Revisionsbänder der Zunahme des realen BIP, 
2020

Quelle: eigene Berechnungen. Quelle: eigene Berechnungen.

Abbildung 2
Rangstabilität der Länder hinsichtlich der Zunahme 
des realen BIP
Rangkorrelationen
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Unterschiede in den BIP-Raten spiegeln sich nicht im 
Stimmungsbild der Wirtschaft wider

Dies eröffnet eine Diskussion darüber, ob wir das BIP auf 
Länderebene überhaupt richtig messen. Generell gehen 
in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen Defi -
nition und Berechnung Hand in Hand. Die Statistischen 
Landesämter defi nieren also, was als regionales BIP gilt. 
Allerdings sollten die Ergebnisse ihrer Rechnungen auch 
mit Informationen aus anderen Quellen harmonieren, vor-
zugsweise mit solchen Informationen, die weder in die 
Berechnung der VGRdL eingehen noch durch die Ergeb-
nisse der VGRdL beeinfl usst werden.

Eine solche Information sind beispielsweise die Konjunk-
turumfragen der Industrie- und Handelskammern (IHK). 
Diese werden in allen Kammerbezirken nach einer ver-
gleichbaren, wenn auch nicht identischen Methodik drei- 
bzw. viermal im Jahr durchgeführt. Die Ergebnisse auf 
IHK-Ebene werden auch zu Landesergebnissen zusam-

mengefasst.6 Im Zeitablauf korreliert die Einschätzung der 
Wirtschaftslage der IHK-Unternehmen recht eng mit dem 
Zuwachs des BIP der Länder. Naheliegend wäre, dass 
dies auch im Querschnitt gilt, dass also dort, wo sich die 
Wirtschaft im Vergleich der Länder laut VGRdL günstiger 
entwickelte, auch die IHK befragten Unternehmen ihre La-
ge überdurchschnittlich gut einschätzen und umgekehrt.

Abbildung 3 zeigt den Zusammenhang zwischen BIP-Rate 
und dem IHK-Lageindex 2016, also dem derzeit letzten 
Jahr, für das endgültige Werte der VGRdL vorliegen. Es 
verdeutlicht, dass zwischen beiden Größen kein Zusam-
menhang besteht. Dies ist zwar nur eine Momentaufnah-
me, aber in anderen Jahren sieht es nicht viel besser aus 
(Döhrn, 2021b, 20). Der fehlende Zusammenhang zwischen 
beiden Größen ist zwar noch kein Beweis, dass die VGRdL 
ein nicht zutreffendes Bild der konjunkturellen Lage in den 
Ländern zeichnen. So deckt die IHK-Befragung nicht das 
gesamte Spektrum der Wirtschaftsbereiche ab.7 Allerdings 
könnte das Ergebnis zum Anlass genommen werden, die 
Ergebnisse der VGRdL kritisch zu hinterfragen.

6 Vgl. zur Methodik der Konjunkturumfragen der IHK und zur Berech-
nung der Jahreswerte Döhrn (2021b, 5-10).

7 Da der staatliche Bereich, die Landwirtschaft und zumeist auch das 
Handwerk nicht den IHK angehören, fehlen sie in der Befragung. Aber 
auch in Bereichen wie dem Verarbeitenden Gewerbe, wo eine hohe 
Abdeckung der wirtschaftlichen Aktivität durch die IHK-Befragung 
gegeben ist, fi ndet man in den meisten Jahren keinen Zusammen-
hang zwischen Lagebeurteilung und Zunahme der realen Bruttowert-
schöpfung (Döhrn, 2021b).

1 Saldenindex berechnet als Differenz der Anteile der Unternehmen mit 
der Lagebeurteilung gut und schlecht. Mittelwert aus drei bzw. vier jähr-
lichen Befragungen.

Quelle: eigene Berechnungen.

Abbildung 3
Zuwachsrate des realen BIP und Beurteilung der 
Wirtschaftslage in den Ländern, 2016

Title: GDP Growth in the German Federal States: Large Differences, but Little Reliability of the Data

Abstract: In March 2021, the fi rst release of regional national accounts in 2020 was published. Due to the coronavirus crisis, GDP shrank 

in all federal states, but with signifi cant differences. However, the data must be interpreted with caution. The regional national accounts 

are subject to large revisions, which may change the position of a federal state in a growth ranking considerably. In nine out of 17 years 

analysed, there is no signifi cant correlation between the ranking of the states in the initially released data and in the fi nal data. Thus, 

methods of regional national accounting should be improved to reduce revisions.
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Wirtschaftsprogramme gegen die Pandemiekrise 
– Deutschland im internationalen Vergleich
Die Wirtschaftsprogramme der 23 OECD-Länder setzen unterschiedliche Schwerpunkte. Im 
Mittelpunkt der Programme stehen Geld- und Fiskalpolitik, Einkommensunterstützung und 
Konjunktur programme, Arbeitsmarktpolitik und andere staatliche Programme in Bereichen 
wie Infrastruktur, Gesundheit, Bildung und Klimaschutz. Im Vergleich scheint Deutschland 
beim Schutz von Beschäftigung und Einkommen gut aufgestellt zu sein, wenn auch ohne 
einen deutlichen Fokus auf die Armutsbekämpfung. Allerdings fehlt eine klare Vision zur 
Ausgestaltung der Post-Corona-Ökonomie.
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Beim Vergleich der Wirtschaftspolitik zur Bekämpfung der 
Corona-Krise der OECD-Länder fällt auf, dass die wich-
tigsten staatlichen Konjunkturimpulse in den Politikfeldern 
Geld- und Fiskalpolitik sowie durch Hilfsmaßnahmen für 
Haushalte und Unternehmen, weitere Ausgabenprogram-
me und die Arbeitsmarktpolitik erfolgten. Seit dem Früh-
jahr 2020 haben die meisten Zentralbanken die Geldpolitik 
gelockert, um die Konjunktur anzukurbeln und die Kredit-
versorgung der Staaten und Unternehmen zu erleichtern. 
Ein weiterer, wohl auch nicht unerwünschter Nebeneffekt 
war die mögliche Abwertung der nationalen Währung, 
um die Exporte zu fördern und die Importkonkurrenz zu 
schwächen. Lockerung der Geldpolitik hieß in der Re-
gel Senkung der Zinsen bzw. Beibehaltung schon vorher 
niedriger, manchmal sogar schon negativer Zinsen. Da 
die Pandemie in einer Phase bereits historisch niedriger 
Zinsen begann, war dieses Instrument nur begrenzt ein-
setzbar (Senkung um weniger als 2 Prozentpunkte). Japan 
und die Eurozone blieben bei den schon extrem niedrigen 

Zinsen (0 bzw. -0,1), wobei die Schweiz, Schweden und 
Dänemark de facto die EZB-Politik mit teils deutlich nega-
tiven Zinsen spiegeln. Deutschland als Teil der Eurozone 
genießt die gleichen geldpolitischen Impulse und profi tiert 
mit seinen attraktiven Staatsschuldtiteln besonders vom 
Ankaufprogramm der EZB (vgl. Tabelle 1).

Angesichts der Grenzen der Zinspolitik setzten die Zentral-
banken verstärkt auf das sogenannte Quantitative Easing, 
also den Kauf von Anleihen von Staaten und Unternehmen, 
um deren Liquidität, Solvenz und Kreditwürdigkeit zu stär-
ken. Sichtbares Zeichen war die Ausdehnung der Zentral-
bankbilanzen, in deren Aktivseite die gekauften Vermögens-
titel einfl ossen. Zwischen Frühjahr und Herbst 2020 nahmen 
viele Bilanzen um 20 % bis 40 % zu. Auch die Bilanz der 
Deutschen Bundesbank stieg um ca. 25 % (von unter 2 Billi-
onen Euro im April auf knapp 2,5 Billionen Euro im November 
2020). Eine Ausnahme bildeten Dänemark, Norwegen und 
Island. Die Anleihenkäufe der EZB machen etwa 85 % des 
gesamten erwarteten Haushaltsdefi zits 2020/2021 der Euro-
zone von 1,7 Billionen Euro aus (IWF, 2020, 4).

Der unmittelbare Effekt war eine spektakuläre Erholung 
der Börsen, die im Sommer und Herbst 2020 wieder die 
Vorkrisenstände erreichten und oft überschritten. Die-
se Vermögenspreisinfl ation blieb isoliert. Eine Konsum-
preissteigerung blieb weitgehend aus, aber eine deutliche 
Defl ation konnte verhindert werden. Ein – von manchen 
Beobachter:innen befürchtetes – Wiederauffl ammen der 
Infl ation 2021 ist derzeit in den Markterwartungen nicht 
zu erkennen und wird daher von den Zentralbanken auch 
kaum als Risiko eingeplant. Keine Bank sieht für die 
nächste Zeit Zinserhöhungen vor. Die meisten Banken 
planen sogar noch weitere Ankäufe von Schuldtiteln. Da 
Staatsanleihen meist den Löwenanteil der Ankäufe aus-
machen, trägt das zur weiteren Stabilisierung der Zinsbe-
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Tabelle 1
Zinspolitik ausgewählter Zentralbanken
Zinssätze in %

Quelle: BIS (o. D.)

Tabelle 2
Haushaltssalden und Schuldenstände
in Prozentpunkten des BIP

Quelle: IWF (2020); eigene Berechnungen.

lastung der Staatshaushalte bei und beugt einer Staats-
schuldenpanik vor.

Fiskalpolitik: weiter expansiv, aber schwächer

Die durch die oben beschriebene Geldpolitik „entfessel-
te“ Fiskalpolitik leistete den Hauptbeitrag bei der Krisen-
bekämpfung. Alle hier behandelten Länder haben einen 
– wenn auch unterschiedlich stark ausgeprägten – Wohl-
fahrtsstaat keynesianischer Prägung, bei dem in einer 
Krise zunächst die automatischen Stabilisatoren wirken, 
d. h. die Steuereinnahmen sinken und Ausgaben für Ar-
beitslosen- und Sozialhilfe steigen. In der Corona-Krise, 
die keine typische Rezession war, sondern sowohl ange-
bots- wie nachfrageseitig wirkte, wurden diese automati-
schen Prozesse durch eine Fülle zusätzlicher Maßnahmen 
ergänzt und verstärkt.

Dazu zählen einnahmeseitig weitere Steuererleichterun-
gen wie etwa auch Aufschübe bei der Zahlung von Steu-
ern und Sozialabgaben und ausgabeseitig Zahlungen an 
Haushalte und Unternehmen sowie Bürgschaften und Kre-
ditgarantien, wobei letztere den Staatshaushalt erst be-
lasten, wenn tatsächlich der Kreditausfall eintritt. In vielen 
Ländern übertreffen diese Zusagen im Volumen die unmit-
telbaren Ausgaben, sodass der fi skalische Gesamtimpuls 
und die letztendliche Schuldenbelastung noch schwer ab-
zuschätzen sind. Aber im ersten Ergebnis haben in allen 
Ländern gegenüber dem Vorjahr 2019 die Staatsausgaben 
beträchtlich zu- und die Einnahmen abgenommen.

Damit stiegen die Haushaltsdefi zite deutlich (vgl. 2. Spal-
te, Tabelle 2), was auch zu einem höheren Schuldenstand 
(außer in Norwegen) geführt hat (vgl. 4. Spalte, Tabelle 2). 
Diese Werte müssen aber mit Vorsicht beurteilt werden, da 
sie auch einen Rückgang des Bruttoinlandsprodukts (BIP) 
widerspiegeln, das ja bei den gewählten Indikatoren im 
Nenner steht. Für das Jahr 2021 planen die meisten Länder 
niedrigere Haushaltsdefi zite (vgl. 3. Spalte, Tabelle 2), weil 
sie von einer Wiederbelebung der Konjunktur ausgehen, 
aber auch eine weitere Zunahme der Staatsverschuldung 
vermeiden oder zumindest bremsen wollen. Wie man beim 
Vergleich von Spalte 2 und 3 der Tabelle 2 sehen kann, wür-
de aber in keinem Land das Defi zit auf das Niveau von 2019 
abgesenkt werden, sondern weiter deutlich darüber liegen. 
Das gilt besonders für Deutschland, dessen Defi zit 2021 
sogar über 2020 liegen dürfte. Im Durchschnitt nahm das 
Defi zit von 2019 auf 2020 um über 7 Prozentpunkte des BIP 

Land Q3 
2019

Q4 
2019

Q1 
2020

Q2 
2020

Q3 
2020

Q4
2020

Q1
2021

Australien 1,00 0,75 0,25 0,25 0,25 0,25 0,10

Kanada 1,75 1,75 0,25 0,25 0,25 0,25 0,25

Dänemark -0,75 -0,75 -0,60 -0,60 -0,60 -0,60 -0,60

Eurozone 0 0 0 0 0 0 0

Großbritannien 0,75 0,75 0,10 0,10 0,10 0,10 0,10

Island 3,50 3,00 1,75 1,00 1,00 1,00 0,75

Japan -0,10 -0,10 -0,10 -0,10 -0,10 -0,10 -0,10

Korea 1,50 1,25 0,75 0,50 0,50 0,50 0,50

Neuseeland 1,00 1,00 0,25 0,25 0,25 0,25 0,25

Norwegen 1,50 1,50 0,25 0 0 0 0

Polen 1,50 1,50 1,00 0,10 0,10 0,10 0,10

Schweden -0,25 -0,25 0 0 0 0 0

Schweiz -0,75 -0,75 -0,75 -0,75 -0,75 -0,75 -0,75

USA 1,875 1,625 0,125 0,125 0,125 0,125 0,125

Land Veränderung 
Haushaltssaldo

Veränderung 
Schuldenstand

2019-2020 2020-2021 2019-2020 2020-2021

Australien -6,1 -0,5 12,1 10,4

Österreich -10,3 3,2 13,4 3,2

Belgien -8,2 2,9 16,2 1,6

Kanada -11,2 2,9 9,6 4,0

Dänemark -7,2 1,7 4,4 1,0

Finnland -3,8 0,5 5,1 3,1

Frankreich -6,9 2,7 15,0 1,7

Großbritannien -11,1 1,7 18,5 3,4

Island -5,8 -2,9 8,3 6,0

Irland -5,8 -0,2 5,4 3,2

Italien -7,9 0,7 19,9 2,2

Japan -9,5 3,2 18,8 3,0

Korea -3,2 -0,1 6,4 4,5

Niederlande -8,1 1,3 2,1 1,7

Neuseeland -3,4 0,6 7,7 7,0

Norwegen -12,5 6,8 -19,3 11,2

Polen -7,5 3,5 12,0 -0,3

Portugal -6,2 1,1 12,2 0,1

Spanien -8,6 2,4 20,1 2,3

Schweden -4,5 0,1 2,9 3,4

Schweiz -4,0 -0,8 3,2 1,9

USA -10,2 0,8 20,2 5,8

Deutschland -5,7 -1,3 8,6 2,5

Durchschnitt, ohne 
Deutschland -7,4 1,4 9,7 3,7
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Land Für Haushalte Für Unternehmen Sonstige Ausgabenprogramme

Australien Steuererleichterungen Günstigere Abschreibungsregelungen; Verlustrücktrag Forschung und Entwicklung, Kli-
maschutz, Infrastrukturprojekte

Österreich Einkommensteuersatzsenkung in der 1. 
Steuerklasse von 25 % auf 20 %

Steuererleichterungen und Mehrwertsteuersenkung in ausge-
wählten Branchen und für bestimmte Investitionen; Notfallhilfen 
für kleine Unternehmen; Umsatzverlustersatz (bis 80 %) 

Klimaschutz, digitales Lernen

Belgien Aussetzung der Bedienung von Hypothe-
kenkrediten

Einkommensersatz für Selbständige; Kreditgarantien und Rück-
zahlungserleichterungen für Altkredite

Kanada Steuerstundung (läuft aus) Hilfen für Mieten, Kredite und Kreditgarantien

Dänemark Freigabe von Rentenzahlungen (2,6 % 
des BIP)

Liquiditätshilfen, Kreditgarantien, gezielte Subventionen; Rekapi-
talisierungsfonds; Ersatz von Lohnfortzahlungen im Krankheitsfall

Sozialer Wohnungsbau, kommu-
nale Ausgabenprogramme

Finnland Unterstützung kleine und mittlere Unternehmen und besonders 
betroffene Branchen (Gastronomie, Reisen)

Frank-
reich

Hilfen für Obdachlose, Studierende; 
Schulkinder

Steuererleichterungen; Aussetzung von Steuer- und Sozialbeiträ-
gen; Stundung von Mieten und Versorgungskosten; Subventionen 
für Autokauf; Hilfen für Automobil-, Tourismus- und Luftfahrtsek-
tor; Kreditgarantien und Quasi-Eigenkapitalbeteiligungen

Öffentliche Investitionen (France 
Relance Programm); Hilfspro-
gramm für Start-ups

Großbri-
tannien

Einkommenshilfen Universal Credit und 
Working Tax Credit erweitert, 8 Mrd. GBP

Kreditprogramme: The Bounce Back Loan Scheme; Coronavirus 
Business Interruption Loan Scheme, Covid Corporate Financing 
Facility, Steuerstundung (40 Mrd. GBP)

31,9 Mrd. GBP für NHS; 4 Mrd. 
GBP Bauinvestitionen, Zuschüs-
se an Bahn (3,5 Mrd. GBP)

Island Freigabe von Zugriff auf Lebensversiche-
rungen

Hilfen für Firmen mit mehr als 75 % Umsatzeinbußen; Kreditga-
rantie für Icelandair

Mehr öffentliche Investitionen, 
vor allem digitale Infrastruktur

Irland Einkommenshilfen für wegen der Pande-
mie Entlassene

Steuerstundung, Kreditprogramme, sonstige Maßnahmen zur 
Insolvenzvermeidung, Mehrwertsteuersenkung um 2 Prozent-
punkte; Steuererleichterungen für Selbständige

Mehrausgaben für Gesundheit 
und Brexit-Folgen

Italien Kreditstundungen bei Erstwohnungskäu-
fen; Kindergeld; Steuerstundung

Steuerstundung; Sozialbeiträge ausgesetzt, Garantien für alte 
und neue Kredite

Öffentliches Investitionspro-
gramm für grünes, digitales und 
inklusives Wachstum

Japan JPY 100.000 (= 700 Euro) Einmalzahlung 
für jeden Einwohner; Extrazahlungen an 
Alleinerziehende

Direktzahlungen an besonders betroffene Geschäfte; Mietsub-
ventionen

Förderung des Inlandstourismus

Korea Konsumhilfen für ärmere Haushalte Stundung von Steuern und Sozialbeiträgen; Kredithilfen für kleine 
und mittlere Unternehmen

Korean New Deal (digital and 
green)

Nieder-
lande

Einkommenshilfen für Selbständige 
(max. 1.500 Euro); Hilfen für Eltern, ohne 
Kinderbetreuung

Lohngarantien und Zuschüsse für Kleinunternehmen; Steuer-
stundung bis 2022; keine Zinsen auf Steuerschulden; zusätzliche 
Kreditlinien

800 Mio Euro extra für Gesund-
heitssektor

Neusee-
land

Lohnsubventionen; Krediterleichterungen; Pauschalhilfen (4.000 
Euro) für geschlossene Geschäfte; Steuerstundungen

New Zealand Upgrade Pro-
gramme

Norwegen Verlängerung von Einkommenshilfen Fixkostenersatz; Rückstellungen für Kreditausfallgarantien; Hilfen 
für Luftfahrtbranche

Mehrausgaben für Forschung 
und Entwicklung

Polen Höhere Sozialleistungen und Renten Liquiditätshilfen Überregionale Infrastruktur

Portugal Lohnerhöhungen für Beschäftigte im 
Gesundheits- und Niedriglohnsektor; hö-
heres Arbeitslosengeld; Hilfen für Eltern 
ohne Kinderbetreuung; Mietstundung

Verzögerte Zahlung von Sozialbeiträgen, Mehrwert- und Unter-
nehmenssteuer; Kreditlinien für kleine und mittlere Unternehmen, 
Tourismus, Reisebüros und alle Unternehmen, die keine Entlas-
sungen vornehmen

Digitalisierung und Klimaschutz

Spanien Hilfen für schwache Mieter
Hilfen für Selbständige

Kreditgarantien (40 Mrd. Euro) für Investitionen; Fonds (10 Mrd. 
Euro) für strategische Unternehmen; Hilfen für Automobil-Touris-
mus und Transportbranchen; Kreditstundungen; Aussetzung von 
Insolvenz

Fonds für Regionalregierungen 
für Gesundheitskosten (2,9 Mrd. 
Euro) + Sondermedizinfonds 
(1,4 Mrd. Euro)

Schwe-
den

Einkommenssteuersenkung Senkung der Arbeitgeberbeiträge Infrastruktur und „green eco-
nomy“

Schweiz Einkommensersatzleistungen für Be-
schäftigte und Selbständige

Kreditgarantien und Steuerstundungen für notleidende Unter-
nehmen

USA Einmalzahlungen 2020 (1.200 US-$ + 500 
US-$/Kind) an Familien; 2021: 600 US-$; 
Aufstockung Medicare und food stamps; 
Aussetzung Bedienung Studentenkredite

(Teils nicht rückzahlbare) Kredite an kleine und mittlere Unterneh-
men; Steuerstundungen; Kreditlinien für notleidende Unterneh-
men (500 Mrd. US-$)

Zuschüsse an Bundesstaaten 
und Gemeinden; 117 Mrd. 
US-$ für Krankenhäuser und 
Veteranen

Tabelle 3
Hilfsprogramme
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zu (Deutschland etwas unterdurchschnittlich). Für 2021 er-
wartet der Internationale Währungsfonds (IWF) im Durch-
schnitt ein um 1,4 Prozentpunkte niedrigeres Defi zit, das 
aber immer noch 6 Prozentpunkte über dem Niveau von 
2019 liegen würde. Insofern bleibt die Fiskalpolitik weiter 
expansiv. Auch die Verschuldung stieg gegenüber 2019 
durchschnittlich um knapp 10 Prozentpunkte an, wobei 
Deutschland mit 8,6 % etwas darunter liegt. Auch 2021 
wird die Verschuldung in allen Ländern voraussichtlich 
weiter ansteigen (vgl.  4. Spalte, Tabelle 2). Letztlich ma-
chen die Länder eine Abkehr von der stark expansiven 
Fiskalpolitik von der weiteren Entwicklung der Pandemie 
und der Konjunktur abhängig. Die derzeitigen Prognosen 
hoffen auf eine Erholung in der zweiten Jahreshälfte 2021, 
um dann die diversen Unterstützungsprogramme zurück-
fahren zu können.

Hilfsprogramme

Die staatlich verordneten Einschränkungen trafen und 
treffen viele Haushalte und Unternehmen hart. Um de-
ren Einkommensverluste zu kompensieren und dadurch 
die Konsumnachfrage der Haushalte und das Überleben 
der betroffenen Unternehmen zu sichern, legten die Re-
gierungen zahlreiche Hilfsprogramme auf (vgl. Tabelle 
3). Sie umfassten direkte Zahlungen, Erleichterungen bei 
Steuern und Sozialabgaben, Kredite und Bürgschaften 
sowie gelegentlich auch Unternehmensbeteiligungen. Zu 
diesen Hilfsprogrammen zählen auch die arbeitsmarktpo-
litischen Maßnahmen (vor allem Kurzarbeitsregelungen 
und die konventionelle Arbeitslosenversicherung), auf die 
gesondert eingegangen wird.

In der Summe sind diese Programme hauptsächlich für 
die steigenden Haushaltsdefi zite (vgl. Tabelle 2) verant-
wortlich, da sie höhere Ausgaben und niedrigere Einnah-
men (wegen der Steuererleichterungen) verursachen. In 
ihrer Masse sind sie strukturkonservativ, da sie versu-
chen, bestehende Einkommensstrukturen zu erhalten. 
Zukunftsweisende Maßnahmen fi nden sich in Spalte 3 
der Tabelle 3 und konzentrieren sich auf Klimaschutz, 

Digitalisierung, E-Mobilität, Infrastruktur, Forschung und 
Entwicklung. Nicht berücksichtigt sind hier die geplanten 
Maßnahmen mit Mitteln aus dem im Juli 2020 beschlos-
senen EU-Programm Next Generation EU, da sie erst im 
Laufe von 2021 zum Einsatz kommen.

Eine Sonderstellung nehmen die Ausgaben ein, die di-
rekt zur Bekämpfung der Pandemie dienen (z. B. für 
Krankenhäuser oder Impfstoffe). Zwar sind generell die 
Ausgaben für Gesundheit während der Pandemie nicht 
gestiegen (EIU, 2020), da andere Behandlungen unter-
lassen wurden, aber es kommen noch erhebliche Ausga-
ben für Impfungen auf die Länder zu. Die Kosten für den 
Impfstoff allein können bis zu 70 Euro/Impfl ing betragen. 
Sollten nur 60 % der Bevölkerung geimpft (um Herde-
nimmunität zu erreichen) werden, so liegt der Aufwand 
bei ca. 40 Euro/Einwohner. Für die USA sind das etwa 13 
Mrd. Euro, für Deutschland über 3 Mrd. Euro, für große 
europäische Länder über 2 Mrd. Euro, für kleinere immer 
noch 400 Mio. Euro. Dazu kommen noch die Kosten der 
Impfaktion selbst.

Arbeitsmarktpolitik

Ein starker Anstieg der Arbeitslosigkeit war unvermeid-
lich angesichts des staatlich verordneten Lockdowns und 
der Zurückhaltung der Bevölkerung, bestimmte, kontakt-
intensive Dienstleistungen in Anspruch zu nehmen. Die 
Reaktion der Regierungen lässt sich in zwei Varianten 
unterteilen: Beschäftigungsstabilisierung, vor allem durch 
Kurzarbeit, und Verbesserung der traditionellen Arbeits-
losenunterstützung. Bei der Beschäftigungsstabilisierung 
befürchten manche Fachleute eine zu starke Strukturkon-
servierung, die eine Reallokation der Arbeit behindert. Das 
einzige Land ohne solche Programme sind die USA. Vor 
allem in der Phase des Abklingens der Krise treten dazu 
Maßnahmen der Beschäftigungsförderung (z. B. Lohnsub-
ventionen bei Neueinstellungen, Ausbildung). Dazu zählen 
im weiteren Sinne auch viele der Programme, die die Kauf-
kraft stabilisieren und private und öffentliche Investitionen 
fördern und so dazu beitragen, neue Jobs zu schaffen.

Tabelle 3 (Fortsetzung)
Hilfsprogramme

Quellen: OECD (2020); Bruegel (2020); ILO (2020); diverse nationale Quellen.

Land Für Haushalte Für Unternehmen Sonstige Ausgabenprogramme

Deutschland Mehrwertsteuersenkung bis Ende 2020, 
7,7 Mrd. Euro Erleichterung Zugang zur 
Sozialhilfe (ALGII), 5,2 Mrd. Euro zusätz-
liche Kranken- und Pfl egeversicherung, 
Kinderbonus 300 Euro/Kind, „Sozialga-
rantie 2021“ (Deckelung), EEG-Umlage

Steuerstundungen, Verlustrücktrag und Abschrei-
bungsregeln (7,3 % des BIP), Wirtschaftsstabilisie-
rungsfonds mit Liquiditätshilfen und Kreditgarantien 
(24 % des BIP), Umsatzverlustersatz, 25 Mrd. Euro 
Neustart, 50 Mrd. Euro für KMU und Selbständige, 
Beteiligung bei Lufthansa und TUI

2 Mrd. Euro für Start-ups, 6 Mrd. Euro 
E-Mobilität, 4,9 Mrd. Kommunen, 4,4 
Mrd. Euro Künstliche Intelligenz, 4 
Mrd. Gesundheitssystem, 4 Mrd. Euro 
Öffentliche Investitionen, 3,6 Mrd. 
Euro Wasserstoff-Strategie, 2,1 Mrd. 
Digitalisierung Verwaltung und mehr
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Land Beschäftigungsstabilisierung Verbesserung der Arbeitslosenunterstützung Beschäftigungsförderung

Australien Jobkeeper-Programm Jobmaker-Programm

Österreich Kurzarbeit bis März 2021

Belgien Zeitweise Entlassung

Kanada Lohnsubvention (CEWS) bis Mitte 2021 Einkommenssicherung durch Canada 
Emergency Response Benefi t (CERB)

Dänemark Jobsicherung (8 % aller Beschäftigten) nur noch 
begrenzt; neues Kurzarbeitsprogramm

Finnland Zeitweise Entlassung Zugang zur Arbeitslosenversicherung 
erleichtert und auf Selbständige ausgedehnt

Frankreich Verstärktes Kurzarbeitsprogramm Finanzierung für Ausbildung

Großbritan-
nien

Jobsicherungsprogramm zahlt 80 % der Löhne und läuft 
bis 31.3.21

Island Kurzarbeitsprogramm

Irland Lohnsubventionen erweitert auf Saisonarbeit

Italien Kündigungsverbot Erleichterung von Zeitverträgen

Japan Finanzierung von Sonderurlaub

Korea Lohnsubventionen

Niederlande Jobsicherungsprogramm bis Juli 2021; danach 
langsamer Ausstieg aus Lohnsubventionen

Neuseeland Jobsicherung durch Lohnsubvention (14 Mrd. NZD = 
4,5 % BIP)

Norwegen Partieller Ersatz der Lohnfortzahlung durch staatliche 
Lohnsubvention

Polen Jobsicherungsprogramm wird zurückgefahren Mindestlohn erhöht

Portugal Jobsicherungsprogramm verlängert für 2021; Kreditlinien 
für alle Unternehmen, die keine Entlassungen vornehmen

Erhöhung von Löhnen und Arbeitslosengeld

Spanien Kurzarbeit verlängert bis 31.1.21; Sozialversicherungs-
beiträge ausgesetzt (9,1 Mrd. Euro)

Erhöhung von Löhnen und Arbeitslosengeld

Schweden Kurzarbeitergeld Erhöhung des Arbeitslosengelds Trainingsangebot für Rand-
gruppen des Arbeitsmarkts

Schweiz Kurzarbeit ausgedehnt Arbeitslosenversicherung wird durch Fonds 
aufgestockt (1,7 % BIP)

USA Aufstockung der Arbeitslosenhilfe; 2021: 
300 US-$/Woche bis März

Deutschland Kurzarbeitergeld (23,5 Mrd. Euro) Erleichterung bei Hartz IV 500 Mio. Euro Ausbildungs-
beihilfen

Tabelle 4
Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik

Quellen: OECD (2020); Bruegel (2020); ILO (2020); diverse nationale Quellen.

Tabelle 4 gibt einen Überblick über die Maßnahmen in den 
ausgewählten Ländern. Wie man sieht, lag der Schwer-
punkt in der Beschäftigungssicherung durch partielle 
staatliche Übernahme der Lohnzahlungen (Ausnahme: 
USA). Viele dieser Programme wurden über ihren ur-
sprünglichen Zeitrahmen über 2021 hinaus verlängert. 
Es bleibt abzuwarten, welche beschäftigungspolitischen 
Strategien langfristig erfolgreicher sind. In jedem Fall sind 
Maßnahmen sinnvoll, die die Qualifi zierung und Umschu-
lung von Arbeitskräften unterstützen, um ihre Integration 
in eine – möglicherweise stark veränderte – Post-Corona-

Ökonomie zu erleichtern. Je weniger stark die Pandemie 
die Strukturen verändert, desto nützlicher sind Politiken, 
die auf den Erhalt von bestehenden Arbeitsplätzen setzen.

Deutschland im internationalen Vergleich

Deutschland ging ins Coronajahr 2020 mit einer im inter-
nationalen Vergleich guten Wirtschaftslage: Die Beschäf-
tigung war hoch und die Arbeitslosigkeit relativ niedrig 
(3 %) trotz schwachen Wachstums 2019. Der Staatshaus-
halt war mehr als ausgeglichen („schwarze Null“) und der 
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Tabelle 5
Deutschland im internationalen Vergleich

Politikfeld Deutschland Vergleichsländer

Geldpolitik EZB-Politik sorgt für Negativrendite neuer Staatschulden Ähnliche Politik mit weniger deutlichen Effekten in schon stark 
verschuldeten Ländern

Fiskalpolitik Hohes Defi zit (auch noch 2021) und entsprechender Schulden-
anstieg

Große Länder (G7 außer Frankreich) expansiver, sonst oft vorsichti-
ger; öfter mittelfristig steigende Schuldenstandsquoten

Hilfsprogramme Einkommensstabilisierung dominiert Einkommensstabilisierung dominiert auch in den meisten Ländern 
(weniger stark in Korea, Neuseeland)

für Haushalte Hilfen außer Kinderbonus nur indirekt (Mehrwertsteuer, Energie, 
Deckelung Sozialbeiträge) regressiv mit geringer Konsumwirkung

Direktzahlungen (z. B. USA, Japan), Erleichterung bei Steuern und 
Sozialabgaben

für Unternehmen Umfangreiche Hilfen in unterschiedlichen Formaten; werden 
nicht voll ausgeschöpft; eher strukturkonservativ

Ähnliche Hilfen in leicht unterschiedlichem Mix, Erleichterungen/
Stundungen von Steuern und Abgaben, Zuschüssen, Krediten etc.

Sonstige 
Programme

Diverse Investitionsprogramme; Einstieg in Digitalisierung und 
Klimaschutz, relativ schwach ausgelegt; Mittelabfl uss langsam

Ähnliche Schwerpunkte; interessant: Wohnungsbau in Dänemark; 
Volumen variieren

Arbeitsmarktpolitik Beschäftigungssicherung dominiert Beschäftigungssicherung dominiert in den meisten Ländern (Aus-
nahme USA)

Beschäftigungs-
sicherung

Kurzarbeit (wie schon 2009) erfolgreich Viele Länder übernahmen Kurzarbeit von Deutschland

Arbeitslosen-
unterstützung

Nur relativ geringe Erleichterungen Viele Länder haben Zahlungen an Arbeitslose verbessert (z. B. 
USA, Schweden, Portugal)

Beschäftigungs-
förderung

Ausbildungsbeihilfen Schwachpunkt in vielen Ländern

Quelle: Eigene Erhebungen.

Schuldenstand niedrig (unter 60 % des BIP). Zu Beginn 
der Pandemie im Frühjahr 2020 reagierte das Land et-
was zögerlich, aber dann doch entschlossen, sodass in 
der ersten Welle relativ wenig Opfer zu beklagen waren. 
Der Konjunktureinbruch war trotzdem massiv. Die zweite, 
tödlichere Welle ab Oktober 2020 bedroht die Erholung. 
Die wirtschaftspolitische Reaktion brach mit der heiligen 
Kuh „schwarze Null“ und lieferte einen für Deutschland 
ungewöhnlich starken, schuldenfi nanzierten Konjunk-
turimpuls, der durch die Geldpolitik der EZB massiv er-
leichtert wurde. Der Mix zwischen Einkommenssicherung 
und Modernisierung war eher konservativ. Einen detail-
lierten Vergleich nach Politikfeldern liefert Tabelle 5.

Allgemein ist festzuhalten, dass sich die Konjunkturpro-
gramme innerhalb der OECD-Länder stark ähneln. Zwar 
gibt es in jedem Land andere Akzente und spezielle Pro-
gramme, aber der grundsätzliche Instrumentenkasten 
in den diversen Politikfeldern ist weitgehend derselbe, 
wenn auch die Einsatzintensität variiert. Deutschland 
liegt im Mittelfeld und damit unter seinen Möglichkeiten 
angesichts der guten Ausgangslage. Eine solide Bewer-
tung der Programme würde eine Wirkungsanalyse erfor-
dern, für die bisher kaum belastbare Daten vorliegen. Eine 
Kausalzuordnung von Ergebnissen (z. B. Wachstums- 
und Arbeitslosigkeitsraten) zu Politiken wäre zusätzlich 
problematisch. Man könnte immer einwenden, dass es 

ohne diese Maßnahmen schlimmer gewesen wäre. Im 
Ländervergleich müsste außerdem die unterschiedliche 
Wirtschaftsstruktur, politische Handlungsfähigkeit und 
Corona -Betroffenheit der Vergleichsländer berücksichtigt 
werden. Daher seien hier nur einige vorläufi ge Bemerkun-
gen zum deutschen Konjunkturpaket gemacht:

• Pluspunkte: Pragmatische Bereitschaft zu höheren 
Ausgaben und Staatsschulden; großzügige Kurzar-
beitsregelung (traditionelle deutsche Stärke); einige 
Zukunftsinvestitionsprogramme (wie Digitalisierung, E-
Mobilität, Klimaschutz).

• Minuspunkte: Hilfen ohne gezielte direkte Förderung 
des Konsums (Mehrwertsteuersenkung fast nutzlos); 
einseitiger Fokus auf Einkommens- und Beschäfti-
gungssicherung ohne deutliche Priorisierung der sozial 
Schwachen; keine klare, kohärente Zukunftsstrategie 
für eine Post-Corona-Wirtschaft mit entsprechenden 
Investitionsprioritäten.

Ausblick und Exit-Strategie

Die meisten Länder haben angesichts der zweiten Welle 
und der absehbar noch länger andauernden Pandemie 
ihre Stützungsprogramme 2021 verlängert. Erst für das 
zweite Halbjahr rechnen viele Regierungen, internationa-
le Organisationen und Forschungsinstitute mit einer Kon-
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Modernisierungsprozesse umzusetzen oder zumindest 
anzustoßen („Building back better“). Diese Priorität reibt 
sich mit den etablierten Interessen, bestehende Einkom-
mensquellen zu erhalten. Obendrein konkurrieren auch 
innerhalb dieses weit gefassten Imperativs unterschiedli-
che Ziele: Klimaschutz, bessere Vorbereitung auf künftige 
Pandemien, Digitalisierung (vor allem im Bildungs- und 
Gesundheitssystem), E-Mobilität, Forschung und Ent-
wicklung und Behebung von Defi ziten in der Infrastruktur. 
Sie alle fi nden sich in wechselnder Zusammensetzung in 
den meisten nationalen Programmen, haben aber quanti-
tativ oft ein vergleichsweise geringes Gewicht gegenüber 
der Einkommenssicherung. Das gilt auch für Deutsch-
land. Indirekt trägt aber auch die Einkommenssicherung 
zur Modernisierung der Wirtschaft bei, wenn etwa Haus-
halte die Finanzmittel für neue Bedürfnisse (z. B. Digita-
lisierung) einsetzen, die sie erhalten und nicht für her-
kömmliche Zwecke (wie Reisen, Veranstaltungen, Gastro-
nomie etc.) ausgeben wollen oder können.
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junkturerholung. Dann können viele Programme auslau-
fen, womit die Staatsausgaben auf ihr normales Niveau zu-
rückkehren und die Einnahmen bei wieder „normaler“ Be-
steuerung zunehmen. Umstritten ist allerdings das Tempo 
der Normalisierung. Eine zu schnelle Konsolidierung der 
Staatshaushalte könnte die aufkommende Konjunktur ab-
würgen. Diese Gefahr droht in Deutschland ab 2022 (nach 
der Bundestagswahl). Ähnliches gilt für die Geldpolitik. Die 
meisten Zentralbanken planen nur ein langsames Zurück-
fahren der Anleihekäufe und ein noch späteres Anheben 
der Zinsen, solange eher Defl ations- als Infl ationsgefahren 
drohen und die hochverschuldeten Staaten bei höheren 
Zinsen in eine Schuldenkrise geraten könnten.

Unklar ist auch der Weg zu einem Schuldenabbau, soweit 
er überhaupt ein wünschenswertes Ziel darstellt. Selbst 
eine längere Phase ausgeglichener Haushalte würde nur 
bei ordentlichem nominalen BIP-Wachstum die Schul-
denstandsquote (= Schulden/BIP) langsam sinken lassen. 
Optionen eines schnelleren Schuldenabbaus durch Haus-
haltsüberschüsse würden Ausgabenkürzungen und/oder 
Steuererhöhungen erfordern. Beides könnte das Wachs-
tum einbrechen lassen und eine Defl ation auslösen, womit 
– entgegen dem eigentlichen Ziel – die Schuldenstands-
quote wieder steigen würde (wie z. B. in Griechenland durch 
die Sparpolitiken ab 2010). Dies könnte eventuell vermie-
den werden, wenn die Steuererhöhungen weder Konsum 
noch Investitionen beeinträchtigen würden, was vor allem 
bei einer Besteuerung hoher Einkommen und Vermögen 
wahrscheinlich wäre. Noch radikalere Konzepte sehen eine 
Vermögensabgabe (etwa nach dem Modell des deutschen 
Lastenausgleichs nach dem Zweiten Weltkrieg) vor.

Oft wurde gefordert, die massiven Staatsausgaben in 
der Pandemie dafür einzusetzen, ohnehin notwendige 
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Wenngleich es bereits in der zweiten Hälfte 2019 zu ei-
nem konjunkturellen Abschwung in der Europäischen 
Währungsunion (EWU) gekommen war, hat die Corona-
Pandemie diese Abwärtsbewegung erheblich beschleu-
nigt. Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist seit der Großen 
Depression in den 1930er Jahren in Europa nicht mehr 
so stark gesunken wie 2020. Bekanntlich sinken bei wirt-
schaftlichen Abschwüngen die staatlichen Einnahmen, 
und es steigen die Ausgaben. Daher ließ sich die Schul-
denbremse, ohne desaströse Konsequenzen zu riskieren, 
nicht verteidigen. Sie wurde außer Kraft gesetzt. Damit 
hat die Fiskalpolitik erstmals seit der Finanzmarktkrise 
2007/2008 wieder an einem Strang gezogen mit der seit 
Jahren expansiv ausgerichteten Geldpolitik.

Obwohl die wirtschaftlichen Folgen der Pandemie noch 
nicht abzuschätzen sind, ist vor allem in Deutschland 
eine heftige Diskussion entbrannt, wie es mit der Schul-
denregel weitergehen soll. Z. B. hat der eher moderate 
Vorschlag von Kanzleramtschef Helge Braun, die Schul-
denbremse zeitweilig auszusetzen und dazu das Grund-
gesetz zu ändern, heftige Kritik ausgelöst. Mit sehr unter-
schiedlichen Begründungen wurde stattdessen etwa vom 
haushaltspolitischen Sprecher der CDU-Fraktion im Bun-
destag, Eckhardt Rehberg, oder auch vom ifo-Präsiden-
ten Clemens Fuest gefordert, möglichst schnell zur Schul-
denbremse und Haushaltskonsolidierung zurückzukehren 
(Tagesschau, 2021). Sollte Deutschland – wahrscheinlich 
gemeinsam mit seinen nordeuropäischen Verbündeten – 
als das ökonomisch stärkste und zugleich stabiles Land 

bereits 2022 diesem Rat folgen, würden so die Weichen 
für die EWU insgesamt entsprechend gestellt.

Die aktuelle Diskussion konzentriert sich auf die Ausge-
staltung der Fiskalpolitik. Das ist für die künftige Entwick-
lung der EWU ohne Zweifel ein wichtiger Bereich. Aber 
diese Diskussion greift zu kurz, da so zentrale Problemfel-
der aus den Augen verloren werden, wie die Gefahren der 
hohen Verschuldung des staatlichen, jedoch vor allem pri-
vaten Sektors in einer Reihe von EWU-Ländern. Sollte die 
EWU in eine Stagnationsphase gleiten, dürfte dies zu ei-
nem scharfen Anstieg von notleidenden Krediten führen. 
Ein weiteres und völlig aus dem Blickfeld geratenes Pro-
blem ist der krisenbedingte Druck auf die Lohnentwick-
lung, der zu einer defl ationären Entwicklung massiv bei-
tragen kann. Dies zeigen nicht nur theoretische Erwägun-
gen, sondern auch ein Blick in die Wirtschaftsgeschichte. 
Gerade die Große Depression, die nach 1929 einsetzte, 
aber auch die seit 20 Jahren hartnäckige Stagnation der 
japanischen Volkswirtschaft belegen eindrucksvoll, wie 
gefährlich defl ationäre Entwicklungen sind.

Prof. em. Dr. Michael Heine lehrte 
Volkswirtschafts lehre und war Präsident an der 
Hochschule für Technik und Wirtschaft Berlin.

Prof. em. Dr. Hansjörg Herr lehrte 
Volkswirtschafts lehre an der Hochschule für 
Wirtschaft und Recht Berlin.
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Abbildung 1
Vierteljährliche Veränderungen des realen BIP, der 
Infl ationsrate und der Nominallöhne in der Eurozone
jeweils 1. Quartal

Quellen: ECB (2021); Eurostat (2021).

Defl ationsgefahren bei geringem Wachstum

Die wirtschaftliche Entwicklung in der EWU verläuft be-
reits seit der Finanzmarktkrise 2007/2008 unbefriedigend. 
Das durchschnittliche jährliche Wachstum des realen BIP 
betrug in der EWU von 2008, dem ersten Jahr der Gro-
ßen Rezession, bis 2019 nur gut 1 % (vgl. Abbildung 1). 
Die Unterschiede zwischen den Mitgliedsländern waren 
erheblich. Während die EWU von 2007 bis 2019 insge-
samt um 9,5 % wuchs, lagen die Werte z. B. für Deutsch-
land bei 14,6 %, für Frankreich bei 11,4 %, für Spanien bei 
6,6 %, für Portugal bei 4,9 %, für Italien bei -0,03 % und 
für Griechenland bei -23,2 % (OECD, 2021). Nach Zahlen 
der Europäischen Zentralbank (ECB, 2020) dürfte das 
BIP 2020 in der EWU insgesamt um 7,3 % geschrumpft 
sein. Auch hier verzeichnet Deutschland mit -5,5 % im 
Vergleich zu Portugal mit -8,1 %, Italien mit -9 %, Frank-
reich mit -9,3 %, Griechenland mit -10 % und Spanien mit 
-11,1 % relativ gute Werte. Für 2021 erwartet die EZB eine 
Erholung des BIP von 3,9 %.

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung überrascht es 
nicht, dass die Arbeitslosigkeit in der EWU hoch ist und 
2020 auf 8,3 % anstieg. Dabei lagen – wie zu erwarten – 
Länder wie Griechenland mit 18 %, Spanien mit 16,7 %, 
Italien mit 9,9 % oder Frankreich mit 8,5 % deutlich vor 
Deutschland (4 %) (EK, 2020). Die schleppende Konjunk-
tur spiegelte sich auch in den Veränderungen des Preis-
niveaus wider. 2003 hatte die EZB ihr damaliges Infl ati-
onsziel, das zwischen Null und 2 % lag, aufgrund sehr 
niedriger Infl ationsraten vor allem in Deutschland (2003 
rund 1 %) und wegen der Furcht, man könne bei einer 
Infl ationsrate von nahe Null schnell in eine Defl ation ab-
rutschen, auf knapp unter 2 % korrigiert. Damit sollten 
defl ationäre Gefahren vermieden werden (Heine und Herr, 
2021). Dieses Infl ationsziel hat die EZB ab 2013 trendmä-
ßig deutlich verfehlt (vgl. Abbildung 1). 2020 betrug die 
Infl ationsrate in der Eurozone 0,2 %, und einige Eurolän-
der waren mit einem fallenden Preisniveau konfrontiert. 
In Griechenland fi el es um 1,3 %, in Zypern um 1,2 %, in 
Estland und Irland um 0,6 % und in Italien, Portugal und 
Slowenien um 0,2 %. Für 2021 erwartet die EZB für die 
Währungsunion erneut eine sehr niedrige Infl ationsrate 
von 1 % und für 2022 von 1,1 % (ECB, 2020).

Der Hauptgrund für die niedrige Infl ationsrate liegt in 
den zu geringen Lohnerhöhungen. Aufgrund der un-
befriedigenden ökonomischen Entwicklung nach der 
Großen Rezession blieb der Druck auf die Tarifparteien 
hoch, gemäßigte Lohnabschlüsse zu vereinbaren. Von 
2011 bis 2020 sind die Nominallöhne je Beschäftigten 
in der EWU jährlich nur um 1,7 % gestiegen. Aber auch 
hier gab es Unterschiede zwischen den Ländern. So 
stiegen sie in Deutschland um 2,3 %, in Italien um 0,9 % 

und in Spanien um 0,7 %. In Griechenland sanken sie in 
diesem Zeitraum im Jahresdurchschnitt um 2,3 % (EK, 
2020). Die Entwicklung der Nominallöhne spiegelt sich 
in der Entwicklung der nominalen Lohnstückkosten wi-
der. Denn Lohnerhöhungen lassen sie steigen und Pro-
duktivitätsfortschritte lassen sie sinken. Die Entwicklung 
der Lohnstückkosten ist nach Keynes (1930) der wich-
tigste Faktor für die Preisniveauentwicklung. Die nomi-
nellen Lohnstückkosten erhöhten sich in der EWU von 
2011 bis 2019 jährlich durchschnittlich nur um 1,09 %. In 
Deutschland stiegen sie überdurchschnittlich an, nach-
dem sie von Mitte der 1990er Jahre bis zur Großen Re-
zession stagnierten. Geringe Erhöhungen verzeichneten 
beispielsweise Frankreich und Italien. In Spanien war 
der Anstieg der Lohnstückkosten null, und Griechenland 
musste fallende Lohnstückkosten hinnehmen (Eurostat, 
2021). Aufgrund dieser Entwicklung konnte die EZB ihr 
Infl ationsziel nicht realisieren.

Funktional wäre eine Erhöhung der Nominallöhne ge-
wesen, die der gestiegenen Trendproduktivität plus der 
Zielinfl ationsrate der EZB entspricht. Die Arbeitsproduk-
tivität stieg in der EWU von 2011 bis 2019 jährlich um 
durchschnittlich 0,81 % (OECD, 2021). Somit hätten die 
Nominallöhne bei einer Zielinfl ationsrate von etwa 1,9 % 
um durchschnittlich rund 2,7 % und nicht nur um 1,09 % 
steigen müssen. Bei einer solchen Abweichung steht ei-
ne Zentralbank auf verlorenem Posten. Am Rande sei er-
wähnt, dass es noch weitere Defl ationstreiber gab. Der 
Preis für Rohöl stürzte von einem Niveau über 100 US-$ 
pro Barrel Ende 2014 auf ein Niveau von derzeit unter 60 
US-$ ab, was die niedrige Infl ationsrate weiter begüns-
tigte (OECD, 2021).
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Quelle: OECD (2021).

Abbildung 2
Entwicklung der Aktien- und Immobilienmärkte in 
der Eurozone
2015 = 100, jeweils 1. Quartal

Es besteht die Gefahr, dass in den nächsten Jahren, insbe-
sondere bei einer stagnierenden Entwicklung, der nominel-
le „Lohnanker“ bricht. Denn die mikroökonomische Logik, 
wonach Unternehmen durch Lohnzurückhaltung gerettet 
werden müssen, erscheint in der Krise überaus plausibel. 
Sie dürfte in besonders betroffenen Krisenregionen noch 
an Überzeugungskraft gewinnen, da die Versuchung nahe-
liegt, die Krise durch eine interne Abwertung mittels sinken-
der Löhne zu meistern. Im Ergebnis würde es freilich nicht 
zur Überwindung der Krise, sondern zur Defl ation kommen. 
Sie wiederum erhöht die Realschulden der Unternehmen, 
führt zur Explosion fauler Kredite und lähmt die Investitions-
neigung der Unternehmen. Eine gefährliche Negativspirale 
kann in diesem Fall nicht ausgeschlossen werden.

Geldpolitik

An dem geringen Wachstum und dem Verfehlen des Infl a-
tionsziels konnte auch die expansive Geldpolitik der EZB 
nichts ändern (Heine und Herr, 2021). Der Hauptrefi nan-
zierungszinssatz wurde von der EZB ab 2012 schrittwei-
se gesenkt. Im März 2016 erreichte er den Wert von Null 
und verblieb bis heute auf diesem Niveau. Die expansive 
Zinspolitik wurde mit einer „unkonventionellen Geldpolitik“ 
verbunden, deren Darstellung den Rahmen dieses Bei-
trags sprengen würde (Heine und Herr, 2021). Das Ausmaß 
der verschiedenen Maßnahmen ist jedenfalls gewaltig. Die 
Bilanzsumme der EZB betrug zwischen 1999 und 2005 
um die 10 % am BIP der EWU und stieg dann bis 2009 
auf etwa 15 %. Bis 2019 erreichte sie fast 40 % und Ende 
2020 belief sie sich auf rund 50 % (ECB, 2021a). In diesem 
Rahmen hat die EZB die öffentlichen Haushalte indirekt 
in großen Umfang refi nanziert und dadurch die Zinsen 
auf Staatspapiere sehr niedrig gehalten – in Deutschland 
realisieren zehnjährige Staatsanleihen ab 2019 einen ne-
gativen Zinssatz (OECD, 2021). Anfang 2021 hielt die EZB 
25 % der gesamten öffentlichen Schulden in der Eurozone.

Die „Easy Money Policy“ der EZB konnte insbesondere 
das Investitionsverhalten der Unternehmen nicht nach-
haltig verändern. Die realen Bruttoanlageinvestitionen 
stiegen von 2011 bis 2020 in der EWU jährlich um durch-
schnittlich 0,7 %. In Deutschland betrug dieser Wert auch 
nur knapp 2 %, in Italien -2,1 %, in Spanien -1,2 % und in 
Griechenland sogar -7,1 % (EK, 2020). Es zeigt sich an 
diesen Entwicklungen die asymmetrische Macht einer 
Zentralbank: Zwar vermag sie durch eine zunehmend res-
triktive Geldpolitik private Investitionen zurückzudrängen, 
aber sie kann im Rahmen eines rezessiven Umfelds beim 
Versuch, positive Erwartungshaltungen bei den Wirt-
schaftssubjekten zu generieren, scheitern.

Die EZB, die ab 2012 insgesamt geldpolitisch richtig ge-
handelt hat, konnte allerdings ohne die Unterstützung der 

Fiskal- und Lohnpolitik Kollateralschäden nicht vermei-
den. So hat sie die Gefahren von Blasen auf den Aktien- 
und Immobilienmärkten deutlich erhöht (vgl. Abbildung 2). 
Die Entwicklung der Aktienkurse in der EWU ist beunruhi-
gend. Anfang 2021 wurde ein Kursniveau erreicht, das mit 
dem Höhepunkt der Internetblase Ende der 1990er Jahre 
und der Spekulation vor der Finanzmarktkrise 2008 ver-
gleichbar ist. Auch die Entwicklung der Immobilienpreise 
deutet auf eine starke Vermögensmarktinfl ation hin. Zwar 
sind nach der Großen Rezession die Immobilienpreise in 
einer Reihe von Ländern gesunken oder stagnierten, je-
doch ist ab etwa 2015, mit Ausnahme von Ländern wie 
Italien oder Griechenland, in den meisten Ländern ein 
deutlicher Anstieg der Immobilienpreise zu beobachten. 
Von 2015 bis zum letzten Quartal 2019 betrug der Anstieg 
in Deutschland 33 %, in Frankreich 12 %, in Spanien 26 %, 
in den Niederlanden 35 %, in der Slowakischen Republik 
38 % oder in Portugal 45 % (OECD, 2021). Sollten die Bla-
sen platzen und sich so eine Vermögensmarktdefl ation 
mit einer Gütermarktdefl ation verbinden, wäre das keine 
ermutigende Perspektive.

Fiskalpolitik

Zwingend notwendig für eine erfolgreiche Wirtschafts-
politik ist die Kooperation zwischen der Geld- und der 
Fiskalpolitik. Gegen diese Erkenntnis wird in der EMU re-
gelmäßig verstoßen. Betrachten wir die Große Rezession. 
Die EZB schaltete zwar erst 2008, dann aber entschieden 
auf einen expansiven Kurs um. Zeitgleich wurden in den 
großen Volkswirtschaften wie in Deutschland Konjunktur-
pakete beschlossen und umgesetzt. Im Ergebnis konnte 
die Krise schnell überwunden werden. Aber bereits im 
Verlauf von 2009 wurden in Deutschland die Weichen neu 
gestellt und die Schuldenbremse ins deutsche Grund-
gesetz übernommen. Gleichzeitig erhöhte Deutschland 
erfolgreich den Druck auf andere Länder der Eurozone, 
ihre öffentlichen Budgetdefi zite ebenfalls zu konsolidieren 
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(vgl. Abbildung 3). Spätestens nach dem Ausbruch der 
sogenannten Staatsschuldenkrise 2010 folgte die ganze 
EWU einem dysfunktionalen fi skalischen Sparkurs. Die 
Folge war eine weitere Rezession 2012 und 2013. 2012 
wurde der Fiskalvertrag unterzeichnet, der alle EWU-Län-
der unter anderem verpfl ichtet, keine strukturellen Defi zite 
von mehr als 0,5 % am BIP zuzulassen und die Verschul-
dungsquote der öffentlichen Haushalte auf 60 % zu redu-
zieren (Blyth, 2013).

Auch mit Beginn der Corona-Krise schaltete man in der 
EWU auf eine expansive Fiskalpolitik um und zog mit der 
EZB an einem Strang. Erwähnenswert ist in diesem Kon-
text, dass sich die Finanzminister der EWU im Frühjahr 
2020 nach zähen Verhandlungen auf ein gemeinsames 
Finanzpaket in Höhe von 540 Mrd. Euro geeinigt haben.
Ein wichtiger Schritt in Richtung einer Fiskalunion ist der 
Wiederaufbauplan vom Juli 2020. Die EU beschloss zum 
ersten Mal, in relevantem Umfang von 750 Mrd. Euro ge-
meinsam Kredite aufzunehmen. Davon werden 390 Mrd. 
Euro als Zuschüsse an Staaten gewährt, die besonders 
von der Krise betroffen sind. Die restlichen 360 Mrd. Euro 
werden als Kredite vergeben. Schließlich wurde die Schul-
denbremse außer Kraft gesetzt (Heine und Herr, 2021).

Zur Beurteilung der künftigen Entwicklung muss beach-
tet werden, dass es sich bei den Corona-Programmen um 
einmalige Aktionen handelt und es daher in der Fiskalpoli-
tik auch weiterhin keinen EWU-weiten Partner für die EZB 
gibt. Zudem wurde bei der mittelfristigen Finanzplanung 
bis 2027 keine Stärkung des fi skalischen Zentrums der 
EU beschlossen, obwohl es im Vergleich zu andern Wäh-
rungsräumen äußerst schwach ist. Die Fiskalpolitik bleibt 
eigenständige Angelegenheit der Mitgliedsländer. Eine 
solche Ausgestaltung eines Währungsraums ist einmalig 
in der Welt und erschwert eine gemeinsame Fiskalpolitik.

Schulden und faule Kredite

Es ist zurzeit noch nicht absehbar, ob die EWU erneut, 
wie nach der Großen Rezession, zu früh eine expansi-
ve Fiskalpolitik aufgibt und damit Wachstumschancen 
verspielt. Es ist nicht auszuschließen, dass vor allem 
Deutschland im Verbund mit den nordeuropäischen 
Partnern die wachsende Verschuldung der öffentlichen 
Haushalte in einigen Ländern der Eurozone zum Anlass 
nimmt, den Fiskalvertrag schnell wiederzubeleben. 2000 
betrug die staatliche Verschuldung in der Eurozone 69 % 
des BIP. Während der Großen Rezession stieg sie an und 
konnte danach, trotz aller Konsolidierungsversuche, nur 
marginal auf 84 % 2019 reduziert werden (vgl. Abbildung 
3). 2020 stieg sie dann auf über 100 %. Die Unterschiede 
sind jedoch beachtlich. Ende 2020 betrug die Verschul-
dung des öffentlichen Sektors z. B. in Deutschland 71 %, 

in Frankreich 116 %, in Spanien 120 %, in Portugal 135 %, 
in Italien 160 % und in Griechenland 207 % (EK, 2020).

Zugenommen haben in der EWU auch die Verschul-
dungsquoten des Unternehmenssektors (ohne Finanz-
institutionen) und der privaten Haushalte. Deren Verschul-
dung stieg zusammengenommen von 121,4 % am BIP 
1999 auf 174 % 2020. Zu einem starken Anstieg kam es 
bis zur Großen Rezession. Bei den privaten Haushalten 
konnte sie danach leicht zurückgeführt werden, bei den 
Unternehmen stieg sie weiter leicht an. Sie verharrt seit 
2008 auf einem relativ hohen Plateau (vgl. Abbildung 3). 
Wird der Staat mitberücksichtigt, erhöhte sich die Ge-
samtverschuldung aller drei Sektoren von 190,4 % am 
BIP 1999 auf 218,8 % 2007. Im zweiten Quartal 2020 lag 
sie schließlich bei beachtlichen 269 %. Besonders hoch 
waren die Gesamtverschuldungsquoten 2020 in Frank-
reich (347 %), den Niederlanden (316,9 %), Griechenland 
(301,3 %), Irland (297,7 %), Portugal (293,2 %) und in Spa-
nien (273,5 %). In Deutschland lag der Wert bei 186,6 %. 
Zum Vergleich: In den USA lag er bei 270,8 % und in Ja-
pan bei 397 % (BIS, 2021).

Dieser trendmäßige Schuldenaufbau kann die künftige 
ökonomische Entwicklung erheblich belasten. Denn falls 
Unternehmen und private Haushalte ihre Verschuldung 
als hoch ansehen und zu reduzieren versuchen, belasten 
sie durch rückläufi ge Konsum- und Investitionskäufe die 
effektive Nachfrage und bremsen so auch eine expansi-
ve Geldpolitik aus. Zudem erhöhen steigende Verschul-
dungsquoten aus Sicht der Kreditgebenden das Risiko 
von Kreditausfällen. Dadurch werden Kredite zurückhal-
tender angeboten (ECB, 2017, 55 f.). So hat Hymen Mins-
ky (1975) mit aller Deutlichkeit gezeigt, dass eine Phase 
steigender Verschuldungsquoten mit hoher Wahrschein-
lichkeit in eine Vermögensmarktdefl ation und ökonomi-
sche Krise münden wird.

Quellen: BIS (2021); Eurostat (2021); Europäische Zentralbank (2021).

Abbildung 3
Verschuldung der Unternehmen, des Staates und der 
privaten Haushalte in der Eurozone
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Hohe Verschuldungsquoten erschweren auch Maßnah-
men gegen infl ationäre und defl ationäre Entwicklungen. 
Bei Infl ationen – wie bei Spekulationsblasen – stehen 
Zentralbanken vor dem Dilemma, dass steigende Zins-
sätze Schuldner:innen in die Knie zwingen und so eine 
konjunkturelle Krise eingeleitet wird. Je höher die Schul-
denbestände, umso gravierender die Krise. Verbinden 
sich hohe Verschuldungsquoten umgekehrt mit einem 
sinkenden Preisniveau, so steigt die reale Schuldenbe-
lastung. Ein Anstieg der faulen Kredite und Insolvenzen 
erschüttert dann das Finanzsystem und mithin die ge-
samte Ökonomie. Selbst ein Rückgang der Zinssätze 
kann in einer solchen Kon stellation den Anstieg der realen 
Schuldenbelastung nicht kompensieren. Um es mit Irving 
Fisher (1933) zu sagen, schwankt dann das ökonomische 
Boot nicht nur, sondern es kann kentern.

Ohne Zweifel wird die Corona-Krise zu einem Anstieg fau-
ler Kredite führen. Die EZB geht bei einem negativen, aber 
plausiblen Szenario davon aus, dass sich die faulen Kre-
dite in der EWU 2022 auf 1,4 Billionen Euro (deutlich über 
10 % des BIP) akkumulieren könnten. Mitte 2020 beliefen 
sie sich noch auf 0,55 Billionen Euro. Besonders proble-
matisch ist, dass sich die faulen Kredite schwerpunktmä-
ßig in den Ländern sammeln, die bereits eine hohe Staats-
verschuldung aufweisen (ECB, 2021b) und folglich relativ 
wenig Potenzial für Gegenmaßnahmen besitzen. Vor dem 
Hintergrund der Erfahrungen durch die Staatsschulden-
krise besteht die Gefahr, dass sich die vergleichsweise 
stabilen Länder wie Deutschland oder die „sparsamen 
Vier“ weigern, den Krisenländern zu helfen.

Eine an sich notwendige EWU-weite Lösung steckt noch 
in den Kinderschuhen. Im Rahmen der Europäischen 
Bankenunion wurde 2015 zwar ein einheitlicher europä-
ischer Bankenabwicklungsmechanismus beschlossen 
und ein europäisches Abwicklungsgremium geschaffen. 
Letzteres hat zur Unterstützung seiner Aufgaben einen 
Abwicklungsfonds zur Verfügung, der schrittweise auf-
gebaut und 2023 0,06 Billionen Euro oder 1 % der Bank-
einlagen umfassen soll (Single Resolution Board, 2020).  
Dass dieser Betrag bei einer ernsthaften Krise nicht aus-
reichen wird, liegt auf der Hand. Da es zudem keine ge-
meinsame Einlagenversicherung in der EWU gibt, dürfte 
es dann auch wieder zu massiven Verlagerungen von 
Einlagen aus Krisenländern in stabilere Länder kommen. 
Ungemach droht der EWU auch auf der globalen Ebene. 
Im neuesten Report der Weltbank (World Bank, 2021), der 
69 Länder umfasst, werden die erheblichen Risiken, die 
aus der externen Verschuldung von Entwicklungsländern 
resultieren, deutlich herausgearbeitet. Kommt es hier zur 
Krise, bleibt die EWU gewiss nicht ungeschoren. Zusam-
menfassend sieht die Lage der Eurozone alles andere als 
rosig aus. Es existieren unzweifelhaft erhebliche Risiken, 

und es kann nicht ausgeschlossen werden, dass die öko-
nomische Lage außer Kontrolle gerät.

Lehren aus der Großen Depression

Selbstverständlich befi nden sich die Mitgliedstaaten der 
EWU in einer anderen ökonomischen Situation als vor 
der Großen Depression. So gibt es keinen Goldstan-
dard mehr, der die Geldpolitik einer Reihe von Ländern 
einengte. Es gibt auch keine destabilisierende Verschul-
dung zwischen den entwickelten Ländern insbesondere 
aufgrund der Reparationsverbindlichkeiten Deutschlands 
als Resultat des Versailler Vertrags von 1919. Gleichwohl 
fi nden sich einige interessante Parallelen. Nehmen wir die 
USA in den 1920er Jahren. Aufgrund ihrer international 
dominanten Stellung besaß sie große geldpolitische und 
fi skalische Spielräume. In den 1920er Jahren entwickelte 
sich in den USA eine Spekulationsblase auf den Aktien-
märkten und auch die Immobilienmärkte zeigten Über-
treibungen. Beispielsweise hatte sich der Wert des Dow 
Jones Industrial Average Index von 1925 bis 1929 verdrei-
facht. Die Verschuldungsquoten von Unternehmen und 
privaten Haushalten stiegen stark an. Obwohl kein Zweifel 
bestand, dass es sich um eine Blase handelte, war es in-
nerhalb der US-Zentralbank (Fed) höchst umstritten, mit 
welchen Maßnahmen man der Blase Luft entziehen soll-
te. Während die eine Fraktion Zinserhöhungen vorschlug, 
wollte die andere die Kreditvergabe für Spekulations-
zwecke beschränken (Ahamed, 2018). Letztlich blieben 
die Zinssätze niedrig und man tat nichts. Für diese Linie 
sprach scheinbar, dass die Infl ationsrate Ende der 1920er 
Jahre sehr niedrig wurde und auch die Rohstoffpreise de-
fl ationäre Entwicklungen zeigten.

Als die Aktienblase 1929 platzte und eine Vermögensmarkt-
defl ation einsetzte, kam es zur Krise. Im Kampf dagegen 
wurden allerdings massive Fehler begangen, sodass es zur 
Großen Depression und einer rund zehnjährigen Stagnati-
onsphase kam. Das reale BIP von Ende 1929 konnte erst 
1940 in den USA wieder erreicht werden (Ahamed, 2018; 
Dodig und Herr, 2015). Welche Fehler waren es, die aus ei-
ner zyklischen Krise eine Große Depression machten?

1. Auf die Krise wurde fi skalpolitisch nicht reagiert. Im 
Gegenteil wurde zunächst versucht, die öffentlichen 
Haushalte zu konsolidieren. Im Ergebnis blieb der 
staatliche Budgetsaldo bis 1932 in etwa ausgeglichen 
und wurde erst mit dem Beginn der Roosevelt-Regie-
rung im März 1933 negativ. Allerdings blieben die Bud-
getdefi zite moderat und pendelten zwischen maximal 
5,4 % (1934) und 0,1 % (1938) in Relation zum BIP. Erst 
1942, mit dem Einstieg in den Zweiten Weltkrieg, stieg 
das Budgetdefi zit auf 12,7 % und leitete eine langjähri-
ge Wachstumsphase ein.
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2. Die Geldpolitik reagierte inadäquat. Als die Fed ab 
1929 doch versuchte, der Spekulation mit steigenden 
Zinssätzen entgegenzuwirken, war es zu spät. Im Ok-
tober 1929 platzte die Blase, wodurch die Banken auf-
grund der Kreditausfälle in Schwierigkeiten gerieten. 
Die Fed reagierte auf diese Herausforderung in der Tra-
dition von Bagehot (1873), wonach Banken bei Liquidi-
tätsengpässen, nicht aber bei Solvenzkrisen, geholfen 
werden sollte. Selbst für eine Zentralbank ist es in der 
Praxis schwer, zwischen einer Liquiditäts- und einer 
Solvenzkrise zu unterscheiden. Für Bankkund:innen ist 
eine solche Unterscheidung unmöglich. Folgerichtig 
kam es zu Bank Runs. Im Ergebnis brachen zwischen 
1930 und 1933 ca. 9.000 Banken zusammen.

3. Es kam zu einem defl ationären Prozess. Die Nominal-
löhne sanken in den USA nach 1929 um mehr als 20 % 
und trieben den Defl ationsprozess an. Dies verschärf-
te die Finanzmarktkrise entscheidend, da es so zahl-
reichen Schuldner:innen unmöglich wurde, ihren Ver-
pfl ichtungen nachzukommen.

4. Viele Länder kamen ins Trudeln, da sie in den USA 
hoch verschuldet waren. Die US-Kapitalexporte dreh-
ten sich 1928 und machten meist hohen spekulativen 
Kapitalimporten in die USA Platz. Die US-Regierung  
und die Fed versäumten es, die betroffenen Staaten 
mit langfristigen Krediten, kurzfristigen Liquiditätshil-
fen und Exportmöglichkeiten zu stabilisieren. Statt-
dessen erhöhten die USA mit dem Smoot-Hawley-
Zollgesetz 1930 ihre Zölle kräftig. Die USA wollten die 
Weltwirtschaft nicht stabilisieren, und Großbritannien 
war dazu nicht mehr in der Lage (Kindleberger, 1973).

Die Ursachen für die Große Depression und ihre Folgen 
fi nden sich in erster Linie in wirtschaftspolitischen Feh-
lern, die wiederum auf falschen ökonomischen Vorstel-
lungen, spezifi schen Interessen und fehlenden Instituti-
onen basierten. Einige Parallelen zur Konstellation in der 
EWU drängen sich auf.

Wirtschaftspolitische Handlungsfelder in der EWU

Für eine erfolgreiche Wirtschaftspolitik ist das kooperati-
ve Zusammenspiel der drei großen makroökonomischen 
Spieler, der Geld-, der Fiskal- und der Lohnpolitik, not-
wendig. In diesem Bereich weist die EWU strukturelle De-
fi zite auf. Die Fiskalpolitik muss mittelfristig expansiv aus-
gerichtet bleiben. Dies wird allerdings kontrovers und mit 
offenem Ergebnis diskutiert. Eine zu schnelle Sparpolitik 
würde allen Erfahrungen nach in eine längerfristige Stag-
nation, wenn nicht sogar in eine tiefe Krise führen. Jedoch 
ist es in der EWU darüber hinaus dringend erforderlich, 
dass das fi skalische Zentrum der EWU gestärkt wird. 

Angesichts der hohen Staatsverschuldung einiger EWU-
Staaten ist der gemeinsame Wiederaufbauplan von 750 
Mrd. Euro nicht ausreichend.

Vollständig unterbelichtet ist in der wirtschaftspolitischen 
Debatte eine Lohnpolitik, die defl ationäre Entwicklungen 
verhindert. Bereits in der Vergangenheit haben sich die 
Lohnstückkosten in kaum einem Mitgliedstaat funktional 
entwickelt (Heine und Herr, 2021, 71 ff.). Dieser Befund 
spiegelt wider, dass, im Unterschied zu allen anderen 
Währungsräumen der Welt, für die EWU insgesamt keine 
den Arbeitsmarkt stabilisierenden Institutionen und Ins-
trumente existieren. Es gibt keine EWU-weiten Abspra-
chen zwischen den Tarifparteien, es gibt keinen koordi-
nierten Mindestlohn, die nationalstaatlich ausgerichteten 
Gewerkschaften sind unterschiedlich durchsetzungs-
stark und verfolgen divergierende Strategien. Daher ist 
nicht auszuschließen, dass im Verlauf einer hartnäckigen 
Krise der „Lohnanker“ reißt. Um dies zu verhindern, wä-
re zumindest eine koordinierte EWU-Mindestlohnpolitik 
fl ankiert durch gemeinsame arbeitsmarktpolitische Maß-
nahmen wie etwa ein Kurzarbeitergeld oder Programme 
gegen die extreme Jugendarbeitslosigkeit in einigen Mit-
gliedsländern erforderlich.

Die EWU ist des Weiteren schlecht gewappnet, eine in-
terne Finanzmarktkrise mit hohen faulen Krediten, die 
sich in einzelnen Mitgliedsländern konzentrieren, zu be-
kämpfen. Notwendig wäre die Vollendung der Banken-
union mit einer gemeinsamen Einlagensicherung und ei-
nem machtvolleren Abwicklungsgremium, das auf einen 
weitaus größeren Abwicklungsfonds zurückgreifen kann. 
Die für Finanzdienstleistungen zuständige EU-Kommis-
sarin Mairead McGuinness forderte Ende 2020 erneut die 
schon lange auch vom Chef der Europäischen Banken-
aufsicht bei der EZB ins Spiel gebrachten „Bad Banks“: 
Sie sollen, staatlich gestützt, faule Kredite von den Ban-
ken übernehmen und damit deren Bilanzen entlasten 
(The Guardian, 2020). Es ist zu befürchten, dass bei un-
terschiedlich ausgeprägten Finanzmarktkrisen in den ein-
zelnen EWU-Ländern erneut politische Streitigkeiten eine 
schnelle Lösung verhindern.

Angesichts der schwachen konjunkturellen Entwicklung 
betreibt die EZB seit Jahren eine äußerst lockere Geldpo-
litik. Zugleich fi nanziert sie als Kollateralschaden Speku-
lationen auf den Aktien- und Immobilienmärkten. Ihr feh-
len die geeigneten Instrumente einer direkten Bekämp-
fung auch von offensichtlichen Vermögensblasen. Bisher 
konnte die EZB das Politikversagen der anderen Makro-
bereiche im Wesentlichen kompensieren, wenn auch auf 
Kosten steigender Kollateralschäden. Sie wird auch künf-
tig öffentliche Haushalte indirekt günstig fi nanzieren müs-
sen und das Finanzsystem bei Liquiditäts- und sogar Sol-
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venzproblemen unterstützen, auch auf die Gefahr hin, da-
mit sogenannte Zombie-Banken oder Zombie-Unterneh-
men zeitweilig am Leben zu erhalten. Anderenfalls würde 
sie den Bestand der EWU aufs Spiel setzen. Die Grenze 
einer solchen Geldpolitik wäre dann erreicht, wenn, aus 
welchen Gründen auch immer, das Vertrauen in den Eu-
ro zusammenbrechen und es zu Kapitalfl ucht, massiver 
Abwertung und dadurch zu Infl ation kommen würde. Da 
allerdings die USA eine ähnliche Politik verfolgen und es 
zum Euro kaum eine Alternative gibt, ist ein solches Sze-
nario in absehbarer Zeit höchst unwahrscheinlich. Aus 
politischen Gründen könnte jedoch die beschriebene Po-
litik der EZB in schwieriges Fahrwasser gelangen.

Schließlich sollten die Verschuldungsquoten strukturell 
begrenzt werden. Möglichkeiten werden seit langer Zeit 
folgenlos diskutiert. So könnten eine korrigierte Einkom-
mens- und Vermögensverteilung oder höhere, progressi-
ve Steuereinnahmen die Verschuldung bei den Haushal-
ten und dem Staat begrenzen. Eine langfristige Strategie, 
in der die EZB allein die Last der Krisenbekämpfung zu 
tragen hätte, wäre unbefriedigend und gefährlich.
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Im internationalen Vergleich nimmt Deutschland bei der Di-
gitalisierung des Gesundheitswesens keinen Spitzenplatz 
ein. Verbesserungsbedarf gibt es insbesondere bei infor-
mationstechnischen, organisatorischen und rechtlichen 
Aspekten in Bezug auf eine effi ziente Versorgung sowie 
eine fl ächendeckende Implementierung des medizinischen 
Fortschritts. Ein Grund mag in der komplexen Struktur des 
deutschen Gesundheitswesens liegen. Das Prinzip der 
Selbstverwaltung, die Vielzahl der Träger stationärer und 
ambulanter Leistungen sowie der Föderalismus sorgen 
für eine Verfl echtung der Verantwortlichkeiten, die oftmals 
nur schwer zu durchschauen ist und Innovationen, z. B. 
den Markteintritt digitaler Produkte, erschweren kann. Ein 
weiterer Grund liegt in der starken Regulierung dieses Be-
reichs, die sich zum einen aus verschiedenen Marktversa-
genstatbeständen ableitet, zum anderen aus einem derzeit 
sehr rigiden Verständnis von Datenschutz.

Patientenwohl als Ziel der Digitalisierung

Da das Ziel einer jeglichen Maßnahme oder Neuerung 
im Gesundheitswesen stets das Patientenwohl ist, muss 

sich auch die Digitalisierung im Gesundheitswesen an 
diesem Maßstab messen lassen. Die Corona-Krise ver-
deutlicht, dass ihr eine Schlüsselrolle beim Erhalt des Pa-
tientenwohls, also beim optimalen Schutz von Leben und 
Gesundheit, zukommt. Beispiele hierfür wären Patienten-
wohlsteigerungen aufgrund einer Realtime-Erfassung der 
gesamten und freien Intensivbetten und Beatmungsplätze 
in Krankenhäusern, die Beschleunigung der Meldewege 
von Infektionsnachweisen und Genesungen an Gesund-
heitsämter und an das Robert Koch-Institut, die Ermittlung 
des Mobilitätsniveaus der Bevölkerung mit anonymisier-
ten Mobiltelefondaten oder die Entwicklung und Nutzung 
einer leistungsfähigeren Corona-Warn-App (SVR Gesund-
heit, 2021, Z 46). Insbesondere bei den letzten beiden 
Punkten prallen verschiedene Normen des menschlichen 
Zusammenlebens aufeinander, nämlich das Recht auf in-
formationelle Selbstbestimmung mit dem Recht auf freie 
Entfaltung der Person. Letzteres wäre in vielen Bereichen 
(Wirtschaft, Bildung, Kultur) gerade durch die Nutzung von 
(beispielsweise Mobilitäts-)Daten eher möglich.

Es gilt bei der Diskussion in Wissenschaft und Politik über 
die Digitalisierung im Gesundheitswesen alle betroffenen 
Normen in den Blick zu nehmen. Um das Patientenwohl zu 
maximieren, muss der Datenschutz neu gedacht werden. Er 
steht nicht isoliert, sondern muss mit dem Schutz von Leben 
und Gesundheit abgewogen werden. Informationelle Selbst-
bestimmung enthält nicht nur das Recht, dass die eigenen 
Daten geschützt werden, sondern ebenso, dass diese Daten 
zum eigenen Nutzen erhoben und verwendet werden dürfen. 
Statt Datenschutz sollte deshalb im Gesundheitssystem die 
Datensicherheit – mit harten strafrechtlichen Sanktionen im 
Falle eines Missbrauchs – zur Norm werden. Datensicher-
heit sieht eine sichere Nutzung von Gesundheitsdaten zur 
besseren Versorgung und Forschung vor. Damit kann das 
Wohl des Patienten unmittelbar steigen. Darüber hinaus ist 
zu diskutieren, inwiefern es in einer Gesellschaft zur Verant-
wortung jedes Individuums gehört, mit anderen solidarisch zu 
sein, indem es seine Gesundheitsdaten teilt. In einem – wie in 
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Deutschland – solidarisch fi nanzierten Gesundheitssystem, 
kann es geboten sein, seine (unter starken Schutzgarantien 
pseudonymisiert auswertbaren) Gesundheitsdaten, etwa für 
kostenintensive Krebsbehandlungen, zur wissenschaftlichen 
Auswertung zur Verfügung zu stellen. Der Sachverständigen-
rat zur Begutachtung der Entwicklung im Gesundheitswesen 
meint: Daten teilen, heißt besser heilen.

Der Gesundheitsmarkt ist kein vollkommener Markt. In-
folge des Konsums von Gesundheitsleistungen entstehen 
externe Effekte. Beispielsweise schützt eine SARS-CoV-
2-Schutzimpung nicht nur den Impfl ing vor einer Erkran-
kung, sondern vermindert auch das Ansteckungsrisiko 
anderer. Es handelt sich somit um einen positiven externen 
Effekt. Darüber hinaus bestehen Informationsasymmet-
rien zwischen Angehörigen von Gesundheitsberufen und 
Patient:innen sowie zwischen beiden Gruppen und den 
Krankenversicherungen. Ferner erfolgt häufi g eine Unter-
schätzung des Umfangs künftiger Erkrankungen, das Kon-
sumentenverhalten ist also zeit inkonsistent (Oberender und 
Zerth, 2010). Schließlich herrscht auf Gesundheitsmärkten 
keine vollkommene Information. Transparenz von Qualität 
und Preisen ist vielfach nur rudimentär oder gar nicht vor-
handen (Breyer, Zweifel und Kifman, 2013). Die Marktversa-
genstatbestände führen zu einer starken Regulierung des 
Gesundheitsmarkts und damit häufi g zu einem Hemmnis 
bei der Implementierung innovativer digitaler Produkte in 
der Versorgung. Um die Potenziale der Digitalisierung in der 
Versorgung nutzen zu können, sollten „Innovationsoffenheit 
und die Bereitschaft zur regulatorischen Nachsteuerung“ 
die leitenden Prinzipien sein (SVR Wirtschaft, 2018).

Besonderheiten digitaler Gesundheitsprodukte

Betrachtet man nicht den gesamten Gesundheitsmarkt, 
sondern spezielle Produkte, nämlich digitale Gesundheits-
produkte, weisen diese weitere Merkmale auf, die ein Markt-
versagen begründen können. Bei Entwicklung und Erstpro-
duktion fallen häufi g hohe Fixkosten an, bei Reproduktion 
und Vertrieb hingegen nur geringe, gegen null tendierende, 
variable Kosten (Urbach, 2017). Diese Kostenstruktur kann 
zu Skaleneffekten führen und damit das Entstehen natür-
licher Monopole begünstigen. Verstärkt werden kann die 
Entwicklung hin zu natürlichen Monopolen durch eine hohe 
Intransparenz der Güterqualität. Vor dem Erwerb eines digi-
talen Gutes fällt es potenziellen Nutzer:innen häufi g schwer, 
den Nutzen des Gutes bzw. der Anwendung zu beurteilen. 
Anders als bei vielen anderen Gütern wird der Nutzen bei 
digitalen Gütern auch durch die Zahl der Anwender (direkte 
Netzwerkeffekte) und das Vorhandensein von Komplemen-
tärangeboten (indirekte Netzwerkeffekte) bestimmt. Nutzen 
viele Individuen eine bestimmte Plattform, steigt die Wahr-
scheinlichkeit, dass darunter auch zahlreiche Leistungser-
bringer des Gesundheitssystems sind. Dadurch erhöht sich 

die Attraktivität der Nutzung dieser Plattform für den einzel-
nen Patienten, weil er erwarten kann, dass die Kommunika-
tion und Koordination zwischen seinen Leistungserbringern 
und mit ihm leichter stattfi nden kann (direkte Netzwerkef-
fekte: Frohmann, 2018).

Indirekte Netzwerkeffekte entstehen, sofern der Kauf eines 
digitalen Basisgutes (z. B. einer App zum Fruchtbarkeits-
Tracking) durch das Angebot eines Komplementärgutes (z. B. 
Basalthermometer mit Bluetooth zur automatischen Über-
mittlung der Werte an die App) den Nutzen der entsprechen-
den Person erhöht. Für Unternehmen ist es oft attraktiver, ein 
Produktbündel zu produzieren, da sich Verbundvorteile erge-
ben können (Kommission Wettbewerbsrecht 4.0, 2019), und 
die Kundin die Kaufentscheidung zum Basisprodukt sofort 
(Upsell) oder später (etwa per In-App-Kauf) erweitern kann 
(SVR Gesundheit, 2021, Z 94). Ein Problem ist die häufi g feh-
lende Interoperabilität von Produkten verschiedener Anbie-
ter. Hohe Wechselkosten entstehen somit bei einem Anbie-
terwechsel, der deshalb trotz Qualitätsverschlechterungen 
oder Preissteigerungen eher unterbleibt. Dieses Phänomen 
bezeichnet man als Lock-in-Effekt (Urbach, 2017).

Ende 2020 gab es in den großen App Stores „Google Play“ 
und „App Store“ gut 90.000 Apps mit Gesundheitsbezug 
(Statista 2020a, 2020b). Trotz dieses reichhaltigen Ange-
bots und großen Nutzenpotenzials sind sie bisher kaum in 
den ersten Gesundheitsmarkt, d. h. in den Erstattungspro-
zess der Gesetzlichen Krankenkassen, integriert. Auch im 
zweiten Gesundheitsmarkt, der alle privat fi nanzierten Ge-
sundheitsprodukte und -dienstleistungen umfasst, spielen 
Gesundheits-Apps bisher keine große Rolle. In Deutschland 
nutzen sie lediglich 26 % der Bevölkerung regelmäßig (SVR 
Gesundheit, 2021, Z 323). Als Schlüsselelemente, um das 
Potenzial von Digitalen Gesundheitsanwendungen (DiGa) 
zu erschließen, gelten die Ermittlung ihrer tatsächlichen Ef-
fekte (Nutzenpotenzial) sowie ein anreizkompatibler Erstat-
tungsprozess. Für eine gesundheitsökonomische Evaluation 
von DiGa könnte die Kosten-Nutzwert-Analyse (cost-utility 
analysis) herangezogen werden, die bei der Bewertung Le-
bensqualitäts- und Mortalitätseffekte in einer Größe (häufi g 
quality-adjusted life years, QALY) ausdrückt und berücksich-
tigt. So wären Vergleiche verschiedener Interventionen/Apps 
über unterschiedliche Krankheitsbilder hinweg möglich. Der 
Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) lehnt diese interna-
tional durchaus verbreitete Evaluationsform, vor allem die 
Verwendung von QALY, derzeit ab, weil sie als Vorbereitung 
für eine Rationierung anhand eines Schwellenwerts für ein 
gerade noch akzeptables Kosten-Nutzen-Verhältnis gese-
hen wird (SVR Gesundheit, 2021, Z 387).

Die Preise für DiGa bilden sich auf dem zweiten (d. h. privaten) 
Gesundheitsmarkt für Selbstzahlende ganz klassisch wie auf 
anderen Märkten für digitale Produkte. Dabei kann es zum 
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Angebot von Produktbündeln, aber auch zur Weiterverarbei-
tung personenspezifi scher Daten als zusätzlicher Einnahme-
quelle kommen (Urbach, 2017). Im ersten Gesundheitsmarkt 
besteht die Herausforderung darin, Preise zu fi nden, die ei-
nerseits das solidarisch fi nanzierte Gesundheitssystem nicht 
überfordern und andererseits für den Anbieter ausreichende 
Anreize bieten, in die Entwicklung und Verbesserung von Di-
Ga zu investieren. Derzeit gibt es neben einem festen Stück-
preis die Möglichkeit, erfolgsabhängige Preisbestandteile zu 
gewähren (§ 134 Abs. 1 Satz 3 SGB V). Bei einer App zum 
Selbstmanagement bei einer chronischen Erkrankung könn-
ten diese z. B. anhand der regelmäßigen Verwendung der 
App und damit der steigenden Wahrscheinlichkeit auf einen 
Therapieerfolg bemessen werden.

Die fehlende Interoperabilität innerhalb und zwischen Be-
triebssystemen und der damit einhergehende potenzielle 
Lock-in-Effekt sind derzeit fester Bestandteil des Geschäfts-
modells der großen Internetplattformen bei DiGa. Solange der 
Vertrieb von Apps über die beiden großen Plattformen erfolgt, 
können diese ihre ohnehin vorhandene Marktmacht durch ih-
re Torwächter- und Regelsetzungsfunktion weiter ausbauen. 
Es gilt, den Wettbewerb in diesem Bereich zu sichern. Mit der 
Möglichkeit, hinsichtlich technischer Qualität gesicherte Ge-
sundheits-Apps direkt über das Nationale Gesundheitspor-
tal herunterladen zu können, wäre ein erster Schritt in diese 
Richtung getan (SVR Gesundheit, 2021, Z 158).

Die elektronische Patientenakte (ePa)

Wie viele lebensrettende Hinweise hätten digital verfügba-
re Datensätze von Patient:innen in der Corona-Pandemie 
geben können? Wenn ein Abgleich potenzieller Risikofak-
toren wie Übergewicht, Blutgruppe oder Vorerkrankungen 
digital und zeitnah möglich gewesen wäre? Wie viel bes-
ser hätte die medizinische Betreuung von Patient:innen 
mit COVID-19 sein können, wenn telemedizinische Unter-
stützung fl ächendeckend möglich gewesen wäre? Wie viel 
kontaktärmer und damit pandemieabschwächender wäre 
dies zudem gewesen? (SVR Gesundheit, 2021, Z 45). Ei-
ne elementare Form der ePa gibt es erst seit Januar 2021. 
Deshalb lagen diese Daten weder beim Ausbruch der 
Corona-Pandemie vor, noch liegen sie jetzt vor. Bei der 
momentan vorgesehenen Gestaltung der ePa werden sie 
auch noch lange nicht, vermutlich nie, vorliegen.

Bei einer ePa kann durch den zeitnahen und ortsunabhän-
gigen Zugang zu strukturierten und konsistenten medizi-
nischen Informationen eine bedarfsgerechte Versorgung 
erfolgen. Der SVR Gesundheit empfi ehlt, eine ePa für jede 
Person mit Geburt oder Zuzug einzurichten und damit zu-
gleich den Zugriff auf ePa-Daten für behandelnde Leistungs-
erbringer zu ermöglichen. Jeder Person soll freistehen, der 
Einrichtung oder dieser Art von Zugriff zu widersprechen 

(Opt-out-Verfahren). Dies ist ein im internationalen Vergleich 
übliches Verfahren (vgl. Tabelle 1). Zudem sollte der oder die 
Versicherte entscheiden können, einzelne Inhalte der ePa 
für einzelne Leistungserbringer zu „verschatten“, sie also 
nicht zugänglich zu machen (SVR Gesundheit, 2021, Z 293).

Für den Erfolg der ePa in Deutschland wird von entschei-
dender Bedeutung sein, wie viele Personen sie nutzen. Nur 
bei einer hinreichend großen Zahl von Nutzer:innen lohnen 
sich zum einen Investitionen der Leistungserbringer in eine 
leistungsstarke Internetverbindung (z. B. um Röntgenbilder 
in der ePa abrufen zu können) sowie in sichere und effi ziente 
Hard- und Software. Zum anderen werden sie nur dann rou-
tiniert mit der ePa umgehen. Die in Deutschland derzeit vor-
gesehene ePa erfordert separate und wiederholte Zustim-
mungen für Einrichtung, Zugriff zur Befüllung bzw. zur Ein-
sichtnahme sowie für die Nutzung der Daten zu Forschungs-
zwecken (mehrfaches Opt-in-Verfahren). Zu befürchten ist, 
dass aufgrund dieses großen und wiederholt auftretenden 
Aufwands, die Chancen und Potenziale der ePa von zu weni-
gen genutzt werden (SVR Gesundheit, 2021, Z 294).

Finanzierung der Digitalisierung

Die Gesundheitsausgaben in Deutschland betrugen 2018 
rund 12 % des Bruttoinlandsprodukts (391 Mrd. Euro), wo-
von jedoch nur 2 % (7 Mrd. Euro) auf Investitionen (auch 
für Digitalisierung) entfi elen (Destatis, 2020a). Knapp 60 % 
der Ausgaben trug die gesetzliche Krankenversicherung 
(GKV), 13 % die privaten Haushalte und private Organisa-
tionen ohne Erwerbszweck, gefolgt von der Pfl egeversi-
cherung mit 10 % und der Privaten Krankenversicherung 
mit 8,5 %. Auf die öffentlichen Haushalte entfi elen 4 % der 
Ausgaben (Destatis, 2020b). Die fi nanziellen Auswirkun-
gen der Digitalisierung im Gesundheitswesen sind derzeit 
praktisch nicht abschätzbar. Digitalisierung führt erst ein-
mal zu hohen zusätzlichen Ausgaben in Infrastruktur und 
Kompetenzaneignung, später zu Einsparungen z. B. infolge 
wegfallender Doppeluntersuchungen und zielgerichteter 
Behandlung. Inwiefern die zusätzlichen Ausgaben die zu 
erwartenden Einsparungen übersteigen ist offen. Im regu-
lierten deutschen Gesundheitssystem werden Investitio-
nen in Digitalisierungsprojekte sowie die Finanzierung der 
laufenden Kosten von informationstechnischen Systemen 
zum Großteil mit den bestehenden Finanzierungsinstru-
menten getätigt. Dazu zählen die Beitragsmittel der GKV, 
Steuermittel von Bund und Ländern (teilweise kofi nan-
ziert durch die EU) sowie Investitionen Privater im statio-
nären und ambulanten Bereich (SVR Gesundheit, 2021, Z 
145). Mit dem Krankenhauszukunftsfonds stellt der Bund 
beispielsweise für 2021 bis 2023 insgesamt 3 Mrd. Euro 
zur Verfügung, die explizit für die Förderung der digitalen 
Ausstattung der Krankenhäuser vorgesehen sind und mit 
zusätzlich 1,3 Mrd. Euro von den Ländern kofi nanziert wer-
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den sollen. Die GKV fi nanziert etwa einen Teil der Digita-
lisierung im ambulanten Bereich durch pauschale Erstat-
tungsbeträge für Hardwareinvestitionen und Softwareleis-
tungen. Ebenso wenig wie die insgesamt durch die GKV 
zu tragenden Kosten der Digitalisierung im Gesundheits-
wesen sind die gesamtwirtschaftlichen Kosten derselben 
abzuschätzen. Fragen nach Kosten-Nutzen-Abwägungen/
Analysen vor Einführung bestimmter digitaler Elemente 
werden de facto nicht gestellt.

Gerade aufgrund dieser komplexen Gemengelage ist es 
wichtig, eine effi ziente, anreizkonforme und transparen-
te Finanzierung sicherzustellen. Bei der Finanzierung im 
stationären Sektor sollte darauf geachtet werden, die Di-
gitalisierung zu fördern, ohne dabei ineffi ziente Kranken-
hausstrukturen zu festigen. Das kann geschehen, indem 
die z. B. durch den Krankenhauszukunftsfonds fi nanzierten 
Investitionen an Strukturveränderungen geknüpft werden. 
Langfristig bietet sich eine Übernahme der Investitionskos-
ten im Digitalisierungsbereich in die Regelfi nanzierung an, 
vorzugsweise parallel zu einem Übergang zu einer monis-
tischen Krankenhausfi nanzierung (SVR Gesundheit, 2018).

Ökologische und soziale Nachhaltigkeit

Für eine effektive Digitalisierung des Gesundheitswesens 
ist eine vermehrte Datenerzeugung und -speicherung un-
abdingbar. Damit geht ein erhöhter Strombedarf zum Be-
trieb einer größeren Zahl technischer Geräte einher, der – je 
nach Energieerzeugungsmethode – zu einem vermehrten 
Schadstoffausstoß führen kann. Ferner wird es einen ge-
steigerten Bedarf an Rohstoffen wie Lithium oder Seltenen 
Erden geben, der eine Übernutzung dieser sowie Gesund-

heitsschäden beim Abbau verursachen kann. Standards 
für menschenwürdige Arbeitsbedingungen entlang der Lie-
ferkette sowie für Energieeffi zienz, Recyclingvorgaben und 
Langlebigkeitsanreize für Produkte können politische Maß-
nahmen sein, um dem Ziel der ökologischen Nachhaltig-
keit näherzukommen. Sofern sich diese Maßnahmen nicht 
kostenneutral umsetzen lassen, müssten höhere Kosten in 
Kauf genommen werden (SVR Gesundheit, 2021, Z 159).

Gleichzeitig gilt es, soziale Nachhaltigkeit zu erreichen, 
d. h. in diesem Zusammenhang gesundheitliche Ungleich-
heiten in Bezug auf den Gesundheitszustand und die Ge-
sundheitsversorgung, die aufgrund sozioökonomischer 
Charakteristika vorherrschen, zu mindern. Bestimmte 
Personengruppen partizipieren weniger am digitalen Wan-
del und profi tieren folglich weniger von neuen digitalen 
Versorgungsmöglichkeiten. So haben Alter, Geschlecht, 
Bildungsstand und fi nanzielle Ressourcen ebenso einen 
Einfl uss auf die Inanspruchnahme digitaler Gesundheits-
technologien (Azzopardi-Muscat und Sorensen, 2019) 
wie geografi sche Ungleichheit infolge variierender Infra-
struktur. Vergleicht man die Datenübertragungsraten in 
Deutschland, so ergeben sich sowohl Unterschiede zwi-
schen west- und ostdeutschen Bundesländern als auch 
zwischen städtischen und ländlichen Gebieten und zwar 
sowohl für die privaten Zugänge als auch für die Zugänge 
der stationären Versorgung. Infrastrukturelle Unterschiede 
zeigen sich auch hinsichtlich sozioökonomischer Merk-
male. So sinkt die Verfügbarkeit über ein Smartphone so-
wie die Nutzung eines Computers mit dem Alter, vor al-
lem ab 65 Jahren (SVR Gesundheit, 2021, Z 90, Z 92). Die 
Sicherstellung eines fl ächendeckenden Zugangs zu einer 
leistungsfähigen Breitbandstruktur und zur notwendigen 

Tabelle 1
Einwilligungsverfahren zur Nutzung elektronischer Patientenakten (ePA) in sechs ausgewählten Ländern

Anmerkungen: 1  Das Einwilligungsverfahren zur ePA wird in drei Kategorien unterteilt: Standard: Jede Person erhält eine ePA, in der die Dienstleister 
des Gesundheitswesens die medizinischen Informationen einspeisen. Opt-out: Jede Person erhält ebenfalls eine ePA, in der die Dienstleister des Ge-
sundheitswesens die medizinischen Informationen einspeisen. Allerdings besteht die Möglichkeit für Patient:innen, der Einrichtung und der Führung einer 
solchen Akte zu widersprechen. Bezogen auf die Einsichtnahme haben Patient:innen die Möglichkeit, auf Dokumenten-Ebene (feingranular) oder bezogen 
auf Leistungserbringer der Einsichtnahme durch Behandelnde zu widersprechen. Opt-in: Jede Person erhält eine ePA, wenn sie aktiv zustimmt. Bezogen 
auf die Einsichtnahme müssen Patient:innen bei einem Opt-in-Verfahren erst ihre Einwilligung zur ePA-Einsicht erteilen. 2  LE: Leistungserbringende.

Quelle: eigene Darstellung des SVR Gesundheit (2021, 104, 99).

Dänemark England Estland Österreich Schweden Spanien
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Hard- und Software für alle Bevölkerungsgruppen und 
Leistungserbringer ist somit unabdingbar.

Ebenso hängt die Bereitschaft, zukünftig eine ePa zu nut-
zen, signifi kant vom Geschlecht und Bildungsstand ab. 
Derzeit nutzen jüngere Männer mit höherem Bildungsstand 
eine elektronische Gesundheitsakte häufi ger als Frauen, 
ältere Menschen oder solche mit mittlerem oder niedrigem 
Bildungsstand. Ähnliche Beobachtungen liegen für die Nut-
zung von Gesundheits-Apps vor, die von jüngeren Men-
schen mit höherer Bildung öfter genutzt werden (Cornejo 
Müller et al., 2020). Gerade diese Menschen bewerten auch 
den Nutzen von Gesundheits-Apps höher, was die Ungleich-
heit der Nutzung und des daraus resultierenden Nutzens 
künftig noch verstärken könnte (SVR Gesundheit, 2021, Z 
623). Vor diesem Hintergrund begrüßt der SVR Gesundheit 
die im Nationalen Aktionsplan Gesundheitskompetenz dar-
gelegten strukturellen und programmatischen Förderungs-
maßnahmen, um die entsprechende Kompetenz nicht nur 
bei den Bürger:innen, sondern auch bei den Angehörigen 
der Heilberufe zu festigen und zu erhöhen. Darüber hinaus 
sollte ein besonderes Augenmerk auf die gezielte Förderung 
benachteiligter Bevölkerungsgruppen angestrebt werden.

Fazit

Die Digitalisierung kann die Gesundheitsversorgung ver-
bessern und das Patientenwohl steigern. Um diese Ziele 
zu erreichen, müssen die notwendigen infrastrukturellen 
und ökonomischen Rahmenbedingungen geschaffen 
werden. Dazu zählen unter anderem der Ausbau des Glas-
fasernetzes, die zeitnahe Implementierung der nötigen 
Hard- und Software (z. B. bei der Telematik), eine verbind-
liche und international anschlussfähige Inter operabilität 
(z. B. bei der ePa) sowie die Sicherung des Wettbewerbs 
trotz der Besonderheiten des Gesundheitsmarkts und 
der -produkte. Mit der Digitalisierung geht die Generie-
rung von Daten einher, deren verantwortungsvolle Aus-
wertung zu Forschungszwecken den Nutzen der heutigen 
und künftigen Patient:innen steigern kann. Um die Bereit-
schaft der Menschen, ihre Daten zu Forschungszwecken 
zur Verfügung zu stellen, und ihr Vertrauen beispielsweise 
in die ePa zu steigern, müssen höchste Anforderungen 
an Daten- und Informationssicherheit sämtlicher digitaler 

Technologien im Gesundheitswesen gelten. Statt Daten-
schutz sollte somit Datensicherheit zur Norm werden. Im 
Sinne einer sozialen Nachhaltigkeit gilt es, Ungleichheit 
aufgrund sozioökonomischer Charakteristika zu mindern. 
Dafür ist die Förderung der digitalen Gesundheitskompe-
tenz der gesamten Bevölkerung ebenso notwendig wie die 
gezielte Unterstützung benachteiligter sozialer Gruppen. 
Schließlich fordert der SVR Gesundheit, die Digitalisierung 
des Gesundheitswesens in eine umfassende Nachhaltig-
keitsstrategie einzubetten (SVR Gesundheit 2021, Z 30).
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Klaus-Heiner Röhl, Barbara Engels

Mehr Kooperation von Start-ups und Mittelstand 
als Chance für Digitalisierung und Innovationen
Die Corona-Krise hat die Defi zite Deutschlands in der Digitalisierung von Wirtschaft und 
Gesellschaft schlagartig offengelegt. Die Zusammenarbeit von etabliertem Mittelstand und 
innovativen Start-ups – oft mit digitalen Geschäftsmodellen – bietet dabei große Chancen 
für die Beteiligten und die Wirtschaft insgesamt. Auch könnte das demografi ebedingt 
nachlassende Wachstums potenzial der deutschen Wirtschaft steigen.

DOI: 10.1007/s10273-021-2922-5

Deutschland ist bislang kein Pionier bei der Entwicklung 
der Digitalwirtschaft und dem Einsatz künstlicher Intelli-
genz (KI); besonders der Mittelstand setzt digitale Tech-
nologien eher verhalten ein (Büchel et al., 2020). Die Digi-
talisierung des Mittelstands könnte durch Kooperationen 
mit digitalen Start-ups einen Schub erhalten (Defi nitionen 
vgl. Kasten 1); neue Geschäftsmodelle und Produkte kön-
nen gemeinsam entwickelt werden. Anhand verfügbarer 
Studien wurde der Stand der Kooperationsbeziehungen 
untersucht,1 und basierend auf Expert:inneninterviews 
werden Potenziale zur Stärkung der Beziehungen zwi-
schen etabliertem Mittelstand und der wachsenden Start-
up-Szene aufgezeigt.

In den letzten Jahren haben Start-ups nicht nur digitale 
Geschäftsmodelle, etwa in der Plattformökonomie (De-
mary und Rusche, 2018), entwickelt, sondern auch zu-
nehmend an digitalen Lösungen für bestehende Modelle 
gearbeitet. Dabei besitzt die Digitalisierung zahlreiche Fa-
cetten, die in komplexer Art miteinander verwoben sind:

• die weitere Automatisierung der Produktion,
• die Digitalisierung von Schnittstellen zu anderen Unter-

nehmen in der Wertschöpfungskette,
• die Nutzung digitaler Technologien, um etablierte Ge-

schäftsmodelle weiterzuentwickeln, und
• die Entwicklung vollkommen neuer, disruptiver digita-

ler Geschäftsmodelle.

Trotz der wachsenden deutschen Start-up-Szene und ihrer 
Ausdehnung über die beiden langjährigen Cluster in Berlin 
und München hinaus werden die Möglichkeiten, die sich 

© Der/die Autor:in(nen) 2021. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

 Open Access wird durch die ZBW – Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft gefördert.

1 Basierend auf Engels und Röhl (2019) sowie Röhl und Engels (2020).

aus der Kooperation etablierter Firmen besonders im Mittel-
stand mit Start-ups ergeben, bislang nicht voll ausgenutzt.

Vorteile und Potenziale der Kooperation

Viele der Potenziale, die neue Technologien und Ge-
schäftsmodelle sowie Digitalisierung bieten, ergeben sich 
aus der Kooperation mit anderen Unternehmen, oft bran-
chenübergreifend. Digitale Start-ups bieten technologi-
sches Know-how oder Geschäftsmodelle, die für kleine 
und mittlere Unternehmen (KMU) besonders interessant 
sein können. Den Kapazitäten von KMU, Digitalkompe-
tenzen zu entwickeln, sind engere Grenzen gesetzt als es 
bei Großunternehmen der Fall ist. Durch die Digitalisie-
rung der Wertschöpfungsketten im Rahmen der Industrie 
4.0 verschwimmen die Grenzen zwischen traditioneller 
Industrie und Dienstleistungen. Viele Start-ups agieren in 
diesem Grenzbereich. Durch Kooperationen können eta-
blierte Firmen von der Disruption, die von Start-ups aus-
geht, profi tieren.

Kooperationen und die Einbindung in Unternehmensnetz-
werke bieten Vorteile für Produktion, Beschaffung und 
Vertrieb sowie für Innovationsprojekte. Innovative Unter-
nehmen pfl egen enge Beziehungen zu ihren Lieferanten 
und Kunden, aber auch zu Wettbewerbern, um die Ent-
wicklung neuer Produkte und Prozesse zu beschleunigen 
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Abbildung 1
Potenzielle Probleme in der Zusammenarbeit mit 
Start-ups aus Sicht der Familienunternehmen
N = 213, Mehrfachantworten möglich

Quellen: Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) und Institut für 
Mittelstandsforschung Bonn (IfM) (2018, 7).

(Fritsch et al, 2020). Durch die Nutzung des im Netzwerk 
vorhandenen Know-hows gelingt es KMU, ihre Kompe-
tenzen zu erweitern. Die Kenntnis des Partners und das 
Vertrauen in seine Fähigkeiten sind zentral für stabile 
Netzwerke. Dies ist einer der Gründe, warum trotz der 
Verbreitung digitaler Plattformen klassische Netzwerke 
und persönliche Kontakte bei der Anbahnung von Koope-
rationen zwischen Start-ups und KMU wichtig bleiben. 
Oft fi ndet die Kooperation in regionalen Clustern oder in-
novativen Milieus statt (Lichtblau et al., 2005; Röhl, 2019).

Etablierte Mittelständler und Start-ups haben unter-
schiedliche Kompetenzprofi le, die sich gegenseitig er-
gänzen können. Start-ups können neue Ideen leichter am 
Markt testen, während etablierte Firmen mit langjährigem 
Kundenstamm vorsichtiger agieren müssen. Bei der Im-
plementierung neuer Technologien können KMU das di-
gitale Know-how von Start-ups einbinden. Zudem kann 
der Mangel an qualifi ziertem Personal (Anger et al., 2018) 
durch Kooperationen zum Teil kompensiert werden. Eng 
verbunden mit der Nutzung komplementärer Fähigkeiten 
ist der Zugang zu neuen Technologien und (Online-)Märk-

ten bzw. Plattformen, den KMU durch die Kooperation mit 
Start-ups gewinnen können (Leitner et al., 2019). Im Ge-
genzug erhalten die Start-ups Zugang zu Netzwerken ihrer 
Partner und oft auch zu Kapital, das sie zur weiteren Ex-
pansion benötigen.

Innovationen sind eine Voraussetzung für den Erhalt der 
Wettbewerbsfähigkeit. Dies gilt besonders für industrielle 
Mittelständler, die im internationalen Wettbewerb stehen. 
Studien zeigen aber, dass sich die Innovationsausgaben 
der Wirtschaft zunehmend auf Großunternehmen ab 1.000 
Beschäftigten konzentrieren, während der Anteil kontinu-
ierlich innovierender KMU sinkt (Behrens et al., 2017).

Mittelstand und Start-ups: unterschiedliche Welten?

Zu den Hürden gehören kulturelle Unterschiede, die sich 
aus der unterschiedlichen Geschäfts-, Markt- und Perso-
nalsituation sowie Entwicklungsstadien ergeben (Leitner 
et al., 2019). Der „Cultural Fit“ zwischen etablierten KMU 
und Start-ups scheint oft schlecht zu sein (Deloitte, 2017). 
In der Befragung des BDI-Familienunternehmenspanels 
(Bundesverband der Deutschen Industrie [BDI] und Ins-
titut für Mittelstandsforschung Bonn [IfM], 2018) gab fast 
ein Drittel der Unternehmen mit Kooperationserfahrung 
an, dass kulturelle Differenzen ein Problem darstellen – 
die mit Abstand häufi gste Angabe (vgl. Abbildung 1).

Der deutsche Mittelstand besteht zu einem großen Teil 
aus Familienunternehmen mit langer Tradition, vor allem in 
der Industrie. Zwischen ihrer Unternehmenskultur und der 
von Start-ups scheint es große Unterschiede zu geben:

Kasten 1
Defi nitionen

In Anlehnung an die international übliche Defi nition be-

zeichnet „Start-up“ junge Unternehmen, die innerhalb der 

vergangenen zehn Jahre gegründet wurden, eine innova-

tive Technologie oder ein neues Geschäftsmodell nutzen 

und ein hohes Wachstum anstreben. 

Der Begriff Mittelstand wird hier weit gefasst. Einge-

schlossen sind sowohl kleine und mittlere Unterneh-

men (KMU) im klassischen Sinne mit weniger als 250 

Mitarbeiter:innen und einem maximalen Umsatz von 50 

Mio. Euro als auch mittelständisch strukturierte Familien-

unternehmen (Institut für Mittelstandsforschung Bonn, 

o. D.), die diese Größengrenzen überschreiten.

Unter Digitalisierung wird der Wandel von einer analogen 

in eine digitale Form verstanden. Er reicht von der Idee, 

dem Auftrag, der Entwicklung und Produktion über die 

Auslieferung und das Recycling eines Produkts bis hin zu 

damit verbundenen Dienstleistungen. Entscheidend ist 

die Verfügbarkeit aller relevanten Informationen in Echtzeit 

durch Vernetzung aller an der Wertschöpfung beteiligten 

Akteur:innen und die Fähigkeit, aus den Daten den opti-

malen Wertschöpfungsfl uss zu generieren (Lichtblau et 

al., 2015). Digitalisierung umfasst zudem die Entwicklung 

und Nutzung digitaler Geschäftsmodelle.

Unterschiedliche Unternehmenskulturen

Schwierigkeiten bei der Definition

Wiederstände im eigenen Unternehmen

Unzuverlässigkeit der Start-ups
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• Familienunternehmen zeichnen sich durch ein hohes 
Maß an Kontinuität in ihren Strukturen und Arbeitswei-
sen aus. Unternehmerische Umsicht ist essenziell, um 
über Jahrzehnte erfolgreich zu sein (Röhl, 2008). Start-
ups hingegen sind auf rasante Entscheidungen und 
Disruption ausgerichtet (Leitner et al., 2019).

• Die Entwicklung vom regional agierenden KMU zum 
global aufgestellten Hidden Champion wird in Familien-
unternehmen vor allem durch einbehaltene Gewinne 
gemeistert, was sich in hohen und bis zur Corona-Kri-
se steigenden Eigenkapitalquoten widerspiegelt (Deut-
sche Bundesbank, 2020). Start-ups hingegen sind auf 
externe Finanzierungsquellen angewiesen.

• Bei etablierten KMU handelt es sich meist um Unterneh-
men, die stark in ihrem regionalen Umfeld verankert sind 
und deren Inhaber-Geschäftsführer:innen eine ähnliche 
Mentalität haben wie die Menschen in ihrer oft ländlichen 
Heimatregion (Kempermann et al., 2020). Im Gegensatz 
dazu sind Start-up-Gründer:innen Digital Natives in ei-
nem urbanen Umfeld (Kollmann et al., 2018).

Mit neuen digitalen Geschäftsmodellen wie KI oder 
Plattformen stoßen Start-ups Disruptionen in der Wirt-
schaft an, wobei ein Scheitern oft als mögliche frühe 
Exit-Option in Betracht gezogen wird: War die Geschäft-
sidee nicht erfolgreich, wird das Start-up liquidiert, um 
mit den gewonnenen Erfahrungen Alternativen zu ver-
folgen (Röhl, 2019, 134; Organisation for Economic Co-
operation and Development [OECD], 2013). Die Unsi-
cherheit über das langfristige Bestehen des potenziellen 
Partners kann für etablierte Mittelständler ein Koopera-
tionshindernis sein. Differenzen in der Unternehmens-
kultur könnten auch aus der Altersstruktur resultieren. 
2013 war mehr als die Hälfte der mittelständischen 
Unternehmer:innen über 50 Jahre alt und ein gutes Fünf-
tel bereits über 60 Jahre alt (KfW Research, 2015). Im 
Gegensatz dazu sind Start-up-Gründer:innen laut Start-
up Monitor im Durchschnitt 36 Jahre alt (Kollmann et al., 
2020). Der Altersunterschied von ca. einer Generation 
kann dazu beitragen, dass sich die Ansichten und Ver-
haltensmuster unterscheiden.

Differenzen im Innovationsverhalten

Ein wichtiger Unterschied im Innovationsverhalten zwi-
schen der Mehrheit der etablierten KMU und Start-ups 
lässt sich unter den Begriffen „inkrementelle Innovation“ 
versus „Disruption durch neue Technologien und Ge-
schäftsmodelle“ fassen. Während grundlegende Innova-
tionen eher zögerlich angegangen werden, konzentrieren 
sich gerade industrielle Mittelständler auf kontinuierliche, 
an den Kundenwünschen orientierte Verbesserungen 

von Produkten und Prozessen (IW Consult und Santiago, 
2015; KfW Research, 2019).2

Das kundenorientierte Innovationsmodell hat zur Export-
stärke der deutschen Industrie beigetragen und ist mit-
verantwortlich dafür, dass es in Deutschland über 1.300 
Hidden Champions gibt (Röhl, 2018). Die langsame Adop-
tion von Industrie-4.0-Technologien und die Schwierigkei-
ten, geeignete Fachkräfte zu fi nden, weisen jedoch auf die 
Grenzen der inkrementellen Innovationsstrategie hin (IW 
Consult, 2018). Um zukünftig im internationalen Wettbe-
werb bestehen zu können, muss die Fähigkeit zu Sprung-
innovationen erhöht werden. Die Folgen der Corona-Krise 
erhöhen den Druck hierzu weiter. Daten zum Innovations-
verhalten deutscher Unternehmen deuten aber in die Ge-
genrichtung; weniger KMU betreiben eigene Forschung 
und Entwicklung. Die rückläufi gen Innovatorenquoten in 
Unternehmen mit bis zu 1.000 Beschäftigten laut ZEW-
Innovationserhebung können als Alarmsignal für die 
Zukunftsfähigkeit der deutschen Industrie und des Wirt-
schaftsstandorts insgesamt gesehen werden (Röhl, 2018). 
Nicht zuletzt deshalb ist eine engere Zusammenarbeit 
zwischen Mittelständlern und innovativen Start-ups ein 
Weg, um digitale Innovationen und die Erschließung neuer 
Geschäftsfelder zu fördern.

Räumliche Differenzen

Eine weitere potenzielle Hürde für die Zusammenarbeit 
zwischen Mittelstand und Start-ups ergibt sich aus ihren 
abweichenden geografi schen Schwerpunkten, besonders 
im Industriesektor. Ein großer Teil der Start-ups ist in Bal-
lungen angesiedelt, wobei Berlin und München als Stand-
orte mit der größten Zahl innovativer Gründungen und 
den höchsten VC-Investitionssummen hervorstechen (EY, 
2021). Der Mittelstand ist gleichmäßiger über das Land ver-
teilt. Industrielle Mittelständler weisen Cluster in süd- und 
westdeutschen Regionen auf, die zum Teil ländlich sind. 
Abbildung 2 zeigt die führenden deutschen Gründerhoch-
burgen und die regionalen Schwerpunkte des industriellen 
Mittelstands. Generell ist der Mittelstand trotz der Cluster 
räumlich weniger konzentriert als die Gründerszene.

München spielt als führender Standort für B2B-Start-ups 
der Hochtechnologie eine zentrale Rolle für die Indu strie 
in Bayern. Positiv hat sich zuletzt auch die Start-up-
Landschaft in Baden-Württemberg, das ebenfalls viele 
industrielle KMU aufweist, entwickelt. Inzwischen gehört 
die Region Stuttgart-Karlsruhe laut Deutschem Startup 
Monitor mit gut 6 % der 2018 verzeichneten Gründun-
gen zu den Top 5 Standorten in Deutschland (Kollmann 

2 Die Rolle von Kundenkooperationen bestätigen auch Auswertungen 
der Befragungswellen 2011 bis 2018 des IW-Zukunftspanels.
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et al., 2018, 23). Berlin als führendes Start-up-Zentrum 
weist einen unterdurchschnittlichen Bestand an mittel-
ständischen Industrieunternehmen auf. Damit fehlt es an 
potenziellen Industriepartnern für die vielen Start-ups der 
Stadt: Allein 2019 wurden 564 neu gegründete Start-ups 
identifi ziert (Institut für Innovation und Technik [IIT], 2020, 
9). Viele Berliner Start-ups sind auf den KI-Bereich spezi-
alisiert (Goecke und Thiele, 2018). Die Hauptstadtregion 
bietet somit ein hohes Potential für Kooperationen in die-
sem zukunftsweisenden Entwicklungsfeld.

In Interviews mit Expert:innen aus KMU, Start-ups und 
Verbänden wurde die hinderliche Wirkung der räumlichen 
Verteilung unterschiedlich bewertet. Die Rolle persön-
licher Kontakte und damit räumlicher Nähe wurde aber 
überwiegend bestätigt. Die anfängliche Konzentration 
der Gründerszene in Berlin wird als eine Voraussetzung 

für eine erfolgreiche Clusterbildung gesehen. In jüngster 
Zeit entstehen immer mehr Gründungen im B2B-Bereich 
an anderen Standorten wie München, Stuttgart, Ham-
burg oder in den Ballungsräumen Nordrhein-Westfalens, 
sodass die räumliche Passung zwischen Start-ups und 
KMU zunimmt.

Kooperationsentwicklung zwischen KMU und Start-
ups: empirische Ergebnisse

Ein steigendes Interesse an Kooperationen zwischen 
Start-ups und KMU lässt sich an der wachsenden Zahl 
von Studien ablesen, die sich mit dem Thema beschäfti-
gen. Etwa ein Drittel der 250 in einer RKW-Studie befrag-
ten KMU (Wallisch, 2018) hat bereits Kooperationserfah-
rungen gesammelt. Während digitale Plattformen bei der 
gezielten Partnersuche helfen können, erhöht räumliche 
Nähe die Wahrscheinlichkeit von Zufallskontakten. Oft 
führen persönliche Empfehlungen zur Kontaktaufnahme, 
nur wenige KMU suchen gezielt nach Start-up-Partnern.3

Laut einer Unternehmensbefragung des Verbands Deut-
scher Maschinen- und Anlagenbau (VDMA und EBS Uni-
versity, 2019) setzen KMU bei der Partnersuche auf be-
stehende Netzwerke: 94 % der Unternehmen beziehen 
Empfehlungen von Kunden, Zulieferern, Partnerunter-
nehmen, Angestellten, Verbänden oder Forschungsein-
richtungen. Somit scheint trotz der digitalen Vernetzung 
räumliche Nähe weiterhin relevant. Dies könnte sich nun 
mit der Einschränkung persönlicher Kontakte im Zuge der 
Corona-Krise ändern.

Um den Status quo von Kooperationen zwischen Start-ups 
und KMU in Deutschland zu analysieren, wurde eine öko-
nometrische Auswertung der Ergebnisse des BDI-Famili-
enunternehmenspanels (BDI und IfM, 2018) durchgeführt 
(Engels und Röhl, 2019). Insgesamt kooperierten 48 % der 
Befragten mit Start-ups, im Durchschnitt mit je vier Part-
nern. Dabei ist die Zusammenarbeit stark größenabhängig: 
Gut 68 % der Unternehmen mit einem Jahresumsatz von 
mehr als 250 Mio. Euro hatten Kooperationen mit Start-
ups, aber nur knapp 43 % der KMU mit einem Umsatz bis 
100 Mio. Euro. Bei den Motiven stehen die Entwicklung 
neuer Technologien (54 %), die Gestaltung der Digitalisie-
rung sowie die Entwicklung von Produkten und Dienstleis-
tungen (je 50 %) vor dem Zugang zu neuen Märkten. 

Mit einer logistischen Regressionsanalyse wurde unter-
sucht, welche Unternehmensmerkmale die Wahrschein-
lichkeit beeinfl ussen, mit einem Start-up zu kooperieren. 
Es wurden zwei Modelle geschätzt. In beiden sind der di-

3 Etwa ein Drittel der in der RKW-Studie befragten Unternehmen gab 
an, dass ihnen aus ihrem Umfeld kein einziges Start-up bekannt sei 
(Wallisch, 2018).

Quelle: T. Kollmann et al. (2020), eigene Erstellung.

Abbildung 2
Räumlicher Schwerpunkt von Start-ups und 
industriellem Mittelstand
Anteile der fünf führenden Gründerzentren an erfassten Gründungen 
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gitale Reifegrad4 des Unternehmens und die Exporttätig-
keit Kontrollvariablen. In Modell I dient auch der Umsatz 
als Kontrollvariable, während in Modell II die Mitarbeiter-
zahl verwendet wird. Die Ergebnisse zeigen, welche Fak-
toren die Wahrscheinlichkeit, dass ein Unternehmen mit 
Start-ups kooperiert, statistisch signifi kant erhöhen:

• Ist es digital reif, verdoppelt sich die Wahrscheinlichkeit.
• In Modell I verdoppelt sich die Wahrscheinlichkeit, 

wenn es international tätig ist.
• In Modell II hat die Internationalität keinen signifi kanten 

Effekt, aber die Mitarbeiterzahl: Ab 500 Angestellten 
steigt die Wahrscheinlichkeit um das 2,3-Fache.

Aufgrund der begrenzten Zahl von Beobachtungen sind 
die Ergebnisse mit Vorsicht zu interpretieren. Trotz dieser 
Einschränkung sind folgende Schlussfolgerungen möglich:

• Digitale Unternehmen sind eher bereit, mit Start-ups 
zu kooperieren, als nicht-digitale. Da Start-ups häufi g 
digital orientiert sind, bestehen in diesem Fall offenbar 
weniger Reibungsverluste.

• Internationale Aktivität und Unternehmensgröße haben 
tendenziell einen positiven Einfl uss auf die Kooperati-
onswahrscheinlichkeit. Größere Unternehmen verfü-
gen offenbar über mehr Ressourcen, um Kooperatio-
nen zu initiieren und zu pfl egen.

Die Zusammenarbeit zwischen KMU und Start-ups kann 
sehr unterschiedlich sein: Kunden-Lieferanten-Beziehun-
gen, Projekt-Kooperationen, Joint Ventures, Inkubator-/
Accelerator-Programme, Minderheitsbeteiligungen und 
Übernahmen. Die Auswertung zeigt, dass die projekt-
bezogene Kooperation mit ca. einem Drittel am häufi gs-
ten ist. Am zweithäufi gsten sind mit knapp einem Viertel 
Kunden-Lieferanten-Beziehungen. Joint Ventures und 
Minderheitsbeteiligungen spielen mit jeweils etwa einem 
Zehntel eine Rolle, während Übernahmen und Inkubator- 
oder Accelerator-Programme mit je etwa 7 % selten sind. 
Größere Firmen sind in allen Kooperationsformen aktiver, 
wobei sich Beteiligungen, Joint Ventures, Übernahmen 
und Inkubator-/Accelerator-Programme auf Familienun-
ternehmen ab 1.000 Mitarbeiter:innen konzentrieren.

Die Entwicklung neuer Technologien wurde signifi kant häu-
fi ger von umsatz- und beschäftigungsstarken Firmen als 
Motiv genannt, die ihre Situation und ihre Exportentwick-
lung positiv einschätzen. Auch Produkt- und Serviceent-
wicklung, Zugang zu neuen Märkten und Digitalisierung 
wurden von großen, erfolgreichen Unternehmen eher als 

4 Ein Unternehmen gilt als digital reif, wenn es die Frage „Wie sehen Sie 
Ihr Unternehmen im Prozess der zunehmenden Digitalisierung aufge-
stellt?“ mit (gut oder sehr gut) beantwortet.

Motiv genannt. Die Bedeutung dieser Zukunftsthemen als 
Kooperationsmotiv wächst. Mehr als 70 % der Unterneh-
men sind mit der Kooperation (sehr) zufrieden, nur 3 % un-
zufrieden. Allerdings sah fast die Hälfte der Firmen mit Ko-
operationserfahrung unterschiedliche Unternehmenskultu-
ren als Problem. Auch aus Start-up-Sicht sind Kooperati-
onen ein Erfolg: Laut Deutschem Startup Monitor sind drei 
Viertel der Start-ups mit dem Erfolg vergangener und aktu-
eller Kooperationen mit etablierten Unternehmen zufrieden, 
nur 7,4 % sind nicht zufrieden (Kollmann et al., 2018).

Fazit und Empfehlungen

Die Zusammenarbeit zwischen Mittelstand und Start-ups 
in Deutschland wird intensiver: Immer mehr etablierte Un-
ternehmen sind in den letzten Jahren Kooperationen mit 
Start-ups eingegangen. Die Auswertung des BDI-Familien-
unternehmenspanels zeigt aber, dass die Kooperation mit 
Start-ups vor allem dann stattfi ndet, wenn die Unternehmen 
digital und an Zukunftsthemen interessiert sind. Etablierte 
Firmen müssen ihre Kultur für Neuerungen öffnen und Start-
ups sollten mehr den persönlichen Kontakt suchen. Auf Ba-
sis der empirischen Auswertungen und Experteninterviews 
lassen sich Empfehlungen für eine stärkere Zusammenar-
beit von etablierten Mittelständlern und Start-ups ableiten:

• Plattformangebote nutzen: Eine wachsende Zahl digi-
taler Kooperationsplattformen hilft bei der Vernetzung 
von Start-ups und KMU. Oft handelt es sich dabei um 
internetbasierte Start-ups, die Nutzergruppen in Kon-
takt bringen. Als Mittler der Vernetzung sind digitale 
Plattformen ein zentrales Geschäftsmodell der Digi-
talisierung (Demary und Rusche, 2018, 8). Trotzdem 
ersetzen digitale Formate nicht den physischen Aus-
tausch, sondern ergänzen und erweitern ihn.

• Auf Netzwerke zurückgreifen: Wie die Interviews ge-
zeigt haben, spielen die bestehenden Netzwerke 
weiterhin eine wichtige Rolle bei der Anbahnung von 
Kontakten. Generell sind Intermediäre mit Kontakten 
sowohl im Bereich etablierter Unternehmen als auch 
in der Gründerszene geeignet, um KMU und Start-ups 
zusammenzubringen.

• Die Grenzen zwischen Industrie und Dienstleistung ver-
schwimmen zunehmend. Industrieunternehmen, z. B. im 
Maschinenbau, sind heute auch Dienstleister, die eine 
zuverlässige Produktion durch Leistungen wie Schulung, 
Maschinenüberwachung, Wartung und Reparatur bieten 
(IW Consult, 2015). Durch die fortschreitende Digitalisie-
rung und die Industrie 4.0 werden die Branchengrenzen 
in Zukunft noch durchlässiger. Folglich sollten sich pro-
duzierende Unternehmen aktiv mit der Digitalisierung 
und neuen serviceorientierten Geschäftsmodellen auf 
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Basis der von ihnen generierten Daten auseinanderset-
zen. Oft können Start-ups hierfür wertvolle Inputs liefern.

• Die Breitbandabdeckung und die Qualität der Mobil-
funknetze wurden in den Interviews als unzureichend 
kritisiert, sie müssen dringend verbessert werden. Die 
gemeinsame Produktentwicklung erfordert z. B. sehr 
hohe Bandbreiten für den Datenaustausch, möglichst 
in Echtzeit. Dies ist in Deutschland selbst in gut ver-
sorgten Regionen nicht gewährleistet, während viele 
ländliche Regionen große Defi zite in ihrer digitalen In-
frastruktur aufweisen (Demary et al., 2019). Bis 2025 
strebt die Bundesregierung eine fl ächendeckende 
Versorgung mit qualitativ hochwertigen Netzen an. Die 
bisher gesetzten Ausbauziele wurden jedoch verfehlt.

Weitere Empfehlungen, die sich aus den Interviews mit 
Expert:innen ergeben, betreffen ein innovations- und ko-
operationsförderndes Umfeld, die Start-up-Ausbildung im 
Studium, bessere öffentliche Finanzierungsinstrumente 
zur Förderung innovativer Gründungen (dieser Punkt wird 
von der Bundesregierung aktuell mit dem „Zukunftsfonds“ 
adressiert), die Stärkung von Forschungskooperationen, 
Bürokratieabbau und schnellere Genehmigungsverfahren 
sowie integrierte Konzepte in der Wirtschaftspolitik, die 
auch die Standortbedingungen in den Blick nehmen.
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Patentdimensionen und die Entwicklung und 
Herstellung von Corona-Impfstoffen
Hoffnungsträger zur Überwindung der Corona-Pandemie sind die potentiellen Impfstoffe. 
Um die Pandemie zu beenden, wäre ein weltweiter Einsatz dieser Impfstoffe nötig. Der knappe 
Impfstoff steht aber nur den reichsten Ländern der Welt zur Verfügung. Bei Innovationen 
wie den Corona-Impfstoffen ist es der Politik jedoch möglich, Patente auf unterschiedliche 
Art und Weise auszugestalten. Dabei macht es einen Unterschied, welche Dimension eines 
Patentsystems verändert wird, wenn die Politik das Ziel verfolgt, Fortschritt mit Hilfe von 
Patenten nicht nur zu fördern, sondern auch weltweit zugänglich zu machen.
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Anfang November 2020 befanden sich etwa 202 potentiel-
le Corona-Impfstoffe in klinischen (47) oder präklinischen 
(155) Studien (WHO, 2020). Trotz der raschen Entwicklung 
erster Vakzine bleibt der Kampf gegen die Pandemie zäh. 
Seit dem Start der Massenimpfungen Ende 2020 sprechen 
Politiker:innen vom Licht am Ende des Tunnels. Allerdings 
handelt es sich um ein Licht, das derzeit nur in den reichen 
Ländern der Erde leuchtet. Zwar betont Entwicklungsmi-
nister Gerd Müller, dass der Impfstoff ein globales Gut sei, 
doch hatten sich Anfang Februar 2021 die reichsten 14 % 
der Weltbevölkerung mehr als die Hälfte der Impfdosen ge-
sichert (WP, 2021). Ende Februar verfügten 130 Länder der 
Welt über keinen Impfstoff (Tagesspiegel, 2021). Die Pan-
demie trifft die gesamte Welt – doch trifft sie die Ärmsten 
schlimmer, zumindest aber länger als die Menschen in den 
Industriestaaten. Dabei sind sich Expert:innen einig, dass 
der Kampf gegen eine globale Pandemie nur gewonnen 
werden kann, wenn sie auch global bekämpft wird und die 
Menschen in allen Ländern zügig geimpft werden. Doch 
sind die zurzeit produzierten Impfstoffe kein globales Gut. 
Ausschlaggebend dafür ist, dass die Rezepte und Verfah-
ren zur Produktion der Impfstoffe patentiert sind. Durch ein 
Patent wird ein Impfstoff zu einem rein privaten Gut.

Durch die Patentierung entsteht ein weitreichender 
Schutz für die Patentinhabenden. Während der Be-
standsdauer des Patents existiert nicht nur ein zeitlich 
bzw. räumlich begrenztes Monopol für den bestimmten 
Impfstoff, sondern auch ein exklusives Herstellungs- und 
Verkaufsrecht für die entsprechenden Pharmaunterneh-
men (Stoianoff, 2020). Seine Eigentümer:innen verkaufen 

es meistbietend, womit der Großteil der Impfdosen in den 
entwickelten Ländern landet.

Am 4. März 2021 verkündeten die Regierungschefs der 
Länder Israel, Österreich und Dänemark den Aufbau einer 
Impf-Allianz. Die Motivation für diesen Schritt liegt zwar 
nicht in der Benachteiligung armer Länder beim Zugang 
zu Corona-Impfstoffen. Indirekt übten die Staatsober-
häupter aber Kritik an der Privatisierung dieses Wissens 
durch Patente. Denn das wesentliche Ziel der drei Länder 
ist Zusammenarbeit bei Forschung und Produktion von 
Corona-Impfstoffen, um Unabhängigkeit von den Phar-
makonzernen zu erreichen (Sterkl und Backfi sch, 2021).

Die möglichen Folgen solcher Patentierungen werden 
kontrovers diskutiert. Einerseits bieten Patente über ihren 
Schutz vor Nachahmung einen Anreiz für Investitionen in 
Forschung und Entwicklung neuer Impfstoffe (Stoianoff, 
2020). Dies spielt angesichts der teilweise im dreistelli-
gen Millionenbereich befi ndlichen Entwicklungskosten für 
medizinische Wirkstoffe eine signifi kante Rolle (Schilling, 
2014). Andererseits kommt es durch Patentierungen zu 
Rechtsstreitigkeiten und Konfl ikten, die dazu führen könn-
ten, dass am Ende des Entwicklungsprozesses weniger 
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oder teurere Impfstoffe entstehen könnten (Dingermann, 
2020). Die Diskussion gipfelt aktuell in einer Debatte darü-
ber, Patentschutz für Corona-Vakzine vorübergehend offi -
ziell durch die WTO auszusetzen, um anderen Herstellern 
als den Patentinhabenden die Möglichkeit zu geben, diese 
Impfstoffe lizenzfrei zu produzieren (Tagesspiegel, 2021).

Impfstoffe als Ergebnis von Innovationssequenzen

Viele Innovationen – nicht nur im Bereich der Impfstoff-
entwicklung – bauen direkt auf bestehenden Wissens-
gütern auf. Eine Invention kann dann einen ganz neuen 
Technologiebereich eröffnen. Forschungsleistungen wer-
den sich kumulieren und führen allmählich zu nützlichen 
Anwendungen. Als Beispiel für den Auslöser eines sich in 
mehreren Stufen allmählich kumulierenden FuE-Prozes-
ses kann die Entschlüsselung eines Gens dienen, also 
genau das, was die Unternehmen Moderna und Biontech/
Pfi zer für die Entwicklung ihrer mRNA-basierten Corona-
Vakzine gemacht haben.

Ein einzelnes Gen ist in der Regel an einer Vielzahl von Ab-
läufen im Organismus beteiligt. Ist ein Gen identifi ziert, erge-
ben sich damit weitreichende Entwicklungsmöglichkeiten in 
mehrere Richtungen. Zum einen lassen sich unterschiedli-
che Anwendungen, etwa ein Medikament, ein Diagnoseinst-
rument oder eine gezielte Gentherapie daraus ableiten. Zum 
anderen ist danach zu fragen, ob z. B. das die Krankheit Dia-
betes verursachende Gen gleichzeitig eine Rolle bei der Ent-
stehung von Schwerhörigkeit spielt. Wo Zusammenhänge 
bestehen und wann sich einzelne Gene gegenseitig beein-
fl ussen, ist vielfach noch unbekannt. Die Biowissenschaften 
stehen hier am Anfang eines sich in Zukunft nach und nach 
kumulierenden Forschungsprozesses. „Although a basic in-
vention may have trivial value by itself, it may also be a tech-
nological breakthrough in that it generates great spillovers in 
the form of improvements likely to be far more valuable than 
the basic invention itself“ (Chang, 1995, 48).

Diese Spillover-Effekte entstehen auf unterschiedliche 
Weise: Komponenten einer patentierten Technologie kön-
nen in eine neue importiert werden. Das bedeutet, dass 
eine vorhandene Technologie für eine andere, nicht kon-
kurrierende Anwendung verwendet wird. Z. B. wurden mit 
der Lasertechnologie Verfahren für chirurgische Eingriffe 
ebenso wie zum Kartieren von Oberfl ächenstrukturen ent-
wickelt. Daneben kann eine Basistechnologie weiterentwi-
ckelt werden. Eine lange Kette von Weiterentwicklungen il-
lustriert z. B. die Geschichte der Prozessortechnologie von 
der x86-Architektur der 1980er Jahre hin zum Intel Xeon 
der Gegenwart. In beiden Fällen entsteht auf der Grundla-
ge einer bestehenden Basistechnologie etwas Neues, mit 
bisher nicht dagewesenen Eigenschaften. Importation und 
Weiterentwicklung unterscheiden sich damit klar von einer 

Imitation. Durch Imitation werden Produkte geschaffen, die 
sich von bestehenden gar nicht oder in nicht wesentlichen 
Eigenschaften unterscheiden. Sie stellen ein vollkomme-
nes oder nahes Substitut zur Ursprungserfi ndung dar.

Moderne Impfstoffe werden meist mit gentechnischen 
Verfahren hergestellt – auch diejenigen, die nicht mRNA-
basiert sind (wie z. B. von AstraZeneca). Die Entwicklung 
von Impfstoffen gehört in jedem Fall in den Bereich der 
sich allmählich kumulierenden Forschung bzw. in den Be-
reich der Forschungssequenzen. Dies hat zwei Gründe:

1. Über Jahrzehnte wurde die Pharmaindustrie von gro-
ßen multinationalen Unternehmen dominiert. Diese 
waren vollintegriert, d. h. sie umfassten von der For-
schung bis zum Vertrieb alle Teile der pharmazeuti-
schen Produktentwicklung. Mit der Etablierung der 
neuen, molekularen Biotechnologie änderte sich die-
ses Bild. Die Kommerzialisierung der Biotechnologie 
erfolgt häufi g in kleinen, forschungsorientierten Start-
ups. Diese fungieren seitdem zunehmend als Spezial-
fi rmen, die sich auf spezielle Abschnitte in der Innova-
tionskette der proteinbasierten Arzneiforschung kon-
zentrieren. Ein aktuelles Beispiel ist die Firma Biontech 
aus Mainz. Sie entwickelte ein eigenes Verfahren, um 
Boten-Erbsubstanz in Körperzellen einzuschleusen. 
Diese Technik befi ndet sich erst seit wenigen Jahren 
in der Erprobung. Das ursprüngliche Ziel von Biontech 
war die Bereitstellung einer Krebs-Therapie, nicht die 
Produktion vom Impfstoffen gegen Coronaviren. Mitt-
lerweile liefert Biontech erfolgreich eines der wichtigs-
ten Corona-Vakzine.

2. Da Impfstoffe häufi g mit einem komplexen Netz aus 
Patenten geschützt würden, die unter anderem ver-
schiedene Bestandteile des Impfstoffs oder Einzelhei-
ten des Herstellungsprozesses schützten, befürchten 
manche in Bezug auf eine OECD-Studie, dass der 
Technologietransfer unter diesen Patenten in einem 
solchen Ausmaß leiden könnte, dass es zu Problemen 
in der Branche führen würde (Reis, 2006).

In der Literatur fi nden sich unterschiedliche Kriterien, 
nach denen aufbauende FuE-Leistungen klassifi ziert 
und charakterisiert werden können (z. B. De Laat, 1997, 
8 f.; Merges und Nelson, 1994, 7). Für die folgende Ana-
lyse ist eine weitere Differenzierung der Topografi e von 
Forschungsprozessen allerdings nicht von Bedeutung. 
Vielmehr genügt eine Unterscheidung zwischen der 
Schaffung von (nahen) Substituten bzw. Imitation und 
von neuen Produkten durch Importation und Weiterent-
wicklung, die im Folgenden unter dem Begriff aufbauende 
FuE bzw. FuE-Sequenzen zusammengefasst werden. Ei-
ne entscheidende Rolle bei der optimalen Förderung der 
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verschiedenen Innovationstypen spielen die einzelnen 
Patentdimensionen.

Dimensionen eines Patentsystems

Ein Patentsystem dient dem Staat als ordnungspoliti-
sches Instrument zur Förderung von FuE. Es besteht aus 
Patentgesetzen, Ausführungsvorschriften und Verwal-
tungsprozeduren. Um gezielt Einfl uss auf das Innovati-
onsverhalten zu nehmen, kann der Staat das Patentsys-
tem verändern und seinen Bedürfnissen anpassen. Dazu 
existieren unterschiedliche Ansatzpunkte innerhalb des 
Patentsystems; es ist multidimensional (De Laat, 1997).

O‘Donoghue (1998, 657) identifi ziert drei ökonomisch be-
deutende Dimensionen eines Patentsystems: Die Länge 
bzw. der Geltungszeitraum eines Patents L, die Weite der 
Ansprüche aus einem Patent W und das Neuigkeitserfor-
dernis (Non Obviousness Requirement: NOR), d. h. die 
minimal notwendige Erfi ndungshöhe, die eine Innovation 
aufweisen muss, damit ein Patent erteilt werden kann. 
O‘Donoghue weist darauf hin, dass in der Literatur keine 
durchgängig einheitliche Nomenklatur für diese Dimensi-
onen verwendet wird, stellt aber fest, dass dies die wich-
tigsten, ökonomisch relevanten Dimensionen sind.

Geltungszeitraum L

Eine der wichtigsten Dimensionen eines Patents ist der 
Zeitraum, innerhalb dessen das Schutzrecht in Anspruch 
genommen werden kann. In den meisten Staaten beträgt 
dieser Zeitraum 20 Jahre ab dem Tag der Patentanmel-
dung. Allerdings sagt diese maximal mögliche Lebens-
dauer eines Patents nichts über den real in Anspruch 
genommenen effektiven Schutzzeitraum aus. Ein Patent 
ist jährlich durch das Entrichten einer Gebühr zu erneu-
ern, sonst verliert das Patent seine Gültigkeit. Tatsächlich 
kommt es in der Praxis häufi g vor, dass Patentinhaben-
de auf eine zeitliche Verlängerung ihrer Ansprüche ver-
zichten. In Deutschland beträgt der effektiv in Anspruch 
genommene Schutzzeitraum durchschnittlich 13 Jahre 
(Meier, 1998, 25). Gerade in der pharmazeutischen Indus-
trie werden Patente hingegen häufi g bis zum letzten Tag 
ausgenutzt. Dies liegt daran, dass sich einzelne Wirkstof-
fe bzw. Medikamente auch nach 20 Jahren noch gut ver-
kaufen und nicht durch bessere ersetzt worden sind. Viele 
Pharmaunternehmen versuchen daher, den patentierten 
Wirkstoff kurz vor Ablauf des Patents so zu modifi zieren, 
dass ein neues Patent, mit abermals 20 Jahren Gültigkeit, 
beantragt werden kann (Schumann, 2003, 95 f.).

In der Literatur wird meist angenommen, dass ein steigen-
der Geltungszeitraum den erwarteten Ertrag aus einem 
Patent erhöhen wird und damit zu mehr Forschungsanrei-

zen führt. Allerdings wird sich dieser Anreizeffekt mit zu-
nehmender Gültigkeitsdauer abschwächen, da Erträge, die 
erst in der Zukunft realisiert werden können, aus heutiger 
Sicht an Attraktivität verlieren. Zudem wird es mit zuneh-
mendem Alter der Innovation wahrscheinlicher, dass eine 
Imitation entsteht, durch die das Patent an Bedeutung ver-
liert. Allerdings muss der Vorteil steigender Forschungsan-
reize aus einem Patent mit längerer Gültigkeitsdauer immer 
abgewogen werden gegen den Nachteil einer länger an-
dauernden Monopolisierung eines öffentlichen Gutes. Das 
Abwägen dieser zwei Effekte mit dem Ziel, die optimale 
Gültigkeitsdauer zu bestimmen, war das erste große Pro-
blem, mit dem sich die Patentliteratur auseinandergesetzt 
hat (z. B. Nordhaus, 1967; Scherer 1972; Kaufer, 1989).

Geltungsbereich W

Es fi nden sich unterschiedliche Defi nitionen für den Gel-
tungsbereich W eines Patents. Grundsätzlich kann fest-
gehalten werden, dass der Geltungsbereich oder die 
Schutzweite W ein Maß für die Rechtsansprüche darstellt, 
die sich aus einem Patent ergeben. W bestimmt den Um-
fang, in dem ein Patent die Verwendung der geschützten 
Idee durch Wettbewerber verhindert oder, andersherum, 
den Wettbewerbsvorteil, den der Patentinhaber gegen-
über der Konkurrenz erhält. Obwohl die Bedeutung von 
W nicht unbekannt war (z. B. McGee, 1966), beachtete die 
Literatur zur Ökonomie von Patenten lange lediglich die 
Gültigkeitsdauer als wohlfahrtsrelevante Größe. Zwei ent-
scheidende Beiträge änderten dies, indem sie W formal 
operationalisierten und erste wichtige Zusammenhän-
ge aufzeigten, bei denen allein eine Variation von W den 
gesamtwirtschaftlichen Effekt von Patenten veränderte 
(Gilbert und Shapiro, 1990; Klemperer, 1990). Hierauf auf-
bauend entstand in den 1990er Jahren eine Literaturgrup-
pe, die bis heute nicht nur unterschiedliche Wirkungen 
von W, sondern auch das Zusammenwirken von W und 
der Gültigkeitsdauer L eines Patents untersucht und da-
bei das Ziel verfolgt, einer optimalen Gestaltung von Pa-
tenten näherzukommen (z. B. Dam, 1994; Denicolo, 1996; 
Gallini, 1992; Klemperer, 1990; Gilbert und Shapiro, 1990; 
Lerner, 1994; Takalo, 1998; Whelan, 2000).

Die Defi nition, W lege den Schutzbereich eines Patents 
fest, ist recht allgemein gehalten. Van Dijk (1996) und 
O‘Donoghue (1998) gehen weiter, indem sie W näher spe-
zifi zieren. O‘Donoghue (1998, 657 f.) unterscheidet zwi-
schen den Größen Lagging Breath und Leading Breath, 
Van Dijk (1996, 151 f.) spricht von Patent Breath und Pa-
tent Height. Beide meinen zwar den Schutz, den ein Pa-
tent gewährt, unterscheiden jedoch zwischen dem Schutz 
vor Imitation (Lagging Breath bzw. Patent Breath) und dem 
Schutz vor der Verwendung der patentierten Idee für Wei-
terentwicklung (Leading Breath bzw. Patent Height).
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Die Länge eines Patents kann in Gesetzen exakt beschrie-
ben werden. Hingegen ergibt sich die Weite häufi g erst 
als Erfahrungswert aus regelmäßigen Entscheidungen 
der Patentgerichte, denen die Interpretation dieser Grö-
ße obliegt (Merges und Nelson, 1990, 840). Dabei existie-
ren nicht nur Inkonsistenzen zwischen einzelnen Patent-
rechtsstreitigkeiten, auch im Zeitverlauf sind Änderungen 
der Weite von Patenten durchaus erkennbar. Garantierten 
z. B. US-Gerichte in den 1980er Jahren verhältnismäßig 
weite Patente, ließ sich seit Beginn der 1990er Jahre eine 
deutliche Einschränkung des Schutzumfangs registrieren 
(Lerner, 1994, 330 f.; sowie Plimier, 1998, 149 ff.). Die In-
formationen, die das kodifi zierte Recht und dessen Hand-
habung durch die Gerichte über die Variable Weite liefert, 
bleiben in der Praxis damit unvollkommen, sodass immer 
wieder im Einzelfall eine mögliche Verletzung eines Exklu-
sivrechts beurteilt werden muss (Llobet, 1999, 2).

Ein prominentes Beispiel aus dem Pharmabereich, das 
die Abgrenzungsproblematik von W verdeutlicht, ist die 
Potenzpille Viagra. Marktführer im Bereich der Potenzmit-
tel war über viele Jahre der US-Konzern Pfi zer, der diese 
Pille entwickelte. Pfi zers Konkurrenten Eli Lilly und Bay-
er versuchten zu Beginn der 2000er Jahre, mit ähnlichen 
Produkten Marktanteile zu erobern. Die entscheidende 
Grundlage sowohl für Viagra als auch für die Konkurrenz-
produkte ist bis heute die Wirkstoffklasse der sogenannten 
PDE-5-Hemmer, auf die Pfi zer ein Patent hielt. Pfi zer ver-
trat die Ansicht, dass die Ansprüche aus seinem Patent, 
also die Weite W für das PDE-5-Hemmer-Patent, so weit 
geht, dass Bayer und Eli Lilly die Produktion ähnlicher, aber 
nicht identischer Medikamente untersagt werden kann.

Das Beispiel zeigt, dass ein Patent umso wertvoller wird, 
je größer sein Schutzbereich W ist. Mit W steigt der mo-
nopolistische Vorteil des Patentinhabers, unabhängig da-
von, ob es sich im Detail um die Größe Imitation oder Wei-
terentwicklung handelt. Mit einem größeren W kann der 
Patentinhaber daher höhere Erträge aus dem Patent bzw. 
der geschützten Erfi ndung erwarten. Ob höhere Patenter-
träge bzw. ein größeres W zu mehr Forschungsanstren-
gungen führen, bleibt allerdings unklar. Steht eine Erfi n-
derin oder ein Erfi nder vor der Entscheidung zu forschen 
oder nicht zu forschen, so wird er sich bei einem steigen-
den zu erwartenden Patentertrag eher für die Alternative 
forschen entscheiden. Im Beispiel wird ein großes W For-
schungsanstrengungen von Bayer und Eli Lilly allerdings 
verhindern. Dies wäre dann wenig sinnvoll, wenn im PDE-
5-Hemmer-Patent Entwicklungspotenzial steckt. Für Pfi -
zer als Patentinhaber ist nicht zu beurteilen, ob ein großes 
W und damit mehr Patenterträge zu mehr FuE führen oder 
ob ein kleineres W und damit entstehende Konkurrenz 
durch Bayer und Eli Lilly mehr Forschungsleistungen er-
zwingt. Eine eindeutige Aussage darüber, ob ein größe-

res W FuE-Leistungen generell erhöht, kann daher nicht 
getroffen werden (Volpert und Riepe, 2020, 777).

Patentvoraussetzungen

Das US-Patentgesetz fordert, dass eine Erfi ndung neu 
(novel) und nicht offensichtlich (non obvious) sein muss, 
um sie für patentwürdig erklären zu können. Das Europäi-
sche Patentübereinkommen fordert 1. die Möglichkeit der 
gewerblichen Anwendung, 2. Neuheit und 3. eine erfi n-
derische Tätigkeit, um eine Erfi ndung für patentfähig zu 
erklären. „Note that the United States notions of novelty 
and non-obviousness are roughly similar to those of new-
ness and inventive step for Europe, but that the European 
industrial applicability condition does not appear in the 
United States Code: patentability conditions are more 
stringent in Europe“ (De Laat, 1997, 5).

Die ökonomische Patentliteratur fasst diese Erfordernisse 
meist in einer Größe zusammen, da nicht nur ein einzel-
nes, sondern alle in den Gesetzen benannten Erfordernis-
se simultan erfüllt sein müssen. Wird dieser Sachverhalt 
untersucht, fi nden sich Begriffe wie Patentfähigkeit oder 
NOR. Sie legen fest, ob eine neue Erfi ndung genügend 
neue Eigenschaften aufweist, um die Erteilung eines eige-
nen Patents zu rechtfertigen. Eine Erfi ndung muss dem-
nach ein gewisses Maß an technischem Fortschritt liefern 
bzw. den Stand der Technik um ein Mindestmaß voran-
bringen, um als patentwürdig eingestuft zu werden. Dies 
wäre nicht der Fall, wenn die Erfi ndung offensichtlich, tri-
vial oder in Expertenkreisen längst bekannt ist. Die in den 
Gesetzen benannten Erfordernisse seien im Folgenden 
unter dem Begriff Patentfähigkeit zusammengefasst, wel-
che die minimal notwendige Erfi ndungshöhe, die zur Be-
anspruchung und Rechtfertigung eines Patents vorliegen 
muss, beschreibt.

Schutzbereich eines Patents

Der gesamte Schutz, den ein Patent seinem Inhaber 
gewährt, wird damit auf drei verschiedenen Ebenen be-
stimmt: Erstens ist, im Rahmen der Wahl von W, festzule-
gen, wie weit der Schutz eines Patents geht bzw. ob und 
wann eine vermeintlich neue Erfi ndung als Imitation an-
zusehen ist. D. h., es ist eine maximale Zahl von Produkt-
eigenschaften zu bestimmen, die imitiert werden dürfen, 
ohne dass es zu einer Verletzung des bestehenden Pa-
tents kommt. Hierfür sei der Begriff Breath verwendet. Je 
größer Breath ist, umso größer ist der Schutzbereich des 
Patents und umso geringer ist die Zahl von Produkteigen-
schaften, auf die der Imitator zugreifen kann. Zweitens ist, 
ebenfalls im Rahmen der Wahl von W, festzulegen, ob und 
wann eine vermeintlich neue Erfi ndung als Weiterentwick-
lung zu werten ist und damit, trotz der Verwendung ein-
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zelner Komponenten der bereits patentierten Erfi ndung, 
das bestehende Patent nicht verletzt. Hier sei der Begriff 
Height verwendet. Height bestimmt die minimale Zahl von 
neuen Produkteigenschaften, die eine Erfi ndung aufwei-
sen muss, um nicht als Imitation des bereits bestehenden 
Patents gewertet zu werden. Drittens ist, im Rahmen der 
Wahl des NOR, zu klären, ob eine neue Erfi ndung genü-
gend neue Eigenschaften aufweist, um die Erteilung eines 
eigenen Patents zu rechtfertigen. Der Begriff Patentfä-
higkeit scheint passend. Auch bei der Patentfähigkeit ist 
eine minimale Zahl von neuen Produkteigenschaften zu 
bestimmen, die eine Erfi ndung aufweisen muss, nun aller-
dings um als patentwürdig zu gelten.

Es stellt sich die Frage, ob Height und Patentfähigkeit den 
gleichen Sachverhalt prüfen. In beiden Fällen ist eine mini-
male Zahl von neuen Produkteigenschaften zu bestimmen. 
Eine Unterscheidung zwischen den beiden Dimensionen 
könnte daher überfl üssig sein. Allerdings legt die Patent-
fähigkeit fest, wie die neue Erfi ndung gestaltet sein muss, 
um ein eigenes Patent zu rechtfertigen. Breath bezieht sich 
hingegen auf das bestehende Patent und legt fest, ob ei-
ne neue Erfi ndung dieses verletzt, indem es die erste Er-
fi ndung oder Komponenten der ersten Erfi ndung benutzt 
oder darauf aufbaut. Fraglich ist, ob diese Unterscheidung 
sinnvoll ist. Während Van Dijk (1996, 152) die Frage ver-
neint, wird sie von O‘Donoghue (1998, 658) bejaht.

Sollte immer dann, wenn mit einer neuen Erfi ndung die 
Breath eines bestehenden Patents verletzt wird, kein neu-
es Patent möglich sein, dann wäre eine Unterscheidung 
zwischen den Dimensionen Breath und Patentfähigkeit 
tatsächlich überfl üssig. Die Zahl minimaler neuer Pro-
dukteigenschaften müsste nur einmal überprüft werden. 
Tatsächlich kann es in der Realität aber vorkommen, dass 
eine Erfi ndung zwar patentfähig ist, die Zahl minimaler 
neuer Produkteigenschaften also aufweist. Gleichzeitig 
greift sie jedoch auf so viele Produkteigenschaften des 
bestehenden Patents zurück, dass sie die Breath des be-
stehenden Patents verletzt. Ein Patent wird in diesem Fall 
zwar erteilt, der Patentinhaber muss allerdings zur Ver-
wertung seines Rechts zuvor eine Lizenz vom Inhaber des 
ersten Patents erwerben. Die Zwangslizenzen spielen in 
diesem Fall häufi g eine wichtige Rolle. Sowohl Breath als 
auch die Patentfähigkeit legen also ein Minimum an neu-
en Eigenschaften fest, die eine neue Erfi ndung aufweisen 
muss. Breath bestimmt dann, ob ein bestehendes Patent 
verletzt wird, Patentfähigkeit bestimmt, ob ein neues Pa-
tent erteilt werden kann. Da beide Fälle unabhängig von-
einander mit ja oder nein beantwortet werden können, ist 
eine Unterscheidung nützlich und sinnvoll.

Eine alternative Interpretation der Unterscheidung von 
Breath und Patentfähigkeit ist möglich: Die Breath legt 

fest, welche legalen Nutzungsmöglichkeiten einer pa-
tentierten Erfi ndung Konkurrenten haben. Sie bestimmt 
damit in erster Linie die Kosten für Importation, Imitation 
und Weiterentwicklung bereits patentierten Know-Hows. 
Denn auch wenn ein Patent den Gebrauch der Idee durch 
Konkurrenten verbietet, sind die Kosten für den Gebrauch 
nicht prohibitiv hoch, da prinzipiell immer die Möglichkeit 
besteht, Nutzungsrechte via Lizenzen zu erwerben. Die 
Patentfähigkeit wirkt hingegen auf der Ertragsseite ei-
ner Innovation. Indem die Patentfähigkeit festlegt, wann 
Rechtsschutz zulässig ist, bestimmt diese Größe, ab 
wann eine Innovation vermarktet werden kann.

Die Abgrenzung der einzelnen Patentdimensionen ergibt 
nur Sinn, wenn die Ordnungspolitik die Möglichkeit hat, 
die einzelnen Dimensionen gezielt zu steuern und zu ver-
ändern. O‘Donoghue (1998, 657 f.) zeigt, dass dies tat-
sächlich der Fall ist und dass die einzelnen Patentdimen-
sionen ihren Niederschlag im Recht und der die Gesetze 
interpretierenden Literatur fi nden: Die Dimension Patent-
fähigkeit leitet sich aus dem Erfordernis der Neuheit ab, 
die Dimension Breath aus dem Erfordernis der Offenba-
rung und die Dimension Height aus dem Erfordernis der 
gewerblichen Anwendbarkeit.

Optimale Anreize zur Impfstoffentwicklung

Es stellt sich die Frage, ob die Wirtschaftspolitik bei der 
Bestimmung der einzelnen Patentdimensionen darauf zu 
achten hat, ob es sich bei der zu patentierenden Innovati-
on um eine Einzelerfi ndung oder um eine Stufe innerhalb 
einer FuE-Sequenz handelt. Dabei ist zu beachten, dass 
ein Patent je nach der Weite seiner Gültigkeit in einem 
bestimmten Umfang und je nach seiner Gültigkeitsdauer 
für einen bestimmten Zeitraum die Verwendung der pa-
tentierten Idee als Input für Weiterentwicklungen durch 
Wettbewerber behindern wird. Das bestehende Patent 
wirkt damit nicht innovationsfördernd, sondern verbietet 
weiteren Fortschritt. Viele Modelle beachten diese zu-
sätzliche Form sozialer Kosten nicht. Die Ergebnisse ihrer 
Analysen eignen sich daher nur für Einzelerfi ndungen und 
nicht für Innovationssequenzen. Der von ihnen geforderte 
optimale Patentschutz fällt damit für solche Innovationen 
mit Entwicklungspotenzial tendenziell zu groß aus (Deni-
colo, 1999, 845; Gilbert und Shapiro, 1990, 112).

Dieser Argumentation wird entgegengehalten, dass eine 
als Konsequenz nötige Abschwächung der exklusiven 
Rechte des Patentinhabers seine privaten Erträge und 
damit seine FuE-Leistungen und Erfi ndungen reduzieren 
wird. Basisinnovationen, die nicht gemacht werden, kön-
nen aber auch keinen weiteren Fortschritt erzeugen (Eger 
et al., 1992, 93 ff.). Daher dürfen auch die später anfallen-
den zusätzlichen sozialen Kosten in Form ausbleibender, 
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verminderter oder zeitlich verzögerter Folgeinnovationen 
nicht bei der Bestimmung optimaler Forschungsanreize 
berücksichtigt werden. Jede Stufe einer Innovationsse-
quenz muss infolgedessen als Einzelerfi ndung betrachtet 
werden. Die Informationsfunktion von Patenten würde in 
diesem Fall bei der Festlegung der Patentdimensionen 
keine Rolle spielen.

Dieser Ansicht ist zweierlei zu erwidern. Erstens erscheint 
es realistisch, dass eine Ausdehnung der Gültigkeitsdau-
er eines Patents anders auf Folgeinnovationen wirkt, als 
eine Ausdehnung der Patentweite. Dann hängt zwar nicht 
die Höhe der Anreize für den Ursprungserfi nder, wohl aber 
die Wahl der einzelnen Dimensionen des Patentsystems 
davon ab, ob es sich um eine Einzelerfi ndung oder eine 
Innovationssequenz handelt. Ein weites Patent mit kurzer 
Laufzeit wird zu weniger, ein dem Erfi nder die gleiche Be-
lohnung sicherndes enges Patent mit entsprechend langer 
Laufzeit wird zu mehr auf die Basisentdeckung aufbauen-
dem Fortschritt führen. Wird technischer Fortschritt als 
generell wünschenswert angesehen, müsste eine Basisin-
novation immer durch ein sehr eng defi niertes Patent mit 
langer Laufzeit geschützt werden, sodass die Möglichkeit 
einer Verwendung des Grundlagenwissens für weiteren 
Fortschritt so wenig wie möglich blockiert wird.

Zweitens besteht auch für den Patentinhaber die Möglich-
keit eines Ausbaus der Ursprungsidee, womit die Erfi ndung 
von ihm höher bewertet wird als in einer One-Shot-Betrach-
tung. Soll ihm oder ihr ein optimales Schutzrecht, das den 
minimal notwendigen Anreiz für FuE liefert, gewährt wer-
den, muss dieser Wert potentieller Neuerungen aus dem 
patentierten Know-how berücksichtigt werden. Ist der tem-
poräre Monopolgewinn aus dem Patent für die Grundlage-
ninnovation größer als der minimal notwendige und besteht 
nicht die Gefahr, dass Wettbewerber eine Weiterentwick-
lung anbieten werden, sinkt für den Ursprungserfi nder der 
Anreiz für selbst initiierte Verbesserungen. In diesem Fall 
wirkt nicht mehr, sondern weniger Schutz als Ansporn zum 
Ausbau der Basiserfi ndung (Denicolo, 1999, 845).

Matutes et al. (1996) bringen ein weiteres Argument. Ge-
lingt einem forschenden Unternehmen eine fundamenta-
le Entdeckung und erkennt dieses Unternehmen die sich 
daraus ergebenden Möglichkeiten, wird es versuchen, 
zunächst Anwendungen oder aufbauende Innovationen 
zu entwickeln, bevor die Erfi ndung zum Patent angemel-
det und damit zwangsweise veröffentlicht wird. Das Un-
ternehmen wird zunächst bemüht sein, gegenüber seinen 
Wettbewerbern einen Vorsprung in der Folgeentwicklung 
zu erreichen. Es entsteht eine „undesirable waiting peri-
od“ (Matutes et al., 1996, 60), da eine existierende nütz-
liche Innovation nicht nutzenstiftend verwendet wird. Die 
Autoren zeigen, „that scope protection generates higher 

levels of welfare than does length protection because the 
period during which rivals can introduce applications of 
their own comes earlier and because the patentholder 
has more fl exibility to decide when to exercise her proper-
ty (patent) right.“ (Matutes et al., 1996, 61)

Business at OECD (BIAC, 2019) legt jedoch die Position 
dar, dass durch Patente sogar mehr Wettbewerb entste-
hen könnte, da Unternehmen durch Lizenzierung fremder 
Patente erst die Möglichkeit erhielten, in Produktion und 
Verkauf bestimmter Güter einzutreten, da ihnen sonst das 
Know-how oder bestimmte komplementäre Produktions-
methoden fehlen könnten (OECD und BIAC, 2019, 1). In Be-
zug auf eine mögliche Corona-Impfung könnten aus dieser 
Perspektive also kleinere Produzenten gegen die Zahlung 
von Lizenzgebühren ebenfalls einen bereits entwickelten 
Impfstoff produzieren, ohne selbst eine Forschungsabtei-
lung einrichten zu müssen. Hieraus ergibt sich eine Make-
or-Buy-Entscheidung in Bezug auf die Forschung, propri-
etäres Know-how bzw. weitere Vorarbeiten für bestimmte 
Unternehmen (Gassmann und Bader, 2006, 96 f.).

Schluss

Im Ergebnis ist festzuhalten, dass es bei der Festlegung 
der einzelnen Patentdimensionen im Rahmen wirtschafts-
politischer Entscheidungen durchaus von Bedeutung ist, 
ob es sich um ein Patent für eine Einzelerfi ndung oder 
für eine Stufe innerhalb einer FuE-Sequenz handelt. Da 
sich FuE im Bereich der Impfstoffentwicklung und spezi-
ell in der molekularen Biotechnologie, mit deren Hilfe die 
neuartigen mRNA-basierten Corona-Vakzine entstehen, 
sequenziell entwickelt, ist zu hinterfragen, ob sich wirt-
schaftspolitische Entscheidungstragende und die ausfüh-
renden administrativen Stellen dieser Tatsache bewusst 
sind und ob sie dabei das Ziel verfolgen, die einzelnen Pa-
tentdimensionen so zu gestalten, dass Corona-Impfstoffe 
zum Wohle der Gesellschaft effi zient entwickelt und zügig 
weltweit verfügbar gemacht werden. Im Vordergrund steht 
die Frage nach den einzelnen Patentdimensionen Breath, 
Heigh und NOR. Dabei dürfen politische Entscheidungs-
tragende nicht alleine das Ziel verfolgen, die Erforschung 
wertvoller Impfstoffe zu fördern, die dann für lange Zeit al-
leine in den reicheren Ländern der Welt verkauft werden. 
Auch die optimale Diffusion patentierten Wissens muss 
berücksichtigt werden. Denn eines wird immer offensicht-
licher: Die Menschheit wird die Corona-Pandemie nur in 
den Griff bekommen, wenn sie sie weltweit bekämpft.
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Digitalisierung, Flexibilisierung und Automatisierung stellen 
große Trends in der Mobilitätsbranche dar und ermöglichen 
gerade im öffentlichen Verkehr die Weiterentwicklung be-
stehender Strukturen und Konzepte. Im Ergebnis können 
neue Mobilitätskonzepte neue Nutzungszwecke öffentli-
cher Verkehrsmittel ermöglichen und damit eine Verkehrs-
verlagerung bewirken – idealerweise mit positiver Wirkung 
für Umwelt und Klima. Digitalisierte und fl exibilisierte Mo-
bilitätskonzepte wie Mobility-as-a-Service (MaaS) bieten 
Nutzer:innen neue Möglichkeiten, die eigene Mobilität zu 
gestalten. Dabei besitzen MaaS-Konzepte Eigenschaf-
ten, die sich von klassischen ÖPNV-Linienangeboten un-
terscheiden. Bei der Diskussion der Auswirkungen der 
Corona-Pandemie und der damit einhergehenden mögli-
cherweise langfristigen Änderung von Lebensweisen und 
Präferenzen müssen daher MaaS-Konzepte gesondert be-
trachtet werden. In der subjektiven Wahrnehmung der Men-

schen scheint die Infektionsgefahr in allen Formen des ÖP-
NV – unabhängig davon wie stark dieser digitalisiert oder 
fl exibilisiert ist – deutlich größer als z. B. im eigenen Pkw 
oder beim Radfahren. Dies hat zur Folge, dass eine stärkere 
Verschiebung der Präferenz hin zu Individualverkehrsmit-
teln zu beobachten ist.1 Mittel- bis langfristig kann dies zu 
einem Modal Shift weg von Massentransportmitteln und hin 
zu individuellen Mobilitätslösungen, die eine Distanzierung 
von anderen Personen erlauben, führen. Hierin könnte eine 
Chance für MaaS-Angebote liegen. Zu nennen sind fl exible, 
bedarfsgerichtete Angebote des öffentlichen Individualver-
kehrs, die bestenfalls die positiven Effekte des öffentlichen 
Verkehrs mit denen des Individualverkehrs kombinieren.

Chancen und Risiken von MaaS im ländlichen Raum

MaaS ist eine bedarfsorientierte Mobilitätsdienstleistung, 
bei der unterschiedliche Transportoptionen (z. B. ÖPNV, 
Car-, Bikesharing, Mietwagen, Taxi) in Kombination genutzt 
werden, um das individuelle Mobilitätsbedürfnis bestmög-
lich zu befriedigen (Nemtanu et al., 2016). Für Nutzer:innen 
ergibt sich daraus der Vorteil, dass Mobilitätsdienstleistun-
gen inter- und multimodal über unterschiedliche Verkehrs-
träger hinweg zentral und anhand von Echtzeitdaten ge-
plant, hinsichtlich unterschiedlicher Kriterien (wie Reisezeit, 
-kosten, Umweltwirkung) optimiert sowie gesamtheitlich 
und transparent abgerechnet und bezahlt werden können.

Teil des MaaS-Angebots ist Demand-Responsive Transport 
(DRT). DRT-Angebote sind Mobilitätskonzepte, die auf dem 
Prinzip des Ridepooling basieren. Dabei werden räumlich und 
zeitlich korrespondierende Fahrtwünsche mehrerer Fahrgäs-
te in Echtzeit gebündelt, sodass ein dynamisches Routing 
entsteht (Ronald, Thompson und Winter, 2015). DRT-Angebo-

1 34 % sehen das Auto als Alternative zum ÖPNV und 18 % das Fahrrad 
(Follmer, 2020).
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Abbildung 1
Chancen und Risiken von MaaS am Beispiel Demand-Responsive Transport im ländlichen Raum

Quelle: eigene Berechnungen.

te vereinen – z. B. durch haltestellenunabhängige Bedienung 
und den Verzicht auf feste Fahrpläne und Linienwege – die 
Vorteile individueller und öffentlicher Verkehrssysteme (Laws 
et al., 2009). Speziell durch einen hohen Grad an zeitlicher 
Flexibilität und Komfort – wie kurze Wege sowie eine höhere 
Aufenthaltsqualität – können DRT-Angebote mit den positi-
ven Eigenschaften der privaten Pkw-Nutzung konkurrieren. 
Zudem bieten DRT-Angebote die Chance, wie gut ausgelas-
tete konventionelle Bussysteme Effi zienz-, Kosten- und Um-
weltvorteile zu erzielen. Dazu zählen z. B. ein im Verhältnis zu 
den erbrachten Personenkilometern geringeres Verkehrsauf-
kommen sowie ein geringerer Flächenbedarf ruhender Ver-
kehre im Vergleich zum motorisierten Individualverkehr. Zu 
beachten ist, dass auch bei DRT-Systemen eine einfache, un-
komplizierte und barrierefreie Nutzung ermöglicht sein muss. 
Betrieblich und wirtschaftlich wünschenswert ist zudem ein 
hoher Grad an Bündelung, da so die Zahl der eingesetzten 
Fahrzeuge sowie die insgesamt gefahrene Strecke verringert 
werden können. Für Nutzer:innen kann die Bündelung von 
unzureichend deckungsgleichen Fahrtwünschen zu erhöh-
ten Reisezeiten und einer geringeren Servicequalität führen. 
Daher ist die Defi nition von Mindeststandards der Service-
qualität sinnvoll, durch die notwendige Umwege, verlängerte 
Reisezeiten sowie Wartezeiten beschränkt werden. In diesem 
Trade-off aus Nutzer- und Betreiberanforderungen besteht 
die Chance von DRT-Angeboten. Gleichzeitig stellt dieses 
Wechselspiel eine der großen Herausforderungen bei der 
Konzeption von DRT-Bedienkonzepten dar. Es müssen Mo-
delle gefunden werden, in denen ausbalancierte Nutzer- und 
Betreiberinteressen berücksichtigt werden.

Der ländliche Raum stellt mit seiner starken Zersiedelung 
und geringen Bevölkerungsdichte eine Herausforderung 
im Verkehrsbereich dar. Auch und gerade bei DRT-Ange-

boten, für deren erfolgreichen Betrieb eine entsprechende 
Bündelungsfähigkeit von Fahrtwünschen gegeben sein 
muss. Abbildung 1 zeigt ausgewählte Chancen und Risi-
ken von MaaS in ländlichen Räumen.

Einfl uss der Pandemie auf Mobilitätsgewohnheiten

Die Corona-Krise stellt einen deutlichen Einschnitt in der 
Verkehrsentwicklung dar. Zu Beginn der Pandemie hat sich 
die Alltagsmobilität vieler Menschen abrupt verändert. Kurz-
fristig wurden deutlich weniger Wege zurückgelegt. Doch 
auch während der über die Zeit der Pandemie schwanken-
den Intensitäten der Ansteckungsgefahr sowie sich ändern-
den Einschränkungen zeigen sich Veränderungen im Mobili-
tätsverhalten. Auch wenn abzusehen ist, dass sich nach der 
Pandemie viele Gewohnheiten und Lebensbereiche wieder 
normalisieren, so ist doch mit veränderten Mobilitätsge-
wohnheiten zu rechnen. Insbesondere bei den öffentlich zu-
gänglichen, kollektiven Verkehrsmitteln ist eine Veränderung 
zu erwarten. Dabei sind im Wesentlichen zwei Auslöser zu 
unterscheiden: Zum einen könnten Menschen die Gewohn-
heit entwickelt haben, auch langfristig dem Kontakt zu an-
deren Menschen kritisch gegenüberzustehen und daher 
den Aufenthalt an Orten mit hohem Personenaufkommen 
bewusst einzuschränken. Zum anderen kann sich der Ver-
kehrsbedarf durch veränderte Lebensumstände verringern, 
z. B. durch den Rückgang von Pendlerverkehren und Dienst-
reisen (Homeoffi ce sowie digitalisierte Veranstaltungen).

Während der ersten Phase der Pandemie im Frühjahr 2020 
hat sich ein deutlicher Trend weg von kollektiven Verkehrs-
mitteln hin zu Individualverkehrsmitteln gezeigt, der auch 
derzeit noch anhält. So haben viele Menschen das Fahr-
radfahren als Mobilitätsmöglichkeit für sich entdeckt oder 

Chancen Risiken

- Kosten deutlich höher als jetziger ÖPNV

- Weniger spontan in Nutzung als
jetziger ÖPNV

- Schlechtere Aufenthaltsqualität im
Fahrzeug im Vergleich zu Privat-Pkw
(keine Privatsphäre, zusätzlich gesehene
Gefahr des Infektionsrisikos im ÖPNV seit
Corona, Maskenpflicht im Fahrzeug)

- Barrierefreiheit nicht überall gegeben

- Bedarfsgerechte Transporte

- Flexible Haltestellen

- Minimale Warte- und Reisezeit

- Geringe Zu- und Abwege

- Anbindung der „letzten Meile“

- Optimierung intermodaler Reiseketten

- Geringere Kosten als Taxi

- Bargeldlose Fahrt / einfache Abrechnung

- Echtzeit-Informationen zur geplanten
Abfahrts-/Ankunftszeit und Route

- Wegfall von Flächen des ruhenden
Verkehrs/geringerer Flächenbedarf

- Intermodale Auskunftsmedien/Kommunikation,
Verknüfungspunkte/Mobility Hubs
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in die Anschaffung eines eigenen Pkw investiert. Auch vie-
le Fahrgäste des öffentlichen Verkehrs, die bisher auf den 
ÖPNV angewiesen waren, fi nden nun andere Lösungen zur 
Deckung ihres Mobilitätsbedarfs und kehren möglicher-
weise nach der Pandemie nicht wieder zu bisherigen Nut-
zungsmustern zurück. So könnte sich langfristig eine ver-
änderte Verkehrsmittelwahl und damit eine Verschiebung 
des Modal Split einstellen.

Neue Rahmenbedingungen im Alltag und in der Arbeits-
welt machen neue Ansätze der eigenen Verkehrsmittelwahl 
notwendig. Langfristig kann aus der plötzlichen Verlage-
rung von Geschäftstätigkeiten ins Homeoffi ce die Mög-
lichkeit erwachsen, auch nach der Pandemie einen Teil der 
Arbeit zu Hause zu verrichten. Dabei sind auch Modelle 
wahrscheinlich, bei denen Mitarbeiter:innen langfristig 
ihren Wohnort deutlich stärker als zuvor vom Sitz der Ar-
beitsstelle trennen. Z. B. zieht eine Person an einen weiter 
entfernten Wohnort um, um im Homeoffi ce zu arbeiten und 
nur noch gelegentlich an den Firmenstandort zu pendeln. 
Aus dem Wandel weg vom täglichen Pendeln hin zur gele-
gentlichen Bewältigung von Langstrecken (für Präsenzter-
mine) kann sich ein veränderter Verkehrsbedarf ergeben. 
Im Wesentlichen zeichnen sich dabei drei Trends ab:

• Verstärkte Nahmobilität im eigenen Stadtteil (z. B. 
Besorgungen im Supermarkt für die Verpfl egung im 
Homeoffi ce)

• Reduktion mittellanger Strecken (z. B. Arbeitswege)
• Neuer Langstrecken-Gelegenheitsverkehr (z. B. gele-

gentlich zur Arbeitsstätte)

Diese Entwicklung kann in einer Verdichtung ländlicher 
Räume sowie in verändertem Mobilitätsbedarf resultieren.

Einfl uss der Pandemie auf die Entwicklung von DRT

Kurzfristig haben die neuen Lebensumstände zu deutlichen 
Verschiebungen in der Verkehrsmittelwahl geführt, die sich 
langfristig etablieren könnten. Zudem zeigt sich das Bedürf-
nis der Menschen nach Verkehrsmitteln, durch die ein gerin-
ger Kontakt zu Mitmenschen gewährleistet ist. Hierin kann 
eine Chance von DRT-Angeboten liegen, sofern diese zudem 
auch fl exibel und zuverlässig sind.

Ein Ansatz bei der Gestaltung von entsprechenden Mobi-
litätskonzepten liegt in der Entwicklung unterschiedlicher 
Fahrzeugeinheiten. Durch eine fahrzeugbauliche Gestal-
tung, die eine räumliche Abtrennung von anderen Fahrgast-
gruppen erlaubt, kann Nutzer:innen das Gefühl einer an-
gemessenen Privatsphäre und gesundheitlicher Sicherheit 
zurückgegeben werden. Ein DRT-Abteilbus erlaubt die ex-
klusive Nutzung eines Abteils durch einzelne Fahrgäste bzw. 
Fahrgastgruppen mit einer verringerten Ansteckungsgefahr.

Chancen von DRT im ländlichen Raum

DRT steht für ein Verkehrssystem, das Fahrten für den 
Transport von Personen nach Bedarf der Reisenden zur 
Verfügung stellt und nicht an einen Fahrplan oder vorab 
festgelegte Fahrtrouten gebunden ist. Von einem Dispo-
sitionsalgorithmus werden zeitlich und räumlich ähnliche 
Fahrt anfragen gebündelt, sodass die Auslastung der Fahr-
zeuge erhöht werden kann – mit positivem Effekt auf Emissi-
ons- und Ressourcenverbrauch – und gleichzeitig die Chan-
ce besteht, den Fahrpreis im Vergleich zur Nutzung anderer 
Mobilitätsdienstleistungen (z. B. Taxi) zu verringern. Jedoch 
besteht das Risiko, dass die Fahrtzeit durch die Bündelung 
von Fahrten mit unterschiedlichen Start- und Zielpunkten 
steigen kann. Gerade in ländlichen Räumen mit schwacher 
Verkehrsnachfrage haben fahrplanbasierte Linienverkehre 
den Nachteil, dass das Angebot aufgrund wirtschaftlicher 
Zwänge stark eingeschränkt ist.

Im Rahmen einer Simulationsstudie wurden die Reise- 
und die Wartezeiten auf eine Fahrt sowie die benötigte 
Fahrzeuglaufl eistung ermittelt. Für die Simulation mit der 
Verkehrsfl usssimulation (Simulation of Urban Mobility, 
SUMO) (Alvarez Lopez et al., 2019) wird ein ländlicher Un-
tersuchungsraum mit einer Fläche von ca. 600 km2 kon-
struiert. Dieser besteht aus einer großen Zahl ungefähr 
gleich verteilter Siedlungen und einer Kleinstadt in der 
geografi schen Mitte. An den Simulationsraum angren-
zend befi nden sich zwei weitere Städte sowie eine Groß-
stadt, die mit dem ländlichen Raum über je eine zentrale 
Haltestelle verbunden sind. Im ländlichen Raum zwischen 
diesen Städten bietet das DRT jede Fahrtrelation an und 
entspricht damit einer Angebotsverbesserung gegenüber 
dem herkömmlichen fahrplan- und linienbasierten ÖV.

Soweit nicht ein Taxi gebucht wird, müssen die Reisenden 
den Raum eines Fahrzeugs miteinander teilen. Zumeist wird 
dies aufgrund geringerer Privatsphäre als negativ empfun-
den; seit der Pandemie ist zudem ein (zumindest subjektiv 
empfundenes) erhöhtes Infektionsrisiko vorhanden. Um 
diesen DRT-Nachteil auf ein Minimum zu begrenzen bzw. 
ähnlichen Komfort wie im eigenen Pkw zu bieten, werden 
zwei unterschiedliche DRT-Fahrzeugtypen analysiert: ein 
herkömmlicher Kleinbus und ein neuartiger Abteilbus. Inwie-
fern sich die Kosten der Anschaffung und des Betriebs von 
Abteilbussen zu Kleinbussen unterscheiden, wird durch ei-
ne Verkehrssimulation des DRT-Betriebs, ein ökonomisches 
Modell zur Ermittlung der Anschaffungskosten und eine an-
geschlossene betriebswirtschaftliche Analyse betrachtet.

Verkehrssimulation eines DRT-Betriebstags

Mit der Verkehrsfl usssimulation SUMO wird der DRT-
Betrieb eines Tages von 05:00 bis 23:00 Uhr simuliert. Es 
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wird angenommen, dass mit ca. 4.300 Fahrtanfragen eine 
typische Nachfrage an öffentlichen Verkehren im ländli-
chen Raum an einem Werktag vorliegt. Die werktägliche 
Nachfrage wird anhand einer für den ländlichen Raum ty-
pischen Tagesganglinie auf einzelne Stunden herunterge-
rechnet. Innerhalb einer Stunde wird eine Gleichverteilung 
angenommen. Die räumliche Verteilung der Nachfrage wird 
anhand von Verkehrsmengen auf Gemeindeebene eines 
bestehenden Nahverkehrsplans angenommen und anhand 
der Bevölkerungszahlen auf die einzelnen Dörfer verteilt. Die 
fahrtanfragenden Personen gehen von ihrem Startort zu ei-
ner ÖV-Haltestelle, setzen die Fahrtanfrage ab, warten auf 
das DRT-Fahrzeug, werden zur Haltestelle nahe dem Zielort 
gefahren und gehen von der Haltestelle zum Ziel. Der Dispo-
sitionsalgorithmus versucht bei der Zuweisung einer Fahrt-
anfrage zu einem freien Fahrzeug eine weitere Fahrtanfrage 
mit zuzuweisen, soweit die daraus resultierende neue Fahrt-
zeit nicht das Doppelte des Ursprünglichen überschreitet. 
Weitere Personen, deren Fahrtanfrage an Haltestellen ent-
lang einer durchgeführten Route liegen und die im selben 
Zeitraum bestehen, werden den bereits bestehenden Fahrt-
anfragen zugeordnet. Weitere Verkehre wie der ÖPNV, der 
Individualverkehr oder der Güterverkehr wurden in dieser 
ersten Simulation nicht berücksichtigt. Auch wurden Zeiten 
für den Fahrgastwechsel und das Laden der Batterie in der 
Simulation nicht berücksichtigt. Hier wird angenommen, 
dass die Betriebspause von 23 bis 5 Uhr ausreicht, um den 
simulierten Betrieb gewährleisten zu können. Diese Punkte 
sollen in den zukünftigen Simulationen verfeinert werden, 
wie auch die weitere Verbesserung des Dispositionsalgo-
rithmus, um die Mitnahme weiterer Personen bei möglichst 
wenig zeitlichen bzw. räumlichen Umwegen zu ermöglichen.

Tabelle 1 zeigt die Ergebnisse von drei Simulationsläufen, 
in denen nur die Zahl der zur Verfügung stehenden DRT-
Fahrzeuge variiert wurde. Bei sinkender Fahrzeugzahl 
steigt die Bündelung von Fahrten stark, und somit erhöhen 
sich auch die Wartezeiten. Da der Dispositionsalgorithmus 
lediglich geringe zeitliche Umwege in Kauf nimmt, steigt 
die Fahrtdauer bzw. Strecke nur sehr wenig und auch der 
Besetzungsgrad ist besonders bei hoher Fahrzeugzahl 
gering. Bei sinkender Fahrzeugzahl sinken die Standzeiten 
der Fahrzeuge erheblich. Jedoch steigt die Leerfahrtleis-
tung im Verhältnis stärker als die Fahrtleistung mit Perso-
nen durch vermehrte Fahrtenbündelung sinkt.

Ermittlung der Anschaffungskosten

Für die Ermittlung der Fahrzeuganschaffungskosten und der 
betriebswirtschaftlichen Analyse werden zwei Fahrzeugty-
pen betrachtet. Ein Kleinbus mit sechs Sitzplätzen, der den 
Vorzug bietet, dass er klein und leicht ist. Nachteilig ist, dass 
die Sitzplätze der Reisenden, die sich die Fahrt teilen, auf ei-
ner relativ geringen Fläche verteilt sind. Zudem wird ein Ab-

teilbus mit drei räumlich voneinander getrennten Abteilen mit 
bis zu sechs Sitzplätzen eingesetzt. Drei Sitze sind klappbar, 
sodass bei maximal drei sitzenden Reisenden in einem Abteil 
z. B. noch ein Rollstuhl oder Fahrrad mitgenommen werden 
kann. Da einer Person oder Reisegruppe ein gesamtes Abteil 
zugewiesen wird, kann die Mitnahme eines solchen Gegen-
stands garantiert werden. Die Abteile sind durch Scheiben 
voneinander getrennt und weden gesondert klimatisiert. Ne-
ben der höheren Masse hat der Abteilbus den Nachteil, dass 
nur drei Reisende bzw. Reisegruppen mitfahren können, d. h. 
der Kleinbus kann bis zu sechs einzelnd reisende Personen 
mitnehmen, der Abteilbus nur drei Personen. Der Abteilbus 
kann bis zu 18 Personen transportieren, soweit drei Gruppen 
nicht überschritten werden. Die Nachfrage, die den Simula-
tionen zugrunde lag, hat variierende Gruppengrößen nicht 
berücksichtigt. Tabelle 2 gibt einen Überblick über die Para-
metrisierung der Fahrzeugtypen.

Die Anschaffungskosten von Fahrzeugen stellen einen we-
sentlichen Faktor für die Berechnung der Wirtschaftlich-
keit von Geschäftsmodellen im Bereich DRT dar und sind 
maßgeblich für die Wettbewerbsfähigkeit im Vergleich mit 
konkurrierenden Mobilitätsangeboten (wie Pkw, Taxi, öf-
fentlicher Linienverkehr). Diese werden am Beispiel eines 
exemplarischen Transporters der Klasse N1 (Kleinbus) und 
N2 (DRT-Abteilbus) über das vom DLR entwickelte Fahr-
zeugtechnik-Szenariomodell VECTOR21 berechnet und 
dargestellt. Das Modell basiert auf der Kombination eines 
Bottom-Up- und Discrete-Choice-Ansatzes und simuliert 

Tabelle 1
Simulationen eines Demand-Responsive Transport-
Betriebstags mit unterschiedlicher Fahrzeugzahl

Indikatoren (ein Betriebstag)
Zahl DRT-Fahrzeuge

175 100 80

Beförderte Personen 4200 4200 4200

Personenkilometer 61.700 61.700 63.400

Fahrtenbündelung (%)1 43 60 97

Max. Zahl Reisende einer Fahrt 4 5 10

Mittlere Zahl Reisende je Fahrzeug 1,28 1,47 2,25

Mittlere Wartezeit auf Fahrt (min.) 5 11 38

Standardabweichung (mittlere Wartezeit) 6,4 10,81 25,63

Mittlere Fahrtdauer (min.) 14,5 14,8 15,1

Mittlere Fahrtstrecke (km) 14,7 14,7 15,1

Mittlerer zeitlicher Umwegfaktor wegen 
Fahrtenbündelung 1,032 1,033 1,042

Fahrzeug-Strecke (gesamt) (km) 66.000 70.000 71.000

Fahrzeug-Strecke (besetzt) (km) 56.000 52.000 46.000

Fahrzeug-Strecke (leer) (km) 8.200 17.500 25.000

Mittlere Standzeit (min.) 654 411 175
1 Fahrten mit mindestens zeitweise zwei Reisenden.

Quelle: eigene Berechnungen.
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agentenbasiert individuelle Kaufentscheidungen von Flot-
tenbetreibern vor dem Hintergrund des Wettbewerbs zwi-
schen konventionellen und alternativen Antriebssträngen 
unterschiedlicher Fahrzeugsegmente für Straßentrans-
portanwendungen. Über den Modellansatz werden an-
gebotsseitig Fahrzeugkonzepte und -technologien sowie 
nachfrageseitig Flottenbetreiber unter Berücksichtigung 
externer Einfl üsse und Verhaltensmerkmale des Verkehrs-
marktes kombiniert. Zur Berechnung der Anschaffungs-
kosten wird auf das Fahrzeug-Angebotsmodell fokussiert. 
Grundsätzlich beschränkt sich im Modell das Fahrzeugan-
gebot auf die auf dem Markt derzeit und zukünftig verfüg-
baren Nutzfahrzeugkonzepte und Technologieoptionen. 
Deshalb wurden Basisfahrzeuge nach dem heutigen Stand 
der Technik identifi ziert, die den Durchschnitt der Neuzu-
lassungen eines ganzen Fahrzeugsegments abbilden. Die 
Fahrzeug-Charakteristika der betrachteten Segmente N1 
(Kleinbus, 3,5 t) und N2 (DRT-Abteilbus, 7,5 t) wurden auf 
Basis einer umfassenden Literaturrecherche defi niert. 
Sie umfassen die Defi nition der Fahrwiderstandsparame-
ter wie Fahrzeugmasse, Rollwiderstands- und Luftwider-
standsbeiwert sowie die Konfi guration und Parametrisie-
rung der Schlüsselkomponenten im jeweiligen Antriebs-
strang. Um die individuellen Fahrzeugeigenschaften wie 
Nutzlast, Nutzvolumen, Reichweite, Energieverbrauch und 
Kaufpreis zu bestimmen, wird ein auf spezifi sche Trans-
portanwendungen optimierendes Kostenmodell genutzt. 
Darüber hinaus wird für jedes Fahrzeugsegment und jede 
Antriebsstrangtechnologie ein Technologieportfolio bereit-
gestellt, das in die vier verschiedenen Kategorien Antriebs-
strang, Leichtbau, Aerodynamik und weitere unterteilt ist. 
Es umfasst verschiedene einzelne Technologieoptionen, 
die die Effi zienz der Fahrzeuge je nach Transportanwen-
dung und Entwicklungspfad über die Zeit und abhängig 
z. B. von regulatorischer Gesetzgebung weiter verbessern.

Die beiden Transportfahrzeuge Kleinbus und DRT-Abteil-
bus wurden mit rein elektrischem Antriebsstrang und einer 
WLTP-Reichweite (Worldwide Harmonized Light Vehicles 
Test Procedure) von ca. 300 km ausgelegt. Die Anschaf-
fungskosten setzen sich auf Basis von stückzahlbasierten 
Lernkurveneffekten in den Kategorien Karosserie/Aufbau 
sowie Antriebsstrang (Elektrische Maschine, Leistungs-
elektronik, Batteriesystem) zusammen. Für alle Kompo-
nenten wird eine Kleinserie in Höhe von je 1.000 Einheiten 
angenommen, sodass Skaleneffekte in dieser Berechnung 
kaum zum Tragen kommen. Hieraus resultieren spezifi sche 
Kosten in Höhe von 28 Euro/kW für die E-Maschine, 23 Eu-
ro/kW für die Leistungselektronik und 272 Euro/kWh für das 
Batteriesystem. Die Produktionskosten für Karosserie/Auf-
bau liegen bei 18.000 Euro für den Kleinbus und 25.125 Eu-
ro für den DRT-Abteilbus. Inklusive Marge belaufen sich die 
Anschaffungskosten für den Kleinbus auf 94.500 Euro und 
für den DRT-Abteilbus auf 134.000 Euro.

Betriebswirtschaftliche Analyse

Ziel der Analyse ist eine Berechnung der Kosten des simu-
lierten DRT-Betriebs eines Tages mit 100 Fahrzeugen im Ver-
gleich der Fahrzeugtypen Kleinbus und Abteilbus. Es wurde 
eine Investitionsrechnung über den Zeitraum von zehn Jah-
ren mit einem kalkulatorischen Zins von 1,7 % durchgeführt. 
Dabei soll der simulierte Betrieb an 365 Tagen im Jahr unver-
ändert ablaufen und die Lebensdauer der Fahrzeuge zehn 
Jahre mit den zuvor ermittelten Anschaffungskosten betra-
gen (vgl. Tabelle 3). Die jährlichen Besitzkosten der Fahrzeu-
ge sind in Kosten für Energie, Reinigung und Instandhaltung 
unterteilt. Der Strompreis wurde mit 0,19 Cent je kWh ange-
setzt. Der mittlere Energiebedarf je Fahrzeugtyp kann Tabel-
le 2 entnommen werden. Dem Strombedarf für 70.000 km je 
Betriebstag werden noch 10 % für Verlustleistung durch das 
Laden hinzugerechnet. Für den Kleinbus wurden für den Rei-
nigungsprozess vier Minuten je Fahrzeug angesetzt, für den 
Abteilbus sechs Minuten. Die Instandhaltungskosten enthal-
ten jährlich 2 % der Anschaffungskosten für Wartung und 
Instandsetzung und zwei Reifensätze je Jahr, wobei für den 
schwereren Abteilbus 25 % höhere Reifenkosten gegenüber 
dem Kleinbus angesetzt wurden.

Zur Berechnung der Personalkosten wurde ein Kostensatz 
von 20 Euro je Stunde angenommen. Je Fahrzeug ist für die 
nächtliche Ladung eine Ladesäule notwendig. Neben den 
Anschaffungskosten von 75.000 Euro und einer Lebens-
dauer von zehn Jahren wurde für die Instandhaltung jährlich 

Tabelle 2
Parameter von Kleinbus und Demand-Responsive 
Transport-Abteilbus
Parameter Kleinbus DRT-Abteilbus

Masse 2.700 Kg 5.000 Kg

Länge 5 m 8 m

Geschwindigkeit 100 km/h 100 km/h

Achsen 2 2

Antriebssystem batterieelektrisch batterieelektrisch

Leistung E-Motor 100 kW 140 kW

Ladeintervalle Depot über Nacht Depot über Nacht

Ladeleistung 50 kW 50 kW

Energiebedarf 36 kWh/100km 51 kWh/100km

Reichweite (WLTP) 300 km 300 km

Kapazität Batterie 150 kWh 210 kWh

Automatisierung bis SAE-Stufe 2 bis SAE-Stufe 2

Abteile 1 3

Sitzplätze je Abteil 6 bis zu 6 (3 klappbar)

Sitzplätze ohne Fahrer 6 bis zu 18

Klimatisierung Einheitliches System, 
vom Fahrer eingestellt

Vier getrennte Kreisläu-
fe (Fahrer, 3 Abteile)

Quelle: eigene Berechnungen.
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2 % der Anschaffungskosten angenommen. Die Kosten der 
Fahrzeugdepots und der Verwaltung des Betriebs (Over-
head) wurden stark vereinfacht mit 2 % der Personalkos-
ten und 1.500 Euro je Fahrzeug und Jahr und 20 Euro je 
Fahrzeug und Tag angesetzt. Kosten für ein digitalisiertes 
Buchungs- und Dispositionssystem wurden nicht berück-
sichtigt, ebenso wenig wie eine differenzierte Betrachtung 
zur Fahrpreiserhebung. Bei einer vereinfachten Berech-
nung mit 1 Euro je Fahrt als Grundpreis plus 30 Cent je 
Fahrtkilometer wurden ca. 23.000 Euro Entgelteinnahmen 
je Betriebstag ermittelt. Der Abteilbus ist im direkten Fahr-
zeugvergleich ca. 45 % kostenintensiver als der Kleinbus. 
Die Personalkosten sind am höchsten.

In einer Gesamtbetrachtung inklusive der weiteren Kos-
tenpositionen liegt die Kostensteigerung des Abteilbus-
ses gegenüber dem Kleinbus bei knapp 10 %, die bei ei-
ner Fahrpreisfestsetzung entsprechend berücksichtigt 
werden müsste. In interdisziplinären Projektteams des 
DLR mit Verkehrspsycholog:innen, -ingenieur:innen und 
-ökonom:innen wird aktuell untersucht, inwiefern poten-
zielle Nutzende des Abteilbusses eine Angebotsqualitäts-
veränderung gegenüber dem Kleinbus wahrnehmen und 
bereit wären, einen höheren Fahrpreis zu zahlen.

Fazit

Die Corona-Pandemie zeigt aktuell große Auswirkungen 
auf die Nachfrage öffentlicher Verkehrsmittel. Dass vie-
le Menschen nicht auf engem Raum zusammenkommen 
möchten, ist ein Problem für den öffentlichen Verkehr, 

auch für die Zeit nach der Pandemie. Wie die Gesellschaft 
mit (subjektiv empfundenem) Infektionsrisiko umgehen 
wird, kann nicht vorhergesagt werden. Zumindest in länd-
lichen Gebieten mit geringerer Nachfrage gibt es Ansät-
ze, diesen Nachteil in einen möglichen Vorteil zu wandeln. 
Den Reisenden einen exklusiv nutzbaren Raum zur Ver-
fügung zu stellen, bietet Chancen, die Angebotsqualität 
des ÖPNV zu erhöhen. Gegenüber herkömmlichen Fahr-
zeugen sind Fahrzeuge mit zu teilendem Fahrgastraum 
mit Kostensteigerungen verbunden, die hier anhand eines 
Anwendungsbeispiels verkehrsmodellgestützt mit knapp 
10 % berechnet wurden. Es verbleibt die Frage, inwiefern 
sich die Angebotsqualität hierdurch verändern und sich 
dies schlussendlich auf die Nachfrage auswirken würde.
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Tabelle 3
Investitionsrechnung des Demand-Responsive Transport-Betriebs mit den unterschiedlichen Fahrzeugtypen

Element-
bezeichnung

Anschaffungskosten 
je Element in Euro

Besitzkosten je Jahr und Element in Euro Zahl 
Elemente

Nettobarwerte aller Elemente in Euro

Summe Personal Energie Reinigung Instandhaltung je Tag je Jahr 10 Jahre

Kleinbus 94.500 25.269 19.224 2.555 3.490 100 9.878 3.605.430 32.900.366

DRT-Abteilbus 134.000 37.335 29.370 3.285 4.680 100 14.426 5.265.398 48.047.956

Fahrpersonal 131.400 131.400 100 36.000 13.363.380 121.943.884

Ladesäulen 75.000 1.500 1.500 100 2.670 974.447 8.892.053

Depot u. Overhead 1.142.800 262.800 880.000 1 3.131 1.142.800 10.605.591

Summe Kleinbus 51.679 19.086.057 174.341.894

Summe Abteilbus 56.226 20.746.025 189.489.484

Quelle: eigene Berechnungen.
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Störungen der Geschäftsabläufe

Im Rahmen der Zusatzfrage wurde im Frühjahr 2021 – wie im 
Frühjahr 2020 – nach den Ursachen für Störungen in den Ge-
schäftsabläufen der Firmen gefragt. Die IW-Umfrage liefert 
damit ein differenziertes Risikoprofi l der deutschen Betriebe 
(vgl. Abbildung 1). Die Antwortmöglichkeiten können in ange-
botsseitige Störungen und nachfrageseitige Risiken unter-
teilt werden. Abbildung 2 liefert dazu die Anteile der Firmen in 
der Abgrenzung Dienstleistungen, Industrie und Baugewer-
be, wobei nur die starken Belastungen dargestellt werden.

Angebotsseitig betonen 80 % der Betriebe den Ausfall von 
Personal – z. B. wegen Krankheit, Betreuung von Angehöri-
gen – als eine Störung ihrer Geschäftsprozesse im Frühjahr 
2021. Zwei Drittel aller Firmen sieht dies als ein weniger aku-
tes, 13 % aber als ein starkes Problem. Starke Beeinträchti-
gungen durch fehlendes Personal werden in den Industrie- 
und Baufi rmen deutlich stärker befürchtet als im Dienstleis-
tungsbereich. Hier können auch betriebsinterne Kommu-
nikationsprobleme, etwa bei Homeoffi ce oder bestimmten 
Verwaltungsabläufen, genannt werden. So sprechen 8 % der 
Firmen von starken und fast 50 % von weniger starken Beein-
trächtigungen. Eine starke Betroffenheit sehen Dienstleister 
und Industrie in etwas höherem Maße als die Baufi rmen.

Unsicherheit bezüglich der Lockdown-Maßnahmen, der Öff-
nungsperspektiven sowie der Standortbedingungen sind für 
Firmen derzeit eine hohe potenzielle Störung der Geschäfts-
abläufe. 75 % der Firmen beklagt unklare Lockdown-Maß-
nahmen – mit fast 40 % weist dieser Punkt den höchsten Wert 
bei den stark zutreffenden Faktoren auf. Die Betroffenheit ist 
bei Dienstleistungen im Vergleich zu Industrie und Bau am 
höchsten. Gut 50 % nennt unsichere Standortbedingungen 
als eine Geschäftsstörung. Hier sind zusätzliche Regulierun-
gen der Arbeitsbeziehungen, wie Testpfl icht am Arbeitsplatz 
oder das Recht auf Homeoffi ce, zu nennen. Über alle Bran-
chen hinweg sprechen 18 % von einem hohen Risiko für ihre 
Betriebsabläufe – in der Industrie sind es sogar 21 %.

Unsicherheit und Volatilitäten in den Wertschöpfungsketten 
belasten gut 50 % der Firmen. Je nach Argument sprechen 
rund 15 % bis 20 % von starken Problemen in den Netzwer-
ken. Diese Risiken werden vor allem von der Industrie, aber 
auch von Baufi rmen genannt. Die Verfügbarkeit von inländi-
schen Vorleistungen sowie Einschränkungen bei der Logistik 
– durch Grenzkontrollen oder fehlende Transportkapazitä-
ten – sehen fast ein Siebtel der Betriebe als starkes und gut 

Die Corona-Pandemie stellt auch im Frühjahr 2021 eine gro-
ße Herausforderung dar. Aus ökonomischer Sicht wird die 
Volkswirtschaft auf ihrer Angebots- und Nachfrageseite be-
einträchtigt. Auf der Angebotsseite werden Wertschöpfungs-
ketten und Produktionsprozesse gestört, weil ausländische 
und inländische Zulieferungen – wie bei Halbleitern – stocken 
und Transportwege eingeschränkt sind. Die Beschäftigten 
können aufgrund begrenzter Bewegungsfreiheit, geschlos-
sener Bildungseinrichtungen sowie gesundheitlicher Vor-
sichtsmaßnahmen nicht wie gewohnt arbeiten. Gleichzeitig 
wird die inländische Nachfrage durch Lockdown-Maßnah-
men – wie Teilschließungen des Handels, der Gastronomie 
und der Kulturwirtschaft – sowie durch eine Investitionszu-
rückhaltung infolge hoher wirtschaftlicher Unsicherheit be-
schränkt. Das Infektionsgeschehen weltweit belastet auch 
die Nachfrage nach deutschen Exportgütern, wenngleich 
sich die deutschen Ausfuhren infolge der schnellen und kräf-
tigen Erholung der Weltwirtschaft gut entwickelt haben. 

Im Frühjahr 2021 kämpfen viele Länder mit einer weiteren In-
fektionswelle. Diese führt zu erneuten Einschränkungen im 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben. Vor diesem 
Hintergrund wurden von Ende März bis Mitte April 2021 im 
Rahmen der Konjunkturumfrage des Instituts der deutschen 
Wirtschaft (IW) 2.814 Unternehmen in Deutschland nach 
den aktuellen Risiken für ihre Geschäftsabläufe befragt.
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Bei den nachfrageseitigen Belastungen ergibt sich ein ge-
spaltenes Bild: Nur 25 % aller Betriebe konstatiert, dass Ab-
satzunsicherheiten im Inland kein Problem darstellen. Für 
45 % stellt dies eine weniger starke Herausforderung dar. 
Aber für fast ein Drittel sind inländische Nachfragerisiken so-
gar ein starkes Problem. Das gilt für Dienstleister und Bau et-
was stärker als für die Industrie, bei der die Auslandsgeschäf-
te eine höhere Bedeutung für den Umsatz haben. Exportver-
unsicherungen stellen für die Industrie eine erheblich höhere 
Herausforderung dar. Während volatile Auslandsmärkte für 
deutlich weniger als ein Zehntel der Dienstleister und Baufi r-
men ein hohes Risiko darstellen, sind es in der Industrie fast 
ein Fünftel der Betriebe. Unter den Firmen, die eine Orientie-
rung auf globale Märkte angeben, liegt der entsprechende 
Wert bei ebenfalls fast 20 %. Mit Blick auf alle Firmen sowie 
die Industrie im Speziellen liefert eine Differenzierung nach 
europäischem Markt und dem Handel mit nicht-europäi-
schen Ländern keine nennenswert abweichenden Befunde.

Abgleich mit Frühjahr 2020

Auch im Frühjahr 2020 wurden die Auswirkungen der Pan-
demie auf die Geschäftsabläufe der Firmen ermittelt (Bardt 
und Grömling, 2020). Es zeigten sich keine relevanten Unter-
schiede in der Einschätzung der Industrie- und Dienstleis-

40 % als ein weniger starkes Risiko. Ein Siebtel aller Firmen 
befürchtet auch starke Produktionsstockungen durch feh-
lende ausländische Zulieferungen, ein Drittel sieht schwache 
Beeinträchtigungen. Gut ein Fünftel aller Betriebe moniert 
die eingeschränkten internationalen Arbeitsmöglichkeiten, 
da z. B. Monteurdienstleistungen im Ausland, der grenzüber-
schreitende Mitarbeiteraustausch und Verkaufsgespräche 
nicht oder kaum möglich sind. Hier ist das Belastungsniveau 
in der Industrie am höchsten. Es kann davon ausgegangen 
werden, dass die Pandemie den Strukturwandel – hinsichtlich 
was und wie produziert wird – sowie die Wertschöpfungsket-
te eines Gutes von Forschung bis Verkauf neu formen und 
beschleunigen wird (Grömling, 2021). Gut 50 % der Befrag-
ten gab an, dass ein forcierter Wandel der Geschäftsmodel-
le, z. B. durch digitale Konkurrenten, den Betrieb unter Druck 
setzt. Ein Sechstel sieht dies sogar als starke Herausforde-
rung – bei den Dienstleistern ist es ein Fünftel.

Für fast 75 % der Firmen stellen Finanzierungsprobleme, z. B. 
durch eingeschränkte Kreditmöglichkeiten, keine Störung 
der Geschäftsabläufe dar. Im starken Ausmaß betrifft dies 
nur 6 % aller Betriebe. Fehlende Unterstützungen, wie aus-
stehende staatliche Unterstützungsleistungen, moniert ein 
Drittel der Betriebe. Bei 11 % der Firmen stellt dies aktuell ein 
starkes und branchenübergreifend gleiches Problem dar.

Abbildung 1
Störung der Geschäftsabläufe im Frühsommer 2021
Angaben in % der befragten Unternehmen

Quelle: IW-Konjunkturumfrage im März/April 2021.

Abbildung 2
Belastungen nach Branchen im Frühsommer 2021
Anteil der befragten Unternehmen, die starke Beeinträchtigungen ihrer 
Geschäftsabläufe durch die folgenden Argumente erwarten in %

Quelle: IW-Konjunkturumfrage im März/April 2021.
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• Mittels Monitoringsystemen in Echtzeit mit automa-
tisiertem Datenaustausch zwischen allen Firmen der 
Lieferkette können Betriebe Störungen frühestmög-
lich erkennen und Gegenmaßnahmen einleiten. Dies 
verstärkt vor allem die Agilität und reaktiven Kapazitä-
ten der jeweiligen Lieferkette. Eine ausreichende und 
qualitativ hochwertige Datengrundlage würde zudem 
die Nutzung von KI im Lieferkettenrisikomanagement 
ermöglichen (Baryannis et al., 2019).

• Firmen sollten in- und ausländische Kompensations-
möglichkeiten betrachten. Deutschland ist in einigen 
Vorleistungsgütergruppen selbst Netto-Exporteur und 
es gibt zudem auf dem Weltmarkt oftmals mehrere Al-
ternativen für die meisten Vorleistungsgütergruppen 
(vbw, 2020). Eine Diversifi zierung der Lieferketten und 
eine Analyse strategischer Abhängigkeiten kann die 
Resilienz von Firmen erhöhen, dabei muss der Trade-
off zwischen Kosten und Risiko abgewogen werden 
(Kolev und Obst, 2020).

• Die Verbesserung der Resilienz der Lieferketten muss Teil 
der langfristigen strategischen Planung sein. Es gilt vor 
allem unternehmensübergreifende Organisationsstruktu-
ren zu etablieren, um die Zusammenarbeit mit den Betei-
ligten effi zient zu gestalten. Dazu gehört ein etabliertes 
Krisenkonzept, das wichtige Zulieferer einschließt und 
Unsicherheit bei Disruptionen mindert. Resilienz bedeu-
tet nicht nur, dass der Eintritt bestimmter Risiken vermie-
den werden soll, sondern, dass im Falle eines Schadens 
eine schnelle Rückkehr zur vollen Produktion möglich ist.
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tungsbetriebe. Im Gegensatz zur Finanzmarktkrise 2009 und 
zur aktuellen Lage wurden nach Ausbruch der Pandemie die 
Erwartungen der Industrie- und Dienstleistungsfi rmen zu An-
fang gleichermaßen stark beeinträchtigt. Deutlich schwächer 
waren die erwarteten Belastungen im Baugewerbe.

Bei den Erwartungen stand im Frühjahr 2020 vor allem der 
Nachfrageschock im Vordergrund, – wobei sich die negati-
ven Einschätzungen im Zeitverlauf verringerten. Nach den 
Anfangs hohen Werten belief sich der Anteil der Firmen, die 
starke Nachfrageeinschränkungen im Inland im Frühjahr/
Sommer 2020 erwarteten, relativ konstant auf rund 45 %. Der 
Anteil der Firmen, die kurzfristig eine starke Beeinträchtigung 
der Auslandsnachfrage sahen, lag relativ konstant bei gut 
25 %. Diese Werte sind deutlich höher als im Frühjahr 2021.

Daneben waren fehlende importierte Vorleistungen die größ-
te Angebotsstörung. Gut 25 % der Firmen sah sich davon 
stark, weitere 45 % schwach betroffen. Hier ist die aktuelle 
Lage deutlich entspannter. Der Produktionsausfall durch 
fehlende inländische Vorleistungen war für weniger als ein 
Fünftel ein starkes und gut 40 % der Betriebe ein schwaches 
Problem. Dies liegt nahe an den aktuellen Werten. Durch feh-
lende Mitarbeiter:innen sahen sich im Frühjahr 2020 rund ein 
Siebtel stark und fast 50 % der Firmen schwach beeinträch-
tigt. Das entspricht nahezu der aktuellen Risikoeinschät-
zung. Knapp ein Fünftel der Firmen sahen akute und starke 
Finanzierungsschwierigkeiten. Der Anteil der Betriebe, die 
2020 mit starken Finanzierungsproblemen bis Ende 2021 
rechneten, lag in ähnlicher Größenordnung, was aus der da-
maligen Sicht der Firmen auf eine nicht nur kurzfristig not-
wendige Liquiditätssicherung hindeutete. Laut der aktuellen 
IW-Umfrage hat sich das Finanzierungsrisiko reduziert.

Reaktionsmöglichkeiten auf Unternehmensebene

Die vielen Ursachen für Störungen des Geschäftsablaufs 
stellen Firmen vor vielfältige Aufgaben. Dazu gehören 
Maßnahmen des Arbeitsschutzes und Testangebote zum 
Schutz vor Ansteckungen ebenso wie Notfallkonzepte, 
die sowohl lang- wie auch kurzfristig eine klare Orien-
tierung geben (Nohria, 2020; Deloitte, 2020). Aufgrund 
des zunehmenden Wissens über Ansteckungswege und 
Schutzmöglichkeiten sind Aktualisierungen notwendig. 
Andere Restriktionen sind schwieriger zu überwinden. 
Dienstreisen werden zwar teilweise durch Videokonferen-
zen ersetzt, die hohe Bedeutung dieser Probleme zeigt 
jedoch, dass die Ersatzmöglichkeiten an Grenzen stoßen 
und Einschränkungen für die Geschäftstätigkeit verblei-
ben. Im Fokus der Diskussion stehen oftmals Probleme 
in den Wertschöpfungsketten, da Vorprodukte nicht oder 
nur eingeschränkt lieferbar sind. Firmen können verschie-
dene Maßnahmen treffen, um ihre Lieferketten resilienter 
zu gestalten (Biedermann und Kotzab, 2019, 2021).
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Für den deutschen Außenhandel wählt die PLS-Methode 
aus dem umfassenden Schiffsdatensatz neben deut-
schen Häfen auch Positionen in Nord- und Ostsee sowie 
dem Mittelmeer aus. Weitere Häfen in Europa und ande-
ren Weltregionen gehen in das Modell ein und spiegeln 
die europäische bzw. globale wirtschaftliche Aktivität 
wider. Als Zielvariablen werden für diese Analyse die 
preisbereinigten monatlichen Importe und Exporte in Ab-
grenzung des Spezialhandels verwendet. Der Kiel Trade 
Indicator wird zur Monatsmitte und zum Beginn des Fol-
gemonats berechnet. Damit liegt der Indikator bis zu zwei 
Monate vor der Veröffentlichung der Außenhandelszahlen 
vor. Um die Berechnung des Indikators in der Praxis zu 
simulieren, werden vergangene Werte mit Hilfe einer „out-
of-sample“-Analyse prognostiziert. Für die Modellierung 
werden demnach jeweils alle Beobachtungen einbezogen 
mit Ausnahme jener, die geschätzt werden soll.1

Die resultierenden Handelsindikatoren weisen einen deut-
lichen Gleichlauf mit den Zuwachsraten des Spezialhan-
dels auf (vgl. Abbildungen 1 und 2). Dies trifft sowohl auf 
die Exporte als auch auf die Importe zu, obwohl der Anteil 
des Seeverkehrs für Deutschland am Gesamtwert des 
Warenhandels nur rund ein Fünftel beträgt. Maßgeblich 
hierfür dürfte sein, dass durch die Auswahl der Häfen und 
Positionen Proxys sowohl für die deutsche wirtschaftliche 
Aktivität, als auch für die europäische und globale Kon-
junktur in die Berechnung einfl ießen.

Auch der Einbruch des Warenhandels im Zuge der ersten 
Corona-Welle im Frühjahr 2020 wird von den schiffsdaten-
basierten Indikatoren mit zunehmender Datenverfügbar-
keit nachvollzogen. Vor allem der starke Rückgang im April 
2020 wird unter Einbeziehung der Schiffsdaten bis zum 
Monatsende recht gut prognostiziert, wenngleich er etwas 
unterschätzt wird. Der Rückgang im März wird dagegen 
noch nicht durch den Indikator erfasst. Dieser ist vor allem 
auf den Rückgang der Handelsaktivität auf dem Landweg 
zurückzuführen. So lagen die nominalen Warenexporte 
auf dem Seeweg im März 2020 nur rund 4,5 % unter ihrem 
Vorjahresniveau und erst im Folgemonat brachen sie um 
knapp ein Drittel ein. Die Einschränkungen des internatio-

1 Aufgrund dieser Methode kann es auch für vergangene Monate zu un-
terschiedlichen Werten kommen, da sich die Algorithmen eigenstän-
dig verbessern.
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Rund 80 % des weltweiten Handelsvolumens bzw. 70 % 
des Werts aller gehandelten Güter werden auf dem See-
weg befördert (UNCTAD, 2018). Hochfrequente Schiffs-
positionsdaten, mit denen sich Bewegungen aller Fracht-
schiffe weltweit verfolgen lassen, können daher zeitnah 
verfügbare Informationen zur internationalen Handelsak-
tivität liefern. Diese Daten werden mittels des Automati-
schen Identifi kationssystems (AIS) durch Radiosignale 
erhoben und wurden bereits in mehreren Studien, unter 
anderem des Internationalen Währungsfonds, zur Ana-
lyse der Handelsaktivität genutzt (Arslanalp et al., 2019; 
Cerdeiro et al., 2020). In einer neuen Studie des IfW Kiel 
macht Stamer (2021) die Schiffspositionsdaten für die 
Analyse internationaler Warenströme nutzbar. Dafür 
werden wöchentlich aktualisierte Positionsdaten für alle 
Containerschiffe weltweit beginnend mit dem Jahr 2015 
ausgewertet. Der Datenanbieter FleetMon stellt tägliche 
Positionen der Frachtschiffe auf See sowie Portcalls, al-
so die Ankünfte und Abfahrten in Häfen, zur Verfügung. 
Insgesamt handelt es sich um etwa 2 Mio. Positionen und 
500.000 Hafenankünfte pro Jahr. Die Positionsdaten be-
inhalten den aktuellen Tiefgang sowie den Kurs des Schif-
fes, die Portcalls, den Tiefgang des Schiffes bei Ankunft 
und Abfahrt. Angaben zur Ladung der Schiffe liegen nicht 
vor, allerdings kann die Auslastung über den Tiefgang ab-
geschätzt werden. Aus diesem Datensatz werden etwa 
1.200 monatliche Zeitreihen abgeleitet, z. B. die Auslas-
tung von Containerschiffen aus dem Hamburger Hafen.

Aus diesen Zeitreihen werden mit der Methode der Par-
tial Least Squares (PLS) für jede Zielvariable die jeweils 
wichtigsten erklärenden Variablen ausgewählt. Ergebnis 
des PLS-Modells ist eine Prognose der monatlichen Zu-
wachsrate von Import- und Exportzeitreihen basierend 
ausschließlich auf Schiffspositionsdaten. Diese Prognose 
kann auch als Indikator interpretiert und fl exibel in kon-
ventionellen Prognosemodellen gemeinsam mit anderen 
Frühindikatoren ausgewertet werden. Die folgenden Ana-
lysen beschränken sich auf den Nowcast für den deut-
schen Warenhandel (Kiel Trade Indicator).
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die monatlichen deutschen Exporte im Zeitraum von 
2015 bis 2019 ist vergleichbar mit dem der konventio-
nellen Frühindikatoren; für die Importe liegt der mittlere 
Prognosefehler des Handelsindikators sogar merklich 
unter dem anderer Frühindikatoren (vgl. Abbildung 3). Im 
ersten Halbjahr 2020 – also während der großen, Coro-
na-bedingten Schwankungen im internationalen Handel 
– schneiden die neuen Indikatoren im Vergleich der mitt-
leren Prognosefehler deutlich besser ab als konventionel-
le Frühindikatoren. Dies gilt für Exporte und Importe, für 
letztere jedoch in besonderem Maße.

Die Ergebnisse zeigen, dass der Kiel Trade Indicator für 
den deutschen Warenhandel eine wertvolle Ergänzung zu 
konventionellen Frühindikatoren darstellt. Die Indikatoren 
sind ein Beispiel dafür, wie „Big Data“ für die makroöko-
nomische Analyse eingesetzt werden können (Ademmer 
et al., 2021). Aufgrund der nahezu tagesaktuellen Verfüg-
barkeit der Daten ist der Kiel Trade Indicator insbeson-
dere auch in Krisenzeiten, in denen hohe Unsicherheit 
herrscht und traditionelle Indikatoren oft erst mit größerer 
Verzögerung Signale liefern, nützlich.

Saskia Meuchelböck, Vincent Stamer

Institut für Weltwirtschaft

saskia.meuchelboeck@ifw-kiel.de, vincent.stamer@ifw-kiel.de
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nalen Warenhandels aufgrund der Lockdown-Maßnahmen 
zur Eindämmung der Pandemie schlagen sich daher erst 
im April im Indikator nieder. Dies gilt auch für die Importe. 
Im Hinblick auf die aktuelle Entwicklung deuten die Han-
delsindikatoren für die Exporte zum Auftakt des zweiten 
Quartals 2021 eine Fortsetzung der Erholung an.

Zur Evaluierung der Prognosegüte des Kiel Trade Indica-
tor für die monatlichen deutschen Exporte und Importe 
werden zum Vergleich Prognosemodelle mit konventi-
onellen Frühindikatoren geschätzt. Dafür werden die ifo 
Exporterwartungen, das ifo Importklima sowie der RWI/
ISL-Containerumschlag-Index verwendet. Der durch-
schnittliche Prognosefehler, gemessen mittels des Root 
Mean Square Error (RMSE), des Kiel Trade Indicator für 

Abbildung 3
Root Mean Square Error verschiedener Prognose-
modelle vor und während des Corona-Schocks

Anmerkungen: Für Prognoseevaluation werden ARX-Modelle mit jeweils 
einem konventionellen Frühindikator für den deutschen Export geschätzt. 
Es wird – wie für die Erstellung des Kiel Trade Indicators – die „leave-one-
out“-Methodik angewendet. Die Zahl der Lags wird für jede Schätzung neu 
mittels des AIC-Kriteriums ausgewählt. Die ARX-Modelle mit den konven-
tionellen Frühindikatoren werden jeweils für den gesamten Zeitraum ihrer 
Verfügbarkeit geschätzt. Für Details zur Methodologie: Stamer (2021). 

Quelle: Berechnungen des IfW Kiel.
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Abbildung 1
Nowcast und ex-post Werte der preisbereinigten 
monatlichen Exporte

Monatsdaten, letzter Wert: März (Spezialhandel), April (Indikatoren).

Quelle: Destatis, Berechnungen des IfW Kiel.

Abbildung 2
Nowcast und ex-post Werte der preisbereinigten 
monatlichen Importe

Monatsdaten., letzter Wert: März (Spezialhandel), April (Indikatoren).

Quelle: Destatis, Berechnungen des IfW Kiel.
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